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Vorwort



Liebe Leserinnen und Leser,

vor 65 Jahren, als der erste „Europakongress“ unter der Schirmherrschaft  von Winston Churchill in Den Haag zusam-
menkam, konnten die Teilnehmer von dem, was wir heute „unser Europa“ nennen, bestenfalls träumen. Damals, drei 
Jahre nach Kriegsende, galt die Idee eines politisch, wirtschaft lich und sozial geeinten Europas noch als kühn. Heute 
ist sie Realität, und droht gerade aus der Mode zu kommen.

Wo immer heute von Griechenland oder Portugal, Italien oder Rumänien die Rede ist, geht es um Schulden, Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit. Europa wird zum Synonym für Krise und für eine wachsende Kluft  zwischen Nord und Süd.

Diese Empfindung geht zulasten der Zuversicht, die wir dringend brauchen. Wo stünden wir, als Deutsche, als Franzo-
sen oder als Spanier  heute ohne unser Europa? Wo stünden wir ohne unseren Binnenmarkt, unsere Freizügigkeit und 
unseren Euro?

Was wir jetzt dringend brauchen, sind Stabilität und Planungssicherheit, rechtlich, politisch und ökonomisch. Denn nur 
auf diesem Fundament kann die Industrie als Motor unseres Wohlstands weiter investieren und erfolgreich arbeiten.

Wir brauchen auch, und das ist aus meiner Sicht ein zentraler Punkt, eine gerechte Verteilung der Chancen und der 
Lasten, die im Zuge der Krisenbewältigung in den kommenden Jahren auf uns zukommen. Denn die Menschen werden 
ihren eigenen Beitrag nur dann aus Überzeugung leisten, wenn auch die Nachbarn einen fairen Anteil tragen. Und das 
gilt auch für Banken, Versicherungen und Unternehmen.

Was wir dagegen nicht mehr brauchen, ist eine Diskussion über die Notwendigkeit eines grenzenlosen Europa. Denn das 
wird heute, vor allem von den jungen Menschen, längst mit Selbstverständlichkeit gelebt. Für uns in Nordrhein-Westfalen 
sind die Niederlande, Belgien oder Frankreich schon lange kein richtiges Ausland mehr, und für viele sogar näher dran 
als etwa Brandenburg oder Bayern.

Aus eigenem Erleben kann ich berichten: Die Deutschen sind aus tiefer Überzeugung für ein geeintes Europa. Sie wollen 
in Frankreich studieren, in Italien promovieren und in Schweden arbeiten. Sie wollen off ene Grenzen, off ene Märkte und 
Solidarität. Und sie lieben den Frieden.

Als unser Europa nach dem Krieg über die EGKS seinen Anfang nahm, gingen Wirtschaft  und Politik voran – und die 
Menschen folgten. Heute sind es die Menschen, die Europa im täglichen Leben voran bringen. Und mit wachsender 
Ungeduld darauf warten, dass die Politik endlich folgt und die Probleme löst.  

Zu einer weiteren politischen und rechtlichen Annäherung in Europa gibt es daher keine Alternative. Ich wünsche mir 
daher, dass unsere Regierung nun endlich zupackt und vorangeht: entschlossen, solidarisch und mit gutem Beispiel.

      
       Ihr

Dr. Klaus Engel ist Vorstandsvorsitzender der Evonik Industries AG und Kuratoriumsvorsitzender 
der Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik
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Erstaunliche Nachrichten: In Kiew 
gehen gerade Zehntausende auf die 
Straße und demonstrieren für die As-
soziierung der Ukraine mit der EU. 
Sind die von allen guten Geistern ver-
lassen, oder können wir Alt-Europäer 
wiederentdecken, was wir unacht-
sam verschüttet haben? – Eines 
erscheint klar: Europa steht wieder 
auf der Agenda. Inmitten schlechter 
„vibrations“ wie Spardiktat, Zerfall-
serscheinungen und populistischer 
Fliehkräfte taucht hinter Drohkulissen 
wie Finanz-, Schulden-, Wirtschafts- 
und Währungskrise das Europa auf, 
von dem die Gründerväter geträumt 
haben.

Das Friedensprojekt „Europa“ wurde 
über die Wirtschaft und den gemein-
samen Markt eingestielt. Das war klug 
und hatte gute Gründe. Erbfeind-
schaften überwindet man am ehes-
ten durch gemeinsamen Profit. Ist es 
darin nun versackt? Was ist, wenn der 
Profit mal schwächelt? Ist Europa nur 
noch Euro-Zone?

Kein Zweifel: Die Währungskrise (die 
Teilnehmer unserer forsa-Umfrage 
nennen die Krise beharrlich Banken-
krise) ist für die „WG Europa“ ein enor-
mer Stressfaktor. Er mindert den Ku-
schelfaktor der größten Erfolgsphase 
und längsten Friedenszeit des Konti-

nents. Aber bringt die Krise Staaten 
und Menschen nur auseinander? Rü-
cken sie nicht auch näher zusammen? 
Auf jeden Fall belebt sie die tieferen 
Motive und beseitigt Illusionen. Das 
kann nicht schaden.

Europa war und ist ein Kontinent der 
Gegensätze. Man kann über Europa 
sagen, was man will. Es stimmt im-
mer. Irgendwie und irgendwo. Also 
lohnt es, Kompass, Sextant und Lot-
blei dabei zu haben und sie eifrig zu 
benutzen. Das hat BAPP mit seinem 
Forschungsprojekt getan, nicht mehr, 
aber auch nicht weniger.

Die Messdaten erscheinen wider-
sprüchlich: Es gibt einen wachsen-
den Widerstand gegen die Rege-
lungswut der Brüsseler Bürokraten. 
Die Lebenswirklichkeit der Leute 
ist oft meilenweit entfernt vom Ver-
einheitlichungswahn der Schreib-
tischtäter. – Andererseits sind die 
EU-Bürger in großer Mehrheit vom 
Sinn der Einigung überzeugt. 76 Pro-
zent befürworten sogar (Nennungen 
ohne Vorgaben!) – man stelle sich vor! 
- eine gemeinsame Verteidigung. Für 
Silberrücken in nationalen Regierun-
gen eine unrealistische Vision! Wer 
wollte da auf seine Armee verzichten! 
Die Leute sind da sehr viel weiter. Sie 
spüren, dass eine Armee, die rings-

um von Freunden umgeben ist, auch 
eine gemeinsame sein kann. – Laufen 
viele Trennungslinien vielleicht gar 
nicht zwischen den Mitgliedstaaten, 
sondern innerhalb der nationalen 
Gesellschaften? – Bewegungen sind 
oft stärker als Parteien und Kabinette. 
Sie mobilisieren aus dem Bewusst-
sein fälliger Notwendigkeit heraus 
enorme Menschengruppen, während 
Funktionäre der politischen Kaste am 
Wegrand Papierfähnchen schwenken 
und nicht mehr richtig wissen, was 
eigentlich gespielt wird.

Niemand, der seine Sinne beisammen 
hat, wünscht sich zurück in das Euro-
pa der Schießscharten und Schützen-
gräben. Auch populistische Trends 
können das nicht konterkarieren. Sie 
schäumen zwar auf -  leider dann und 
wann auch aus gegebenem Anlass, 
können Schaden stiften, scheitern 
aber letztlich an ihrer Eindimensio-
nalität. Sie sind immer nur beschränkt 
zuständig.

Die Leute sind wechselwählerisch ge-
worden. Sie sind multi-tasking. Sie 
tun das eine und lassen nicht das 
andere. 

Die meisten Probleme Europas sind 
hausgemacht. Die Südstaaten wis-
sen - bei ehrlicher Gewissenserfor-

Europa in der 
Krise 

TEXT VON    ∕    BODO HOMBACH   ∕   BAPP PRÄSIDENT



schung - sehr wohl, was sie haben 
schleifenlassen. Das Stabilitätskon-
zept ist sehr wohl verstanden worden. 
Auch Frankreich will ins richtige Ziel, 
hat aber auf‘s falsche Pferd gesetzt. 
Kein Deutscher misstraut aber „den“ 
Franzosen, wie es für unsere Großvä-
ter üblich war. In einem Familienver-
band sind hausgemachte Probleme 
gleichzeitig häusliche Probleme. Da 
knallen dann schon mal die Türen, 
aber niemand zieht aus.
Mir erscheint Europa als eine Art 
Sinfonieorchester. Wenn jeder sein 
eigenes Instrument spielt, ist alles in 
Ordnung, und wir hören schöne Mu-
sik. Schlimm wird es nur, wenn jeder 
ein eigenes Stück spielen will.

Der Begriff  „Krise“ stammt aus dem 
Griechischen und bedeutet ursprüng-
lich „Meinung“, „Entscheidung“, 
„Höhe- und Wendepunkt“. Das sind 
eigentlich positive Konnotationen. 
Wolfgang Schäuble ist überzeugt 
„Europa bewegt sich am stärksten 
in Krisen voran.“ BAPP führte 21 In-
terviews mit deutschen Politikern, 
Wissenschaftlern, Unternehmern, 
Gewerkschaft ern und Medien-Ver-
tretern. Alle sahen in der Krise die 
Chancen. Diese werden sichtbar, so 
kann man sie leichter nutzen.
Die Interviewten bekennen sich ein-
deutig zum „Projekt Europa“ in kul-

tureller Vielfalt, benennen aber auch 
ungeschönt die off enen Probleme. 
Erfreulich viele davon sind quanti-
fizierbar. Man könnte sie rasch und 
pragmatisch lösen. Andere brauchen 
den guten Willen der Partner. Es ver-
zieht sich der Nebel, gangbare Wege 
tauchen auf. Wieder andere wären 
durch strukturelle Verbesserung 
der Instrumente lösbar, zweifellos 
ein schwieriges Feld. – Erstaunlich 
oft  verschärfen sich die Friktionen 
durch eine miserable Kommunikati-
on. Nichts gegen Elefanten – das sind 
prächtige Tiere, aber im Porzellan-
laden sind sie deplatziert. Herr Bar-
roso hat das vorgemacht, als er den 
Exporterfolg der Deutschen in einer 
Weise thematisierte, die diese nur 
missverstehen konnten.

Ich bin überzeugt: Nicht das Europa 
der Nationen, sondern das der Regi-
onen wird Grundmuster der inneren 
Einigung. Die Menschen brauchen 
und wollen ein gutes Wohngefühl in 
vertrauter Umgebung. Dann gehen 
sie mit Neugier und Faszination auf 
andere zu. Einen Schritt wagt nur der-
jenige, der sicheren Grund unter den 
Füßen hat.

Manfred Güllner von Forsa sieht in der 
friedlichen Nachbarschaft  das zentra-
le Qualitätskriterium für das Binnen-

wachstum der Union. Das bestätigen 
alle Umfragen. In zehn Jahren“, so 
Wolfgang Clement, „werden wir mehr 
Europa haben, allerdings auf den Fel-
dern, auf die es ankommt.“ – Politiker 
haben also die Wahl zwischen der Rol-
le des jugendlichen Liebhabers oder 
des komischen Alten.

Ist das die richtige Diagnose oder Pfei-
fen im Wald? Appell oder Interpreta-
tion? – Wir werden sehen. Vielleicht 
macht uns die anstehende Wahl zum 
Europäischen Parlament schon wie-
der klüger, und sei es, dass sie uns 
weitere Illusionen nimmt.

Bodo Hombach ist Präsident der Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik. 
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Meinungen der 
Deutschen zu 
Europa1
TEXT VON    ∕    MANFRED GÜLLNER

*) Die hier dargestellten Ergebnisse beruhen auf einer Untersuchung, die forsa im Auftrag von 
BAPP Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik GmbH durchgeführt hat.

1. Assoziationen zu Europa*)

Das Bild der Deutschen von Europa 
wird zur Zeit von der Euro-Krise bzw. 
der Diskussion über die Zukunft des 
EURO als europäische Währung über-
lagert.

Viele Deutsche verbinden aber trotz 
der Krise mit Europa noch immer 
positive Assoziationen wie „offene 
Grenzen“, die Gemeinschaft an sich 
und deren friedenstiftende Wirkung.

An Konflikte innerhalb der EU bzw. die 
Brüsseler Bürokratie denken derzeit 
spontan nur relativ wenige Bürger.

Euro, Währungsunion

Euro-Krise

Krisenregionen wie Griechenland

Ländergemeinschaft

offene Grenzen

Wirtschaftsunion

Frieden 60 Jahre

Kultur, kultureller Austausch

Brüssel, Institutionen der EU,  Bürokratie

Unstimmigkeiten

32

32

13

22

19

14

9

6

7

5
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*) Die hier dargestellten Ergebnisse beruhen auf einer Untersuchung, die forsa im Auftrag von 
BAPP Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik GmbH durchgeführt hat.

Europa-Freundlichkeit der Deutschen

14

Nein

Ja

82

Nachteile

Vorteile

30

52

Nein

Ja

39

58

Auch aus heutiger Sicht ist es richtig, dass sich 
Deutschland immer für die Einigung Europas 
eingesetzt hat.

Deutschland hat durch sein Engagement für 
Europa und die Mitgliedschaft in der EU alles 
in allem mehr Vorteile/ mehr Nachteile

Die Entscheidung für den Euro als einheitliche 
Währung war auch aus heutiger Sicht richtig.

2. Einstellungen zu Europa, zum eu-
ropäischen Einigungsprozess und 
zum EURO

Die Deutschen interessieren sich für 
europäische Politik im selben Maße 
wie für lokal- oder bundespolitische 
Entscheidungen in Deutschland. 

Trotz der Euro-Krise ist die generelle 
Europafreundlichkeit der Deutschen
nicht beeinträchtigt. So halten es 
über 80 Prozent für richtig, dass sich 
Deutschland immer für die Einigung 
Europas eingesetzthat, nur 14 Prozent 
sind anderer Meinung.

Eine Mehrheit von 52 Prozent glaubt 
auch, dass Deutschland durch seine 
Mitgliedschaft in der Europäischen 
Union und sein Engagementfür Euro-
pa mehr Vorteile als Nachteile gehabt 
hat.

Und selbst die Entscheidung für den 
an sich nach wie vor nicht sonderlich
beliebten EURO als einheitlicher Wäh-
rung halten 58 Prozent der Befragten 
auch aus heutiger Sicht für richtig. 39 

Prozent finden vor dem Hintergrund 
der Euro-Krise, der EURO hätte nicht 
eingeführt werden sollen.

Dass die Entscheidung für den EURO 
auch aus heutiger Sicht richtig war, 
meinen überdurchschnittlich häufig 
die unter 30-Jährigen sowie die An-
hänger der Union und der SPD.

Prof. Manfred Güllner ist Gründer und Geschäftsführer des Meinungsforschungsinstituts forsa.
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Die nach wie vor große Akzeptanz des europäischen Einigungsprozesses zeigt sich auch 
daran, dass nach Meinung der Mehrheit der Deutschen die Europäische Union mehr Zu-
ständigkeiten als heute für die Verteidigungspolitik (das meinen 76 Prozent) für die Krimi-
nalitätsbekämpfung (67 %), für die Außenpolitik (67 %) sowie die Wirtschaftspolitik (56 %) 
erhalten sollte. Lediglich bei der Agrarpolitik, der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sowie der 
Sozialpolitik sollte die Zuständigkeit nach Ansicht von 54, 69 bzw. 73 Prozent der Befragten 
eher bei jedem einzelnen Staat liegen.

In Sachen Finanzpolitik meint die eine Hälfte der Bundesbürger, dies sei eine gemeinsame 
europäische Aufgabe, während die andere Hälfte die finanzpolitischen Entscheidungen 
lieber den einzelnen Staaten überlassen möchte.

Zuständigkeiten in der EU

Den EURO hält eine große Mehrheit von 70 Prozent aller Bundesbürger trotz der gegenwär-
tigen Krise für das Zusammenwachsen Europas für erforderlich und nützlich.

Allerdings gefährdet die Krise des EURO nach Meinung von 65 Prozent der Deutschen den 
Zusammenhalt in der Europäischen Union.

Verteidigungspolitik

Bekämpfung der Kriminalität

Außenpolitik

Wirtschaftspolitik

Finanzpolitik

Landwirtschaft

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Sozialpolitik

2176

32

31

41

48

54

69

73

67

67

56

49

43

30

26

Für die Lösung der 
Probleme sollte 
zuständig sein

Europäische 
Union

Jeder 
einzelne Staat

Der europäische Einigungsprozess und die Euro-Krise

Für das Zusammenwachsen 
Europas ist der Euro wichtig 
und erforderlich.

Die Euro-Krise gefährdet den 
Zusammenhalt der 
Europäischen Union.

32

65

NeinNein

JaJa

28

70
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3. Meinungen zur Euro-Krise

Verantwortlich für die Euro-Krise machen die Bundesbürger in erster Linie die hohe Verschul-
dung einiger Länder (79 %) bzw., dass einige Länder wie Griechenland über ihre Verhältnisse 
gelebt haben (75 %), und die undurchsichtigen Geschäfte der Banken (79 %) sowie die in-
ternationalen Finanzmärkte (61 %). Ähnlich viele Bürger (66 %) glauben zudem auch, dass 
die gegenwärtige Euro-Krise eine Folge der Bankenkrise von 2008/2009 sei.

Trotz aller weit verbreiteten generellen Kritik an den politischen Akteuren: Sie werden nur 
von 46 Prozent für die Euro-Krise verantwortlich gemacht. Und dass die ökonomischen 
Interessen der Vereinigten Staaten die Krise verursacht haben, meinen nur 25 Prozent.

Ursachen der Euro-Krise

Für die Euro-Krise ist in starkem 
Maße verantwortlich ...

... die hohe Verschuldung einzelner Länder

... dass Länder wie Griechenland über
	 ihre Verhältnisse gelebt haben

... die undurchsichtigen Geschäfte der Banken

... die Bankenkrise von 2008/2009

... die internationalen Finanzmärkte

... die mangelnden Fähigkeiten und
	 Kompetenzen der Politiker

... die ökonomischen 
Interessen der USA

79

75

79

66

61

46

25

Bei der direkten Nachfrage, ob die gegenwärtige Eurokrise auch ohne die Bankenkrise von 
2008/2009 gekommen wäre, sieht ebenfalls eine Mehrheit der Bundesbürger (51 %) einen 
klaren Zusammenhang zwischen der Krise von 2008/2009 und der jetzigen Krise der euro-
päischen Währung. Nur eine Minderheit von 43 Prozent ist der Meinung, die jetzige Krise 
wäre auch ohne die vorherige Bankenkrise entstanden.

Als Spätfolge der Bankenkrise von 2008 sehen vor allem die älteren Bürger sowie die An-
hänger der Linkspartei die jetzige Euro-Krise.

Die Euro-Krise - Eine Folge der Bankenkrise

51Nein, 
sie ist eine Art

Spätfolge der Krise
von 2008/2009

Ja

43

Die Euro-Krise wäre auch ohne die 
Bankenkrise von 2008/2009 gekom-
men.
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4. Meinungen zu den Banken

Zu den Banken haben derzeit nur 
noch sehr wenige Bürger in Deutsch-
land (18 %) großes Vertrauen. Beson-
ders gering ist das Vertrauen zu den 
Banken bei den Arbeitern und Selb-
ständigen sowie den Anhängern der 
Grünen und der Linkspartei.

Nur wenige Bürger (17 %) glauben 
auch, dass die Banken nach der Krise 
von 2008/2009 ihre Geschäftspolitik 
geändert haben. Die große Mehrheit 
von 75 Prozent aber meint, die Ban-
ken hätten nach der damaligen Krise 
so weitergemacht wie schon immer.

Der negativen Einschätzung der Ban-
ken und ihrer Geschäftspolitik ent-
sprechend sowie angesichts der Ge-
fährdung, die vom Geschäftsgebaren 
der Banken ausgehen könnte, hält die 
übergroße Mehrheit der Bürger (86 %) 
eine stärkere Kontrolle der Banken als 
heute für erforderlich.

Überwindung der Banken- und Finanzkrise?

Betroffene der Euro-Krise

Nein

Ja

Die Banken- und Finanzkrise von 
2008/2009 ist überwunden.

13

83

Den Banken bringen großes Vertrauen ent-
gegen...

Die Banken haben sich in ihrer Geschäfts-
politik nach der Banken-Krise 2008/2009 
geändert.

18

17

Die Folgen der Euro-Krise
treffen in besonderem Maße

die normalen Bürger

die einzelnen Staaten

die Unternehmen insgesamt

die deutschen Unternehmen

81

52

39

29

Bei der Einschätzung, ob die Ban-
ken- und Finanzkrise von 2008/2009 
überwunden ist, geht nur eine klei-
ne Minderheit von 13 Prozent davon 
aus, dass die damalige Krise heute 
endgültig überstanden ist. Die große 
Mehrheit (83 %) geht davon aus, dass 
die Krise noch weiter schwelt.

Diese Einschätzung unterscheidet 
sich in den einzelnen Bevölkerungs-
gruppen nur unwesentlich.

Wer ist nach Einschätzung der Bun-
desbürger von der Euro-Krise betrof-
fen? Das sind nach Meinung von 81 
Prozent aller Bundesbürger vor allem 
die „normalen Bürger“. 52 Prozent se-
hen die einzelnen Staaten der EU als 
Hauptbetroffene. Deutlich weniger 
Bürger sehen die Unternehmen gene-
rell bzw. die deutschen Unternehmen 
(39 bzw. 29 %) als Hauptbetroffene 
der gegenwärtigen Krise.
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5. Finanzhilfen für in Not geratene Länder

Die Mehrheit der Bundesbürger hat sich während des Verlaufs der bisherigen 
Euro-Krise immer dafür ausgesprochen, dass sich Deutschland den Ländern 
gegenüber, die in Not geraten sind, solidarisch verhalten sollte.

Trotz der anhaltenden Krise mit ihrem Gefährdungspotentialen ist die Mehrheit 
aller Bundesbürger (61 %) auch weiterhin der Meinung, dass Deutschland an-
deren europäischen Ländern, die finanziell in Not geraten sind, helfen sollte. 
Dass Deutschland keine weitere finanzielle Hilfe mehr leisten sollte, meinen 
32 Prozent der Befragten.

Gegen weitere finanzielle Hilfen für in Not geratene europäische Länder spre-
chen sich häufiger als im Durchschnitt aller Befragten Arbeiter und Anhänger 
der Linkspartei aus. Von den Anhängern der eurokritischen Partei Alternative 
für Deutschland sind sogar zwei Drittel (67 %) gegen weitere Finanzhilfen.

Insgesamt

Anhänger der

             CDU/ CSU

SPD

Linke

Grüne

AfD

3261

24

29

42

15

67

68

66

50

78

31

Deutschland sollte anderen 
europäischen Ländern, die finanziell in 
Not geraten sind, auch weiterhin helfen.

Ja Nein

6. Eurokritische Parteien im europäischen Parlament?

Im Vorfeld der Europawahl im Mai 2014 wird darüber spekuliert, wie stark die 
eurokritischen Parteien bei dieser Wahl werden könnten. Die Bundesbürger 
sind sich bei der Beurteilung dieser Frage uneinig: 49 Prozent glauben, dass die 
eurokritischen Parteien in Europa nach der nächsten Europa-Wahl stärker als 
heute im europäischen Parlament vertreten sein werden; 40 Prozent glauben 
das nicht.

Dass die eurokritischen Parteien in Europa nach der Europa-Wahl stärker als 
heute im europäischen Parlament vertreten sein werden, glauben insbesondere 
Selbständige sowie die Anhänger der Linkspartei und der Grünen. Und von den 
Anhängern der AfD glauben gar mehr als drei Viertel (78 %), dass „ihre“ und an-
dere eurokritische Parteien stärker im Europaparlament vertreten sein werden.

Insgesamt

Anhänger der             CDU/ CSU

SPD

Linke

Grüne

AfD

4049

45

40

37

35

14

44

52

58

59

78

Es glauben, dass die eurokritischen Parteien
in Europa nach der nächsten Europa-Wahl 
stärker als heute im europäischen Parlament 
vertreten sein werden

Ja Nein

Meinungen zu eurokritischen 
Parteien in Europa
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Europas Demokratie im Wandel –
Wohin geht Europa?

MIT   ∕    SIGMAR GABRIEL    ∕   HANS-DIETRICH GENSCHER    ∕   05. NOVEMBER 2012

Welche Wege führen aus der Euro-Krise und wie kann das Vertrauen in Europa wieder ge-
stärkt werden? Die Auswirkungen der Finanz- und Schuldenkrise, die Zukunft Europas und 
mögliche Lösungsansätze für einen Ausweg aus der Euro-Krise erörterte am 5. November 
2012 eine Expertenrunde der Bonner Akademie. Sigmar Gabriel, SPD-Bundesvorsitzen-
der, hielt einen Vortrag zum Thema; danach diskutierte er mit Hans-Dietrich Genscher, 
Bundesminister a.D. und Professor Dr. Jürgen Fohrmann, Rektor der Universität Bonn 
unter der Leitung von Andreas Tyrock, Chefredakteur des Bonner General-Anzeigers. 

Bodo Hombach: Projekt Europa als größtes Erfolgserlebnis unserer Geschichte

„Europa ist das größte Erfolgserlebnis unserer Geschichte“, eröffnete Bodo Hombach, 
Präsident der Bonner Akademie, die Veranstaltung. Ein Rauscherlebnis sei Europa zwar nie 
gewesen, aber das höchste Ziel hätte man erreicht: Frieden. Die aktuelle Krise erfordere 
charakterstarke Entscheidungsträger, die sich nicht nur um die „technischen Mängel“ 
bemühen würden. Identitätsstiftende Maßnahmen müssten endlich in den Vordergrund 
gerückt werden. 

Bodo Hombach, Hans-Dietrich Genscher, Sigmar Gabriel
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Professor Dr. Jürgen Fohrmann: Für die Jugend ist ein gemeinsames Europa selbstverständlich

„Für die Jugendlichen ist Europa eine Selbstverständlichkeit“, knüpfte Professor Dr. Jürgen Fohrmann an die Worte 
Hombachs an. So können sie heute ganz selbstverständlich alle Länder Europas bereisen, dafür müsse nicht mehr 
gekämpft werden. Professor Fohrmann untermauerte allerdings Hombachs These, nach der das Bewusstsein „zu einer 
europäischen Familie zu gehören“ immer noch sehr schwach ausgeprägt sei. Dass Europa in der aktuellen Krise vielerorts 
als zerstörerischer und nicht als verbindender Faktor wahrgenommen würde, sei höchst bedenklich.

Sigmar Gabriel: „Fatalismusüberschuss“ gefährdet Weiterentwicklung Europas

Sigmar Gabriel zufolge könne ein „Fatalismusüberschuss“ die demokratische Weiterentwicklung Europas gefährden. 
Deshalb müsse die EU auch dort verteidigt werden, wo sie unpopulär sei. „Helmut Kohl hätte sich über einen so un-
freundlichen Umgang mit Griechenland geärgert“, so der SPD-Vorsitzende. Um Europa an allen Rändern abzusichern, 
dürfe keine reine Reduktion der Euro-Krise auf das Märkte-Problem stattfinden. Stattdessen solle sich die Politik auf eine 
Stärkung der Solidarität und Gemeinschaft fokussieren. Nur so könne ein Ausweg aus der Euro-Krise gefunden werden.

Prof. Dr. Jürgen Fohrmann, Sigmar Gabriel, Hans-Dietrich Genscher, Andreas Tyrock
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Hans-Dietrich Genscher: EU-Kultur 
nicht durch Neid-Gefühle zerstören

Nach Hans-Dietrich Genscher liegt 
die Weltfinanzkrise nicht in Europa 
als solches, sondern in den europäi-
schen Einzelstaaten begründet. In der 
jetzigen Krise müsse Europa zusam-
menhalten: „Wieso freuen sich die 
europäischen Bürger nicht darüber, 
dass sie bei den Olympischen Spielen 
mehr Goldmedaillen geholt haben, 
als die USA und China zusammen?“ 
fragte der erfahrene Außenpolitiker 
in die Runde. Entscheidend sei, ge-
meinsam als Europäer aufzutreten 
und nicht zuzulassen, dass die wun-
dervolle EU-Kultur durch Neid-Gefüh-
le zerstört werde. Jede Nation habe 
es verdient, mit Respekt behandelt 
zu werden.
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‚Da gehts lang‘: Hans-Dietrich Genscher
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EUROPA IN DER KRISE: DIE SOZIALE 
MARKTWIRTSCHAFT – VOM DEUTSCHEN 
SONDERWEG ZUM EUROPÄISCHEN 
LEITMODELL?

MIT   ∕    MICHAEL VASSILIADIS   ∕   25. FEBRUAR 2013

Über 100 Teilnehmer kamen am 25. Februar 2013 in die Bonner Akademie, um einer 
Expertendiskussion mit dem Vorsitzenden der IG Bergbau, Chemie und Energie, Michael 
Vassiliadis, zu folgen. Im Mittelpunkt der Diskussion stand die Frage, ob die Soziale 
Marktwirtschaft nach deutschem Vorbild als Leitmodell für das Europa in der Krise gelten 
könne. Neben dem Hauptredner Michael Vassiliadis diskutierten Prof. Dr. Tilman Mayer 
vom Institut für Politische Wissenschaft und Soziologie der Universität Bonn sowie der 
Rechtswissenschaftler Prof. Dr. Laurenz Mülheims von der Hochschule Bonn-Rhein-Sieg.

Zunächst sprach Bodo Hombach, Präsident der Bonner Akademie, einleitende Worte und 
wies auf schwerwiegende Turbulenzen auf dem europäischen Kontinent hin, welche auf-
grund divergierender Ziele zwischen den Mitgliedsstaaten in der aktuellen Krise erkennbar 
seien. Jedoch warnte Hombach vor Schwarzmalerei: “Die Krise kann im Zusammenbruch 
enden, sie kann aber auch eine Voraussetzung für Entwicklungsschübe sein.“ Daher müsse 
die Demokratie nun noch stärker als Chance begriffen werden, Lösungen in der aktuellen 
Krise zu ermöglichen.
 
Michael Vassiliadis: Konzentration auf gemeinsame Architektur der europäischen 
Länder

Die Politik richte den Blick zu sehr auf Tendenzen der Renationalisierung, findet Michael 
Vassiliadis. Gerade in Krisenzeiten sei es jedoch notwendig, die gemeinsamen Stärken der 
europäischen Länder zu betonen, die sich vor allem durch die europäische Geschichte defi-
nieren würden. Bei aller Unterschiedlichkeit der Länder in Europa seien Anknüpfungspunkte 
in einer „ausgleichenden, demokratischen und auf soziale Demokratie ausgerichteten Ar-
chitektur“ erkennbar. Auch die Architektur der Zukunft sollte den Prämissen des Ausgleichs 
und der Zielsetzung der Solidarität folgen und diese gleichzeitig mit wirtschaftlicher Dynamik 
verbinden.

Deutschland komme in diesem Prozess eine besondere Rolle zu, Europa zu einem inspirieren-
den Projekt zu gestalten, so Vassiliadis. Die entscheidenden Ansatzpunkte einer nachhaltigen 
Politik für Deutschland und Europa seien jedoch versäumt worden. Statt einer verzerrenden 
Konzentration auf die ökonomischen Gesetzmäßigkeiten des Wettbewerbs, müssten die 
traditionellen Stärken in die Konzeption einer Strategie für die Zukunft gelegt werden.
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Prof. Dr. Tilman Mayer: Erinnerung an die Kernidee der 
Sozialen Marktwirtschaft wecken

Die europäische Ebene könne durchaus von dem Modell der 
Sozialen Marktwirtschaft lernen, bekräftigte Prof. Dr. Tilman 
Mayer. Auch auf europäischer Ebene sei eine Verbindung 
von wirtschaftlicher, sozialer und politischer Ordnung ent-
standen. Jedoch fügte er kritisch hinzu: Das Konzept der 
Solidarität dürfe nicht im Sinne einer bedingungslosen Um-
verteilung verstanden werden, da dies den Grundannahmen 
des Solidaritäts- und Subsidiaritätsgedankens widerspräche. 
Im Sinne der Sozialen Marktwirtschaft sollte Solidarität an 
den Reformwillen einzelner Länder gebunden sein.

Prof. Dr. Laurenz Mülheims: Gesetzmäßigkeit des demo-
kratiekonformen Marktes stärken

Prof. Dr. Laurenz Mülheims richtete den Blick eingangs auf 
die Schwächen des Systems der Sozialen Marktwirtschaft, 
welche er in der gehobenen Stellung des Primats der Ökono-
mie über den der Politik und Gesellschaft identifizierte. Die 
Ökonomisierung der Krise sei der falsche Weg, stattdessen 
müsse der Fokus auf ein politisches Europa mit stärkeren 
Visionen gelegt werden, meint Prof. Mülheims.

Die Verwendung der Begrifflichkeit marktkonforme Demokra-
tie verkenne die Zielsetzung eines notwendigen demokratie-
konformen Marktes. Deutschland müsse aufhören, Europa 
seine Maxime zu diktieren. Vielmehr sei es notwendig, den 
„diversity-Gedanken“ stärker in den Vordergrund zu rücken. 
Prof. Mülheims äußerte Sympathien für den Vorstoß Groß-
britanniens, aus der EU auszutreten: Dies hätte gezeigt, dass 
Europa noch in der Lage sei, sich „gedanklich zu lösen von 
einem Weg, der in die Irre führt“, so Prof. Mülheims.

 Michael Vassiliadis: Elemente der Sozialen Marktwirtschaft adaptieren

Im Anschluss folgte eine lebhafte Diskussion, in die sich die Gäste der Veranstaltung mit kritischen Nachfragen wiederholt 
einbrachten. Am Ende der Diskussionsrunde fasste Michael Vassiliadis seine wichtigsten Thesen noch einmal zusammen 
und bekräftigte seinen Standpunkt zur notwendigen Weiterentwicklung der Sozialen Marktwirtschaft in Europa. Der Ver-
such „Wachstum und Wirtschaftsimpulse der Marktwirtschaft mit einer gerechten Verteilungslogik zu kombinieren“, sei 
letztendlich das besondere an der Architektur der Sozialen Marktwirtschaft, so Vassiliadis. „Die Tradition, die wir Soziale 
Marktwirtschaft nennen, sei nicht portierbar.“ Jedoch sollten die darin liegenden Elemente der Wachstums- und Wirt-
schaftsgeschichte mit Zukunftsperspektiven für die breite Masse der Bevölkerung kombiniert werden, um somit einen 
entscheidenden Ansatz für einen politischen und gesellschaftlichen Zukunftsentwurfs Europas zu liefern.

Michael Vassiliadis

Bodo Hombach, Michael Vassiliadis Prof. Dr. Tilman Mayer Bodo HombachProf. Dr. Laurenz Mülheims



 24     ∕     KAPITEL02     ∕     VERANSTALTUNGEN      

EUROPA OHNE EUROPÄISCHE 
ÖFFENTLICHKEIT?

MIT   ∕    EDMUND STOIBER   ∕   11. JUNI 2013

Zu einer Podiumsdiskussion unter dem Thema „Europa ohne europäische Öffentlichkeit?“ 
mit Dr. Edmund Stoiber, Bayerischer Ministerpräsident a.D., konnte die Bonner Akade-
mie am 11. Juni 2013, über 200 Gäste begrüßen. Im Fokus der Veranstaltung stand die 
Frage, wie man den Bürgern der Europäischen Union - trotz der im Zusammenhang mit 
der Finanz- und Schuldenkrise momentan größtenteils negativ ausgerichteten Bericht-
erstattung - die positiven Seiten und die bisherigen Errungenschaften des europäischen 
Einigungsprozesses wieder stärker vermitteln kann.

Nach einer kurzen Begrüßung durch Bodo Hombach, Präsident der Bonner Akademie, be-
richtete Edmund Stoiber von seinen Erfahrungen als Vorsitzender der EU-Expertengruppe 
zum Bürokratieabbau und lieferte dadurch einen interessanten Einblick in den Brüsseler 
EU-Alltag. Anschließend entstand eine lebhafte und kontroverse Diskussion, an der sich das 
Publikum zum Ende hin mit Fragen beteiligen konnte. Neben dem Hauptredner Dr. Edmund 
Stoiber diskutierten Dr.-Ing. e.h. Wolfgang Clement, Bundesminister a.D., und Monika Piel, 
ehemalige Intendantin des Westdeutschen Rundfunks (WDR). Die Moderation übernahm 
Andreas Tyrock, Chefredakteur des Bonner General-Anzeigers.

Laut Edmund Stoiber ist das Image von Europa schlecht, obwohl die EU ein einmaliges Ge-
bilde in der Welt darstellt. Obwohl die europäische Gesetzgebung unser Leben in großem 
Maße präge, „finden die Prozesse unter Ausschluss der europäischen Öffentlichkeit statt“, 
bemängelte Stoiber. Die Bürger der Europäischen Union könnten kaum an der europäischen 
Gestaltung teilnehmen. 

Dr. h.c. Wolfgang ClementMonika Piel
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„Es wird Zeit, dass dieses Europa der 
Eliten sich zum Europa der Bürger-
weite entwickelt“ fordert er. Hier ste-
hen für Stoiber die Behörden in der 
Pflicht, die den Diskurs öffentlich und 
transparent in allen Mitgliedsländern 
führen müssen. „Die EU-Kommission 
muss verstärkt an den Debatten in 
den einzelnen Ländern teilnehmen.“ 
In der Pflicht sieht Stoiber aber auch 
die Medien, die stärker über die Be-
lange Europas berichten müssen. 
Gemäß der wachsenden Bedeutung 
Europas entwickelt sich der öffentli-
che Dialog zu schleppend, betonte 
Stoiber. Besonders im Punkt Bericht-
erstattung sollten die Medien ihren 
Fokus um eine europäische Perspek-
tive erweitern.

Die EU als Instrument habe die Ori-
entierung verloren und müsse sich 
neu besinnen, forderte Wolfgang 
Clement, Bundeswirtschaftsminister 
a.D. „Die wichtigste Aufgabe ist es zu 
verhindern, dass sich die EU in etwas 
verwandelt, was nicht geplant war.“ 
Ein weiteres Problem sei die Rechts-
etzungsmaschinerie des Gebildes. 
Die europäischen Medien kritisiert 
Clement; sie würden zu länderfixiert 
agieren. Clement wünsche sich eine 
europäische Öffentlichkeit, die durch 
gemeinsame Medien unterstützt wird. 
„Wir brauchen europäische Fernseh-
sender und Zeitungen.“

An den Erfolg eines europäischen 
Fernsehsenders glaubt Monika Piel 
nicht, da die unterschiedlichen In-
teressen und Identitäten innerhalb 
der Mitgliedsländer so ein Vorhaben 
erschweren würden und zu einem 
Ausschluss einiger Bevölkerungsbe-
reiche führen könne.

Laut Piel dürfen die Medien die lo-
kale und nationale Berichterstattung 
nicht für eine rein europäische aufge-
ben. Ein ausgewogenes Maß müsse 
zwischen den drei Bereichen beste-
hen. Piel ist davon überzeugt, dass 
eine „gemeinschaftliche, öffentliche 
Wahrnehmung vorhanden ist“ und 
die überwiegende Anzahl der Deut-
schen wisse, dass Deutschland von 
Europa profitiere.

Um die erarbeiteten Erfolge wie 
Demokratie und Meinungsfreiheit 
weiterhin zu gewähren, benötige 
es nach Stoiber die Integration der 
Bürger durch eine öffentliche Teilha-
be. Deutschland muss sich bewusst 
sein, „der Heimatmarkt ist nicht der 
deutsche, sondern der europäische“. 
Obwohl es viele Probleme innerhalb 
einiger Mitgliedsstaaten gebe, darf 
denen jetzt nicht „die Tür vor der Nase 
zugeschlagen werden“, betonte Stoi-
ber, der abschließen festhielt: „Euro-
pa muss weg vom Geruch von nicht 
breit diskutierten Entscheidungen“. Dr. Edmund Stoiber



Dr. Edmund Stoiber



Dr. h.c. Wolfgang Clement

Andreas Tyrock, Dr. Edmund Stoiber und Monika Piel
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DEUTSCHlands rolle in der 
euro-krise. vorreiter oder
bremser der integration?

MIT   ∕    FRANK-WALTER STEINMEIER   ∕   05. JULI 2013

Unter dem Thema „Deutschlands Rolle in der Euro-Krise. Vorreiter oder Bremser der 
Integration?“ konnte die Bonner Akademie am 5. Juli 2013 über 120 Gäste zu einer Dis-
kussionsrunde begrüßen. Als Gäste konnte Dr. Frank-Walter Steinmeier, Fraktionsvor-
sitzender der SPD-Bundestagsfraktion, Prof. Dr. Michael Junker, Managing Director der 
Accenture Deutschland GmbH, und PD Dr. Marcus Höreth, Politikwissenschaftler an der 
TU Kaiserslautern, begrüßt werden. Sie diskutierten darüber, wie es um die gemeinsame 
Währung Europas bestellt ist und welche Rolle der Euro für Deutschland politisch und 
wirtschaftlich spielt. Moderiert wurde die Veranstaltung von Michael Krons, Journalist 
beim Fernsehsender Phoenix. 

Frank-Walter Steinmeier warnte in seiner eröffnenden Rede davor, dass die andauernde 
Finanz- und Staatsschuldenkrise zu einem Legitimationsverlust der Europäischen Union in 
den Mitgliedstaaten führen könne. Aufgrund der exportorientierten Wirtschaft befände sich 
Deutschland in einer doppelseitigen Abhängigkeit von den EU-Nachbarstaaten, da trotz der 
Krise noch immer 60 Prozent aller Güter in die Europäische Union exportiert werden. Wenn 
die junge Generation die EU nicht als Teil der Lösung sondern als Problem und Hindernis 
begreife, werde ein europäischer Legitimationsverlust einsetzen. Europa dürfe deshalb nicht 
seiner derzeitigen Eigendynamiken erliegen.
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In der anschließenden Podiumsdis-
kussion prophezeite Prof. Dr. Michael 
Junker ein Ende des Währungssys-
tems innerhalb der nächsten 15 Jah-
re. In der Vergangenheit habe es in 
europäischen Staaten alle 30 bis 50 
Jahre Währungszusammenbrüche 
und Staatsbankrotte gegeben. Zu-
dem habe keine Regierung je eine 
haushaltspolitische Konsolidierung 
konsequent durchgeführt. „Bundes-
tagswahlen werden von den Men-
schen entschieden, die keine Steuern 
zahlen“, so Junker. Daraus folgerte 
er, nationale Regierungen hätten die 
Haushaltsverschuldung aus wahlpo-
litischen Gründen erhöht. 

PD. Dr. Marcus Höreth merkte an, 
dass die großen Parteien dem Wäh-
ler kaum alternative Lösungsansätze 
bezüglich der Euro-Krise aufzeigen 
würden. Steinmeier entgegnete die-
sem Argument: „Um unterscheidbar 
zu sein, können wir keinen wissent-
lich falschen Weg einschlagen“ und 

begründete damit die grundsätzliche 
Zustimmung der Sozialdemokraten 
zum außenpolitischen Handeln der 
schwarz-gelben Bundesregierung in 
Europa-Fragen.

Marcus Höreth sprach sich dafür aus, 
den europäischen Währungsverbund 
auch politisch zu institutionalisieren. 
Michael Junker forderte, (Bildungs-)
Investitionen – und nicht den Konsum 
– zu erhöhen, um ökologisch und öko-
nomisch nachhaltig zu wirtschaften. 
Frank-Walter Steinmeier plädierte 
dafür, „die Zukunft als offen zu be-
greifen“ und nicht von einer „Alterna-
tivlosigkeit der Politik“ auszugehen. 
Trotz der anhaltenden Krise nähme 
die EU weltweit eine Vorbildfunktion 
für wirtschaftliche Vernunft und sozi-
ale Gerechtigkeit ein. 

PD Dr. Marcus Höreth

Prof. Dr. Michael Junker

Dr. Frank-Walter Steinmeier



 30     ∕     KAPITEL02     ∕     VERANSTALTUNGEN      

DIE EUROKRISE – EINE GEFAHR 
FÜR DAS EUROPÄISCHE PROJEKT?

28. NOVEMBER 2013

Die Bonner Akademie begrüßte zu einer Diskussionsrunde zum Thema „Die Eurokrise – eine 
Gefahr für das europäische Projekt“ am 28. November 2013 rund 120 Gäste im Bonner 
Uni-versitätsforum. Dr. Alfred Gusenbauer, Bundeskanzler der Republik Österreich a.D., 
Prof. Dr. Matthias Herdegen, Universität Bonn, Prof. Dr. Michael Junker, Managing Director 
der Accenture Deutschland GmbH, sowie Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister a.D. und 
Ministerpräsident a.D., debattierten, ob sich die europäische Finanz- und Schuldenkrise 
gegenwärtig zu einer Krise der Europäischen Union entwickelt. Die Veranstaltung begann 
mit einer Einführung durch Rüdiger Oppers, Bevollmächtigter des Vorstands von Evonik 
Industries, die Moderation übernahm Rolf-Dieter Krause, Leiter des ARD-Studios Brüssel.

Nach einem kurzen Film, der mediale Reaktionen von Politikern und Journalisten über 
Europa bündelte, forderte Rüdiger Oppers in seiner Begrüßungsrede, dass „die Verbindung 
von Wirtschaft und Wissenschaft nicht an den Landesgrenzen Halt machen“ dürfe. Um in-
ternationale Projekte wie den Umwelt- und Klimaschutz voranzubringen und die Rolle der 
europäischen Staaten in Zeiten der Globalisierung zu stärken, sei eine gesamteuropäische 
Kooperation in vielen Bereichen notwendig.

Bodo Hombach: „Die EU ist wie eine unvollendete Veranstaltung mit unbekanntem Ziel“
 
Daraufhin hielt Bodo Hombach, Präsident der Bonner Akademie, einen Kurzvortrag und 
fasste seine Ansichten zum gegenwärtigen Zustand Europas zusammen. So wirke die EU 
gegenwärtig „wie eine unvollendete Veranstaltung mit unbekanntem Ziel“. Zusammen mit 
Rolf-Dieter Krause stellte Bodo Hombach eine Studie vor, die im Rahmen eines BAPP-For-
schungsprojekts entstand. Die qualitativen Interviews und vom Meinungsforschungsinstitut 
forsa durchgeführten Umfragen machten deutlich, dass die Befragten nicht die „Europä-
ische Idee“ sondern die gegenwärtige politische Praxis kritisierten. Weil den Bürgern das 
Vertrauen in zentrale EU-Institutionen fehle, gehöre laut Rolf-Dieter Krause die „Neuauf-
teilung zwischen regionaler Identität und europäischen Aufgaben auf die Tagesordnung“.  
Aus seinen persönlichen Erfahrungen als Korrespondent in Brüssel berichtete Krause, dass 
eine europäische Verständigung nicht stattfände und in allen Nationen noch immer massive 
Vorurteile gegenüber den anderen EU-Mitgliedsstaaten bestünden.

Dr. Alfred Gusenbauer „Der Kern der Integrationsidee liegt heute im Euro“
 
Seine anschließende Impulsrede eröffnete Dr. Alfred Gusenbauer mit der These, dass die ge-
meinsame europäische Währung als „Teilantwort auf die Globalisierung“ geschaffen worden 
sei. Zudem übte Dr. Gusenbauer Kritik an der nicht-existenten gemeinsamen EU-Außenpolitik: 

Rolf-Dieter Krause

Rüdiger Oppers
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„Es darf einen nicht wundern, wenn niemand eine europäische Außenpolitik 
wahrnimmt.“ Spätestens seit dem Ausbruch der Wirtschafts- und Finanzkrise 
würden die Staats- und Regierungschefs im Europäischen Rat und nicht die 
Europäische Kommission oder das Europäische Parlament europapolitische 
Richtungsentscheidungen treffen. Der Euro sei nur dann zu retten, wenn die 
Staaten schnellstmöglich eine gemeinsame europäische Wirtschaftspolitik 
schaffen.  

Dr. Jürgen Rüttgers: „Mehr Macht dem Europäischen Parlament“
 
In der darauf folgenden Podiumsdiskussion widersprach Dr. Jürgen Rüttgers 
den Ausführungen Gusenbauers in mehreren Punkten. Laut Dr. Rüttgers sei 
die EU gegenwärtig von Desintegrationstendenzen statt von weiteren Inte-
grationsschritten geprägt. Die europäischen Organe – nicht die Staats- und 
Regierungschefs – müssten an demokratischer Legitimation gewinnen. Deshalb 
forderte Dr. Rüttgers „mehr Macht dem Europäischen Parlament“, das jedoch 
„Angst vor dem größerem politischen Einfluss“ habe.

Prof. Dr. Michael Junker Prof. Dr. Matthias Herdegen Prof. Dr. Volker Kronenberg

Bodo HombachDr. Alfred Gusenbauer

Dr. Jürgen Rüttgers
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Prof. Dr. Matthias Herdegen verstand Europa vor allem als demokratisch legitimierte Rechts-
gemeinschaft . Er kritisierte, dass die Staats- und Regierungschefs besonders in Zeiten der 
Eurokrise gelegentlich außerhalb des rechtlichen Rah-mens gehandelt haben und geltende 
Verträge gebrochen worden sind.

Prof. Dr. Michael Junker begrenzte die EU definitorisch auf eine Europäische Wirtschaft sge-
meinschaft , weil politische und kulturelle Institutionen nur rudimentär existierten. Trotz der 
Krise bringe Europa auf mehreren Ebenen „in erster Linie Vorteile“. Für die Euro-Rettung, 
der Prof. Junker sehr pessimistisch entgegensieht, müsse erstens die Staatsverschuldung 
massiv gesenkt, zweitens die interne Wirtschaft sleistung und Nachfrage erhöht und drittens 
ein fairer Wettbewerb beim Handel über die europäischen Grenzen geschaff en werden. 
Dieser Aussage pflichtete Dr. Gusenbauer bei: „Der Euro funktioniert nur dann, wenn es auf 
unterschiedlichen Ebenen zu weiterer Kooperation kommt.“

Prof. Dr. Volker Kronenberg, Wissenschaft licher Leiter der Bonner Akademie, fasste die 
Diskussion anschließend zusammen und wies hinsichtlich der Zukunft  Europas auf den am 
Vortag beschlossenen Koalitionsvertrag hin, in dem das europäische Einigungswerk wörtlich 
als „die wichtigste Aufgabe Deutschlands“ bezeichnet wird.
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Ja, Europa steckt in Schwierigkeiten.
 
„In Zusammenhang mit der Wäh-
rungsunion sind große Fehler ge-
macht worden, die jetzt auf Europa 
insgesamt überschwappen“, sagt 
Werner Hoyer, Präsident der Europäi-
schen Investitionsbank. Willi Steul, In-
tendant des Deutschlandradios, sieht 
es genau so: „Ganz klar bringt die Eu-
rokrise die Menschen in Europa aus-
einander. Jetzt tritt die Fehleinschät-
zung zu Tage, es gäbe so etwas wie 
eine europäische Identität.“ Im Kern, 
findet Jürgen Großmann, Vorsitzen-
der des Kuratoriums der RAG-Stiftung, 
„leidet Europa an einer Sinnkrise. Wir 
kurieren an Symptomen herum, im 
Vordergrund stehen meist nationale 
Interessen, statt Europa einen über-
geordneten Sinn zu geben.“

Ja, es muss dringend etwas gesche-
hen.

 „Die Krise kann Europa gefährden, 
wenn wir sie nicht nutzen, einen hö-
heren Integrationsgrad zu erreichen“, 
befürchtet der Europaabgeordnete 
Elmar Brok (CDU).  „Wenn sich nicht 
alle Parteien mit gutem Willen an ei-
nen Tisch setzen, kann diese Krise 
das Projekt Europa ernsthaft gefähr-
den“, meint auch Klaus-Peter Müller, 
Aufsichtsratsvorsitzender der Com-
merzbank.

Aber nein! Europa ist nicht verloren!

Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) ist überzeugt: „Euro-
pa bewegt sich am stärksten in Krisen 
voran. So haben wir durch die aktu-

„Krisen sind immer
Auslöser von
Fortschritt“3
DIE BAPP BEFRAGTE 
21 EXPERTEN ZU EUROPA
EINFÜHRUNG
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ro-Krise“. „Wenn der Euro scheitert, 
scheitert Europa“, so Bundeskanzle-
rin Angela Merkel. „Die Krise unter-
gräbt den Sockel, auf dem den die 
europäische Integration gebaut ist“, 
so Merkels damaliger italienischer 
Amtskollege Mario Monti.

Kann sich eine zunächst nur finanzi-
elle Krise zur grundsätzlichen Krise 
Europas ausweiten? Ist Europa wirk-
lich insgesamt in Gefahr, wenn seine 
Währung in Gefahr ist? Das waren 
die Ausgangsfragen, mit denen das 
BAPP-Projekt an den Start ging.

Die Interviews wurden im März und 
April 2013 geführt. Alle Befragten 
stehen grundsätzlich zum gemein-
samen Europa und heben den Wert 
der europäischen Integration hervor. 
SPD-Chef Sigmar Gabriel spricht für 
alle, wenn er feststellt: „Die EU hat 
den Friedensnobelpreis verdient, 
da sie Frieden für die Menschen auf 
dem in Kriegsjahrhunderten verwüs-
teten Kontinent geschaffen hat. Die 
Versöhnung zwischen Deutschland 
und Frankreich ist wohl das drama-
tischste Beispiel der Geschichte dafür, 
dass Krieg und Konflikt sich in kurzer 
Zeit in Frieden und Zusammenarbeit 
verwandeln können.“ Einen weiteren 
Vorzug, etwa im Unterschied zu den 
USA, sieht der FDP-Europaabgeord-
nete  Alexander Graf Lambsdorff: 

„Wir sind in der EU alle miteinander 
demokratische Rechtsstaaten, die 
Wettbewerb und Markt als Preis-
bindungsmechanismus einsetzen, 
gleichzeitig aber auf soziale Bindung 
des Eigentums und ein Streben nach 
sozialem Ausgleich setzen.“ 

Der Euro, nach dem die aktuelle Krise 
oft benannt wird, findet nur Unter-
stützer. Jürgen Großmann: „Unsere 
historisch niedrige Arbeitslosenquote 
geht zu einem guten Teil auch auf 
den Euro zurück.“ Eine Rückkehr 
zur D-Mark hält er für ausgeschlos-
sen: „Sie können aus fünf Eiern ein 
Omelette machen, aber aus dem 
Omelette nachher nicht wieder fünf 
Eier.“

Klaus-Peter Müller weist darauf hin, 
wie sehr Deutschland vom relativ  
„schwachen“ Euro profitiert: „Wür-
de er sich nur am früheren D-Mark-
Raum orientieren, läge er sicher bei 
1,60 zum Dollar. Eine Rückkehr zur 
D-Mark wäre eine wirtschaftliche Ka-
tastrophe.“ Norbert Walter-Borjans 
sieht ein weiteres Argument gegen 
die Rückkehr:  „Mittlerweile gibt es so 
viele jüngere Menschen in Europa, die 
ihre frühere Währung gar nicht mehr 
kennen.“

elle Eurokrise erreicht, dass das Re-
gelwerk für Finanzmarktregulierung 
konkretisiert wurde. Europa wächst 
enger zusammen.“ Jürgen Kluge, frü-
her Chef von McKinsey Deutschland, 
findet sogar: „Was derzeit als Euro-
pa-Krise verstanden wird, ist nicht 
schlimm, schon gar nicht schlimmer 
als Krisen vorher. Krisen sind im-
mer Auslöser von Fortschritt“. Und 
auch NRW-Finanzminister Norbert 
Walter-Borjans (SPD) ist Optimist: 
„Ich halte den bisher entstandenen 
Schaden in jeder Hinsicht für repa-
rabel. Alles andere wäre auch eine 
Bankrotterklärung.“

Interviews mit 21 deutschen Politi-
kern, Wissenschaftlern, Unterneh-
mern, Gewerkschaften und Medi-
en-Vertretern sind Kernstück des 
Projektes „Von der Euro- zur Euro-
pa-Krise?“, mit dem sich die Bonner 
Akademie für Forschung und Lehre 
Praktischer Politik (BAPP) von No-
vember 2012 bis November 2013 
befasst hat. Dazu gehören auch 
eine ausführliche Medienanalyse, 
eine Umfrage des Instituts Forsa zur 
Meinung der Deutschen zu Europa 
sowie mehrere Vortrags- und Diskus-
sionsveranstaltungen in den Bonner 
BAPP-Räumlichkeiten.

Ausgangspunkt des Projektes waren 
zwei Zitate zur sogenannten „Eu-
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Wer trägt Schuld an der Währungs- 
und Schuldenkrise? Die Banken? Die 
Politiker? Hier setzen die Befragten 
unterschiedliche Schwerpunkte. 
CDU-Schatzmeister Helmut Linssen 
beklagt: „Die Banken haben sich zu 
einem Staat im Staat entwickelt, 
sich vielfach um die Prinzipien des 
ehrbaren Kaufmanns einen Dreck ge-
schert.“ Werner Hoyer sieht auch die 
Aufsichtspflicht verletzt: „Die Politik 
hat nicht durchschaut, dass Finanz-
produkte auf den Markt gebracht 
wurden, die schon von den Kunden-
beratern der Sparkassen nicht mehr 
verstanden wurden.“

Joachim Paul, Fraktionsvorsitzender 
der Piratenpartei im nordrhein-west-
fälischen Landtag, beschreibt die 
Misere so: „Die Deregulierung von 
Finanzmärkten war der Ausgangs-
punkt bei der Entstehung sogenann-
ter Blasen. Geldflüsse konnten sich 
immer mehr von der Realwirtschaft 
abkoppeln, Finanzprodukte kreisten 
nur noch um sich selbst.“

Alexander Graf Lambsdorff erkennt 
auch ein „Strukturproblem“ der De-
mokratie: „Sie funktioniert von Wahl 
zu Wahl und nicht in längeren Zyklen. 
Im Wahlkampf werden Versprechun-
gen gemacht, deren Einhaltung zur 
Verschuldung beiträgt. Das hat sich 
der Bankensektor zunutze gemacht: 
Jede Bank konnte Staatsanleihen in 
großem Maßstab verkaufen.“

Was tun? Martin Schulz (SPD), Präsi-
dent des Europaparlaments, fordert 
zur Beendigung der Bankenkrise: „Wir 
brauchen ein Organ, das die Macht 
hat, die notwendigen Regeln durch-
zusetzen.“ Sein Parteifreund Sigmar 
Gabriel: „Es bedarf einer weiteren 
Integration: Ohne eine gemeinsame 
Wirtschafts- und Finanzpolitik kann es 

keine gemeinsame Währung geben.“ 
Deutschlandradio-Chef Willi Steul: 
„Parallel zum Euro muss ein koordi-
niertes europäisches Wirtschaftssys-
tem etabliert werden.“

Über den bisherigen Euro-Rettungs-
kurs gibt es unterschiedliche Meinun-
gen. Journalistin Monika Piel: „Den 
Kurs der Kanzlerin halte ich grund-
sätzlich für richtig. Die Staatsverschul-
dung muss zurückgefahren werden, 
Strukturreformen sind dringend not-
wendig.“ Dagegen findet SPD-Minister 
Norbert Walter-Borjans: „Die einge-
forderten Kürzungen erdrosseln die 
Länder. Es werden Sparbemühungen 
eingefordert, die fast ein Drittel des 
Staatshaushaltes ausmachen.“ Ganz 
anders sieht es wiederum CDU-Politi-
ker Helmut Linssen: „Die Kritik an den 
Sparplänen halte ich für übertrieben, 
es spart sich ja niemand kaputt. Zu-
nächst wird ja nur die Neuverschul-
dung reduziert.“

„Die Welt hat jetzt die Chance, in 
ein Zeitalter der Entschuldung ein-
zutreten“, analysiert ganz generell 
„Handelsblatt“-Herausgeber Gabor 
Steingart.  „Banken und Staaten 
sollten jetzt ihre Risikopositionen 
herunterfahren und die Sicherheits-
standards erhöhen.“ Bei den Banken, 
findet Steingart, ist dazu allerdings 
„ein wirklicher Kulturwandel nötig.“
Doch nicht nur dem Euro muss der 
Einsatz Europas gelten, findet Wolf-
gang Schäuble: „Es hat jetzt absolute 
Priorität, die Jugendarbeitslosigkeit 
schneller und erfolgreicher nicht 
nur zu bekämpfen, sondern auch zu 
überwinden.“ Auch Michael Vassilia-
dis, Vorsitzender der Gewerkschaft IG 
BCE, bedauert: „Leider ist durch die 
permanente Debatte um den Euro 
der soziale Aspekt völlig in den Hin-
tergrund getreten.“

Grundsätzlich fordert Michael 
Schmidt, Vorstandschef von BP Euro-
pa: „Die europäische Politik muss sich 
auf die wirklich relevanten Themen 
konzentrieren. Nur so können Poli-
tiker erreichen,  dass die Menschen 
sich von Brüssel wirklich repräsentiert 
fühlen.“ Der CDU-Bundestagsabge-
ordnete Philipp Mißfelder formuliert 
es anders herum: „Muss von Brüssel 
die Krümmung der Banane oder die 
Qualität der Sonnenschirme vorgege-
ben werden?“ 

Grundsätzliche Änderungswünsche 
an die EU haben auch Klaus Peter 
Müller und Joachim Paul. Der Bank-
Chef: „Das Einstimmigkeitsprinzip 
ist nicht haltbar, auch das kleinste 
kleinste Mitgliedsland kann ein Veto 
einlegen.“ Der Piraten-Politiker: „Ich 
würde den Zustand mit einem Tisch 
vergleichen, der auf drei Beinen sta-
bil stehen sollte, aber das dritte Bein 
fehlt. Und das ist eine europäische 
Verfassung.“

Sind die Vereinigten Staaten von Ame-
rika das Vorbild für Europas Zukunft? 
„Die Vision ist immer da“, antwortet 
Elmar Brok.  Aber „es geht nicht um 
den einen Staat, sondern um eine Ver-
einigung von Staaten.“ Er beschreibt, 
was fehlt:  „Der Unterschied zu den 
USA ist, dass bei uns nicht von vorn-
herein klar ist, dass der ganze Verein 
zusammensteht. Kalifornien und Al-
abama sind pleiter als Griechenland. 
Das Saarland und Bremen auch. Aber 
in beiden Systemen ist das Grundver-
trauen da: Keiner geht pleite. Das fehlt 
auf europäischer Ebene noch – das ist 
der Kern der Krise.“

Doch dieses Vertrauen muss entste-
hen. Philip Mißfelder: „Die großen He-
rausforderungen der Gegenwart sind 
nur im europäischen Rahmen zu be-
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wältigen. Energiewende, eine funkti-
onierende Bankenaufsicht, Abbau der 
Staatsverschuldung. Hier müssen die 
einzelnen Staaten auch Kompetenz 
abgeben.“ Michael Schmidt sieht es 
ähnlich: „Wir tun so, als könne jedes 
Land für sich die Energiefrage lösen, 
in Deutschland sogar jedes Bundes-
land. Dabei würde doch schon jetzt 
ohne grenzüberschreitende Netze 
alles zusammenbrechen.“

Anders Monika Piel: „Wir müssen ein 
paar Schritte zurück machen. Ein Ker-
neuropa in den Mittelpunkt stellen, 
bestehend aus den wirtschaftlich 
stärksten Nationen.“ Jürgen Groß-
mann dagegen fordert gleich eine 

Europäische Zentralregierung: „Es 
genügt eine gemeinsame EU-Armee.“ 
Und: „Ein EU-Außenminister sollte die 
Politik der Gemeinschaft weltweit ver-
treten.“

Das Beispiel USA halten die meisten 
Interviewpartner für unpassend. Jür-
gen Kluge: „Bei uns ändert sich prak-
tisch alle 100 Kilometer die Art, Häu-
ser zu bauen oder Wurst oder Käse 
herzustellen. Diese kulturelle Vielfalt 
könnte das große Exportmodell Euro-
pas werden.“ Auch Philipp Mißfelder 
betont die Identität der einzelnen 
Staaten: „Können Sie sich vorstellen, 
einer europäischen Fußball-National-
mannschaft die Daumen zu drücken?“

Markus Kerber, Hauptgeschäftsführer 
des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie, sieht ein anderes Vorbild 
als die USA: „Das Verfassungsvorbild 
wäre für mich eher die Schweiz, mit 
einer relativ kleinen Zentralregierung 
und sehr starken, ihre Identität be-
wahrenden Kantonen.“

Wolfgang Schäuble erwartet eine 
eigene europäische Lösung: „Wir 
werden etwas völlig Neues schaffen, 
es wird sicher kein europäischer Na-
tionalstaat werden oder Vereinigte 
Staaten nach dem Vorbild Amerikas.“ 
Allerdings: „Staatlichkeit wird nicht 
mehr auf eine Ebene begrenzt sein, 
so wie es heute noch das Völkerrecht 

vorsieht.“ So sieht es auch Martin 
Schulz: „Wir werden eine andere Form 
finden müssen: Eine politische Uni-
on mit einer klaren Aufgabenteilung 
zwischen den Nationalstaaten und 
der EU.“

Braucht Europa eine gemeinsame 
Sprache? Alexander Graf Lambsdorff 
sieht Englisch auf dem  Weg dazu: 
„Auf funktionalem Niveau werden 
alle das Englische einigermaßen be-
herrschen.“ Gabor Steingart fordert 
sogar ausdrücklich:  „Ich glaube, 
dass wir eine gemeinsame Sprache 
brauchen.“ Auch in den USA sei so die 
Gemeinsamkeit entstanden, „schließ-
lich kamen die Menschen von überall 

her.“ Englisch als Umgangssprache 
zwischen den Nationen kann sich 
zwar auch Jürgen Großmann vorstel-
len. Aber: „Ich möchte nicht eines Ta-
ges Schiller oder Goethe in englischer 
Übersetzung lesen müssen.“

Wie sehen die anderen Europäer auf 
Deutschland? „Bei unseren Nach-
barn ist vieles noch nicht vergessen, 
was die Deutschen gerne zu ver-
gessen und zu verdrängen suchen“, 
mahnt Manfred Güllner, Chef des 
Meinungsforschungsinstituts Forsa, 
in Erinnerung an den 2.Weltkrieg.  In 
der Gegenwart findet sich dagegen 
Ex-Bundesarbeitsminister Wolfgang 
Clement (SPD) positiv aufgenommen: 

„Wo ich hinkomme, da werde ich stets 
nach den Geheimnissen unserer ver-
gleichsweise guten wirtschaftlichen 
Lage gefragt. Und ich verweise stets 
auf den bei uns noch vorhandenen 
recht kräftigen industriellen Sockel, 
auf unseren starken Mittelstand, auf 
die duale Berufsausbildung und eine 
funktionierende Sozialpartnerschaft.“

Auch Helmut Linssen sieht Anerken-
nung für deutsche Leistungen: „Durch 
die Agenda 2020 sind wir schon zum 
Vorreiter in eine moderne Industrie-
gesellschaft geworden. Wir sollten 
dennoch bescheiden auftreten – und 
den anderen unsere Erfahrungen und 
Maßstäbe mit Einfühlungsvermögen 

„Europa bewegt sich am 
stärksten in Krisen voran“
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schmackhaft machen.“ Und Willi Steul 
findet: „Keine Nation taugt als Vor-
bild für Europa, dafür sind sowohl 
Geschichte als auch administrativer 
Aufbau zu unterschiedlich. Zur Nach-
ahmung empfehlen würde ich den-
noch das Miteinander der deutschen 
Tarifpartner.“

Was sind Deutschlands Vorzüge? 
Auch Industrie-Vertreter Markus Ker-
ber nennt die Sozialpartnerschaft: 
„Den Umgang zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern bei uns sollten 
sich andere anschauen.“ Monika Piel 
sieht einen anderen Pluspunkt: „Wir 
sind durch die deutsche Geschichte 
für viele Dinge sensibler als andere 
Staaten. Hier könnte kein Berlusconi 
mit einer europafeindlichen Kampa-
gne mit breitem Erfolg auf Stimmen-
fang gehen.“

Und was kann Deutschland von Eu-
ropa lernen? Michael Schmidt findet 
grundsätzlich: „Wir brauchen vor al-
lem ein mehr an Verständnis für die 
Kultur unserer Nachbarn. Verbunden 
mit der Akzeptanz für nationale Ei-
genheiten.“

Jürgen Kluge lobt „das skandina-
vische Bildungssystem, in dem die 
Kinder länger miteinander lernen.“ 
Und mit Blick gen Süden: „Wir beru-
fen uns immer auf unseren starken 
Mittelstand, aber auch da könnten wir 
uns dennoch einiges in Norditalien 
abschauen.“ Sigmar Gabriel gefällt 
an Skandinavien „die dort praktizierte 
Flexicurity, welche das flexible Ein-
stellen und Entlassen von Arbeitneh-
mern erlaubt, gleichzeitig jedoch auf 
die soziale Förderung von Arbeitslo-
sen sowie die Intensive Vermittlung 
einer neuen Beschäftigung setzt.“
Gewerkschafter Michael Vassiliadis: 
„Ein qualifizierter indischer Mathe-

matiker darf zwar bei uns arbeiten, 
aber nicht seine Familie mitbringen. 
In vielen dieser Gesellschaftsfragen 
können wir von unseren Nachbarn in 
Skandinavien und Holland noch viel 
lernen.“ Laut Wolfgang Clement kann 
sich Deutschland etwa von Frankreich 
abschauen, „wie eine Familienpoli-
tik erfolgreich sein kann, die mit dem 
Ziel von Chancengerechtigkeit und 
Teilhabe mehr in die allgemeinen 
Strukturen zur Förderung von Erzie-
hung und Bildung als in die einzelne 
Familie investiert.“

Wolfgang Schäuble: „In vielen Din-
gen sind die Deutschen schwerfälliger 
als andere, bauen Sie hier mal einen 
Flughafen.“ Gabor Steingart: „Lernen 
können wir sicher noch einen gelas-
seneren Umgang mit der schwieri-
gen Situation.“ Manfred Güllner: „In 
Schweden und Dänemark liegt die 
Wahlbeteiligung bei 85 bzw. 87 Pro-
zent. Bei uns bleibt ja bei manchen 
Wahlen oft schon fast jeder zweite 
Wahlberechtigte zu Hause.“

Fazit der Interviewreihe: Die Befrag-
ten sehen Europas Zukunft nach der 
Krise durchweg positiv. Wolfgang 
Clement: „In zehn Jahren „werden 
wir mehr Europa haben. Allerdings, 
so hoffe ich, nur auf den Feldern auf 
die es ankommt.“ Markus Kerber: „Wir 
beschäftigen uns so intensiv wie nie 
zuvor mit unseren Nachbarn, kennen 
die Namen des griechischen Minister-
präsidenten oder wissen um regiona-
le Konflikte in Katalonien.“ Kerbers 
Vorhersage: „Das führt am Ende zu 
einem tragfähigen europäischen Mit-
einander.“

Manfred Güllner: „Umfragen belegen 
nachhaltig, dass friedliche Nachbar-
schaft für die Menschen ein zentrales 
Qualitätskriterium für eine Europä-

ische Union ist. Darauf kann Politik 
aufbauen.“

Joachim Paul begründet seine Zu-
versicht mit der „Tatsache, dass für 
die Mehrzahl der jungen Menschen 
Europa längst selbstverständlich ist.“ 
Michael Vassiliadis fordert dennoch: 
„Wir sollten alle viel, viel stärker für 
den faszinierenden Gedanken eines 
gemeinsamen Europa werben, die 
Neugierte auf Europa reaktivieren.“ 
Das findet auch Werner Hoyer: „Auch 
und gerade wenn es kompliziert ist, 
muss man Europa erklären.“

Schlusswort Martin Schulz: „Diese Kri-
se hat offen gelegt, dass es einen Ab-
grund gibt. In diesen Abgrund haben 
wir mehrfach geschaut. Deswegen 
wird die überwältigende Mehrheit der 
Leute sagen: Jede Re-Nationalisie-
rung ist schlechter als ein schlechtes 
Europa – lasst uns lieber Europa bes-
ser machen.“
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„Die Deutschen glauben, jeden 
Tag fahren Lastwagen mit 
ihrem Geld nach Griechenland“

Elmar Brok über eine europäische 
Vertrauenskrise und die konstitutionelle 
Zukunft der EU

Elmar Brok
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Der 1946 in Verl geborene Elmar Brok 
ist außenpolitischer Koordinator und 
Vorstandsmitglied der Europäischen 
Volkspartei (EVP). Brok studierte Rechts-
wissenschaften und Politikwissenschaft in 
Edinburgh. Er engagierte sich in der Jun-
gen Union sowie im Demokratischen Ju-
gendverband Europas (DEMYC). Brok sitzt 
im Bundesvorstand der CDU. Er ist seit 1980 
Mitglied des Europäischen Parlaments.

ZUR PERSON

Gilt auch für diese Krise: Sie bringt 
uns ein Stück nach vorn?
Die Krise kann das Projekt Europa ge-
fährden, wenn wir sie nicht nutzen, 
einen höheren Integrationsgrad zu 
erreichen.

Um welche Sorte Krise handelt es 
sich?
Es handelt sich um eine Finanz- und 
– teilweise darauf aufbauend – Schul-
denkrise. Der Ursprung war die Ban-
ken- und Finanzkrise von 2008, die 
zur Verschuldung der Staaten beige-
tragen hat. Sie mussten den Finanz-
sektor herauspauken – und sich dann 
dafür beschimpfen lassen, dass sie 
zu hohe Schulden haben. Die Politik 
hat die zu starke Liberalisierung des 
Finanzsektors zugelassen und es zu-
vor versäumt, im Sinne der sozialen 
Marktwirtschaft transnationale, aus-
reichend regulierende Rahmenbedin-
gungen zu schaffen.

Ist die Balance von freiem und 
sozial verpflichtetem Markt jetzt 
erreicht?
Wir sind mit all den neuen Instru-
menten – europäisches Semester, 
Six Pack, Two Pack, Fiskalpakt, –  auf 
dem Weg. Das löst nicht die aktu-
ellen Probleme, aber wenn wir die 
Krise überwunden haben, stehen In-
strumente zur Verfügung, die vor fünf 
Jahren keiner für möglich gehalten 
hätte. Wir sind dann einigermaßen 

gegen eine Wiederholung gefeit. Ins-
gesamt ist das Krisenmanagement 
gut gelaufen. Nur hat man nicht den 
Sprung geschafft, auch Wachstum zu 
generieren und damit soziale Konflik-
te zu lösen. An dieser gefährlichen 
Stelle stehen wir jetzt, da kann es 
noch brechen.

Erkennen Sie eine europäische Ver-
trauenskrise?
Diejenigen, die Gehälter und Pensi-
onen gekürzt bekommen, machen 
dafür natürlich Brüssel oder die EU 
verantwortlich, nicht ihre eigene 
Regierung. Die faire Kommunika-
tion fehlt auf beiden Seiten. Die 
Deutschen glauben, jeden Tag fah-
ren Lastwagen mit ihrem Geld nach 
Griechenland. Dass es nur Bürgschaf-
ten sind und Länder wie Frankreich 
oder Italien auch erhebliche Beträge 
beisteuern, weiß kaum einer. Die an-
deren meinen, die Deutschen seien 
nicht solidarisch, was ebenfalls nicht 
richtig ist – wir haben uns mit einer 
Summe engagiert, die höher ist als 
ein Bundeshaushalt. Unter solchen 
Fehlwahrnehmungen leidet Europa.

Können Sie sich vorstellen, in ei-
nem integrierten Europa von einem 
Franzosen oder Italiener regiert zu 
werden? 
In einem föderalen System ja, sofern 
die Kompetenzen entsprechend ver-
teilt sind. Gegenwärtig haben wir 

keinen europäischen Staat. Aber 
wir bewegen uns in die Richtung. 
Demnächst wird der Kommissions-
präsident aus dem Ergebnis der Eu-
ropawahlen hervorgehen, auf Dauer 
wird er Chef einer „europäischen Re-
gierung“ sein und eine ganz andere 
Stellung haben als heute.

Und wenn die europäischen Bürger 
Martin Schulz zum Kommissions-
chef wählen, muss Angela Merkel 
darauf verzichten, einen deutschen 
Kommissar nach Brüssel zu schi-
cken?
Ja.

Gibt es ein schützenswertes euro-
päisches Modell?
Wir haben in den meisten EU-Ländern 
eine ganz gute Mischung aus Markt 
und sozialen Rahmenbedingungen, 
von Solidarität und Subsidiarität. 

Auch im Unterschied zu den USA?
Der Unterschied zu den USA ist, dass 
bei uns nicht von vornherein klar ist, 
dass der ganze Verein zusammen-
steht. Kalifornien und Alabama sind 
„pleiter“ als Griechenland. Das Saar-
land und Bremen auch. Aber in bei-
den Systemen ist das Grundvertrauen 
da: Keiner geht pleite. Das fehlt auf 
europäischer Ebene noch – das ist 
der Kern der Krise.
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Treibt die Krise die Menschen aus-
einander oder zusammen?
Das ist zwiespältig. Auf der einen Sei-
te steht das Misstrauen: Die kosten 
mich Geld. Oder: Die helfen mir nicht 
genug. Auf der anderen Seite wächst 
das Bewusstsein der Bürger, dass kein 
Nationalstaat in diesen Zeiten allein 
zurecht kommt. Und die gemeinsame 
Währung zwingt uns, einander zu hel-
fen – wenn auch zähneknirschend. In 
dem Sinne sind alle Euro-Mitglieder, 
auch so kleine wie Zypern, system-
relevant.

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Ja. Weil wir Institutionen geschaffen 
haben, mit der Verpflichtung, sich zu 
treffen und zu reden, weil also nicht 
mehr jeder wie in der Weltwirtschafts-
krise von 1929 versucht, sich auf eige-
ne Faust zu retten.

Was halten Sie von den Vereinigten 
Staaten von Europa?
Die Vision ist immer da, das haben wir 
als CDU ja selbst gefordert. Es geht 
nicht um den einen Staat, sondern 
um eine Vereinigung von Staaten. 
Unter dieser Prämisse finde ich den 
Begriff gut. Aber wir müssen ihn jetzt 
untermauern, indem wir das bisher 
Erreichte konsolidieren. Das geht 
weiter als die Krisenbewältigung. 
Wir haben in den vergangenen 25 
Jahren Revolutionen erlebt: Binnen-
markt, Währungsunion, Erweiterung. 
Jetzt müssen wir das vertiefen, nicht 
gleich zu neuen Ufern der Gesetzge-
bung aufbrechen.  Wir müssen mehr 
Wert darauf legen, nicht ständig neue 
Gesetze zu verabschieden, sondern 
dafür zu sorgen, dass die geltenden 
eingehalten werden. Implementie-
rung ist entscheidend für unsere 
Glaubwürdigkeit als Rechtsgemein-
schaft. 

Ist die Parole von „Mehr Europa“ 
ein Holzweg?
Unsinn. Das reine Freihandelskon-
zept, die EFTA ist gescheitert. Das 
Konzept der Rechtsgemeinschaft hat 
gesiegt. Ein Binnenmarkt ist mehr als 
eine Zollunion. Ich halte aber nichts 
von „Finalität“, weil man eine Ge-
meinschaft von 30 Staaten nicht im 
Vorhinein definieren kann. Ich halte 
es mit Hallstein: Europa ist ein creatio 
continua.

Wie lautet Ihre konstitutionelle For-
mel für die Zukunft Europas?
Ein föderales System mit zwei Kam-
mern, einer Staatenkammer und ei-
ner Bürgervertretung. Ich bin dage-
gen, dass das Europa-Parlament das 
alleinige Sagen hat. Ein Zentral-Par-
lament macht immer Zentral-Politik. 
Deswegen muss das ausbalanciert 
sein durch eine Staatenkammer. 

Deutschland ist tonangebend beim 
Krisen-Management. Droht ein 
Rufschaden?
Hier liegt in der Tat ein Problem, dem 
wir entgegen treten müssen. Der 
Große muss nicht jeden Tag zeigen, 
dass er groß ist. Der Große kann sich 
leisten, nicht aufzutrumpfen. Das ist 
vielleicht auch eine Generationen-
frage. Wissen Sie, was Helmut Kohl 
sagte bei den Endverhandlungen des 
Amsterdamer Vertrags? In der letzten 
Nacht wird Deutschland auf Seiten 
der kleinen Länder stehen!   
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„Wir werden ‚mehr Europa‘ 
haben“

Wolfgang Clement über die 
Mitgliedstaaten der EU und das 
Krisenmanagement der Bundesregierung

Dr. h.c. Wolfgang Clement
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Dr. h.c. Wolfgang Clement, geboren 1940 
in Bochum, war von 1998 bis 2002 Minister-
präsident des Landes Nordrhein-Westfalen 
und von 2002 bis 2005 Bundesminister für 
Wirtschaft und Arbeit. Wolfgang Clement 
ist Buchautor und freiberuflicher Kolum-
nist, Mitglied verschiedener Aufsichtsräte, 
Kuratorien und Beiräte nationaler und 
internationaler Unternehmen sowie von 
wissenschaftlichen Einrichtungen. Seit Juli 
2012 ist er auch Vorsitzender des Kurato-
riums der „Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft“.

ZUR PERSON

Wie wird nach Ihrer Meinung Euro-
pa in zehn Jahren aussehen?
Wir werden „mehr Europa“ haben. Al-
lerdings, so hoffe ich, ein „Mehr“ an 
Europa nur auf den Feldern, auf die 
es ankommt und für die bis dahin ein 
klarer Kompetenzkatalog vorhanden 
sein sollte. Der sollte nur solche The-
men umfassen, für die die Kraft der 
Mitgliedstaaten nicht hinreicht und 
die zwingend gemeinsam beackert 
werden müssen.

Sind dann die heutigen Mitglied-
staaten noch alle dabei?
Ich sehe keinen Staat, der bis dahin 
aus der Union austreten wird. Auch 
Großbritannien dürfte dies nicht sein. 
UK braucht Europa und wir brauchen 
UK. Das Commonwealth ist schon lan-
ge nicht mehr, was er dereinst war. 
Und die USA, die manchmal wie eine 
britische Alternative für Europa aus-
sehen, dürften auch kein Interesse an 
einem isolierten Britannien haben. 
In den bevorstehenden amerika-
nisch-europäischen Verhandlungen 
zu einem Freihandelsabkommen, das 
im allseitigen Interesse ist, wird sich 
dies erweisen. 

Wird die Türkei dabei sein? 
Das hoffe ich, ja! In zehn Jahren soll-
ten jedenfalls die Präliminarien für 
eine Zugehörigkeit der Türkei zur EU 
klar sein. Und – um dies hinzuzufügen 

– es sollte bis dahin auch ein gere-
geltes, beiderseits privilegiertes Ver-
hältnis zwischen der EU und Russland 
bestehen. Das Verhältnis zu beiden 
Staaten ist für Europas Rolle in der 
Welt, wie sie sich entwickelt, von au-
ßerordentlicher Bedeutung.

Wie sollte der europäische Staa-
tenbund künftig organisiert sein? 
Sind die „Vereinigten Staaten von 
Europa“ das angestrebte Ziel?
Ich halte mehr vom Schweizer Mo-
dell. Also von einer Union der Euro-
päischen Staaten, die zur Sicherung 
von Frieden und Freiheit und zur Wah-
rung ihrer gemeinsamen Interessen 
gemeinsam handeln, aber sich dazu 
strikt am Subsidiaritätsprinzip und 
der Eigenverantwortung der Mitglied-
staaten orientieren. 

Was spricht im Detail für das 
Schweizer System?
Der Respekt vor dem Bürger als Sou-
verän und das Selbstverständnis als 
eine „Willensnation“, die weder eth-
nisch noch sprachlich noch religiös 
eine Einheit ist und in der der Bund 
nur solche Aufgaben übernimmt, die 
„die Kraft der Kantone übersteigen 
oder einer einheitlichen Regelung be-
dürfen“. Ebenso steht es auch um die 
EU und so sollte es sich deshalb auch 
innerhalb der EU verhalten.

Welche Konsequenzen hätte das 
Einhalten dieser Prinzipien für die 
EU?
Es bedeutete weniger Gängelung 
durch die EU, mehr Eigenverantwor-
tung der Mitgliedstaaten, nicht zu-
letzt für die eigenen Finanzen und die 
Budgethoheit. Sie könnte auch in der 
Währungsunion bestehen bleiben – 
allerdings unter der Voraussetzung, 
dass die gemeinsam vereinbarten Re-
geln der Währungsunion eingehalten 
werden und die Budgethoheit auch 
die Haftung einschließt. Mit anderen 
Worten: Es müsste auch eine gere-
gelte staatliche Insolvenz möglich 
sein und ein geregelter Austritt aus 
der gemeinsamen Währung. Es gäbe 
keine bessere Sicherung gegen künfti-
ge staatliche Schuldenexzesse – kein 
europäischer Vertrag würde mehr Si-
cherheit vermitteln können!

Würde eine solche Insolvenz nicht 
automatisch die Partnerstaaten 
mit in den Abgrund reißen?
Nicht, wenn die Regeln einer geord-
neten Finanzwirtschaft gelten und die 
bisherige unheilige Allianz zwischen 
Staatsfinanzen und Kreditwirtschaft 
endgültig beendet ist, also vor allem 
auch die Kreditvergabe an die öffent-
lichen Hände mit entsprechendem 
Eigenkapital auf der Bankenseite un-
terlegt sein muss. 
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Welches sind nach Ihrer Einschät-
zung die Kompetenzen, die auf die 
europäische Ebene gehören?
Für das Geld- und Währungswesen, 
für Handel und Wettbewerb, für die 
Energieversorgung, für die Zuwan-
derung und einen mobilen europä-
ischen Arbeitsmarkt sowie für die 
Außen- und Sicherheitspolitik. Alles 
Weitere ist mitgliedstaatlich und 
intergouvernemental mit Kontrolle 
durch die nationalen Parlamente 
und gegebenenfalls im Wege einer 
„verstärkten Zusammenarbeit“ von 
Mitgliedstaaten machbar.

Sehen Sie den Euro aktuell als Bin-
deglied oder droht die wackelnde 
Gemeinschaftswährung die EU zu 
zerreißen?
Es ist ja nicht die Währung, die wa-
ckelt. Die ist die zweitstärkste und 
zweitwichtigste der Welt. Es wackelt 
vielmehr die Währungsunion, weil 
sie kein verlässliches zwischenstaat-
liches Fundament hat. Wenn das, wie 
geschildert, geschaffen wird, kann die 
EU stärker als zuvor aus der Staats-
schuldenkrise hervorgehen.

Sind Sie mit dem Krisenmanage-
ment der Bundesregierung zufrie-
den?
Im Prinzip ja, weil sie die Eigenverant-
wortung der Mitgliedstaaten für die 
Konsolidierung ihrer Staatsfinanzen 
und strukturelle Reformen zur Wie-
dergewinnung oder Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit allem ande-
ren voran stellt. Darauf kommt es 
an. Ohne diese Haltung der Bundes-
regierung wären wir längst in einer 
europäischen Haftungsunion – und 
auch unsere Wettbewerbsfähigkeit 
und die weiterer Mitgliedstaaten wäre 
massiv gefährdet.

Das hat Deutschland aber in den 
Nachbarländern auch sehr viel Kri-
tik eingetragen, nicht nur in Frank-
reich wurde zuletzt wieder das 
Bild des „hässlichen“ Deutschen 

bemüht…
Das erlebe ich in der Lebenswirk-
lichkeit anders. Wo ich hinkomme, 
innerhalb und außerhalb Europas, in 
politischen wie in privaten Runden, 
da werde ich stets nach den Geheim-
nissen unserer vergleichsweise guten 
wirtschaftlichen Lage gefragt. Und ich 
verweise stets auf den bei uns – noch 
– vorhandenen, recht kräftigen indus-
triellen Sockel, auf unseren starken 
Mittelstand, auf die duale Berufsaus-
bildung und auf eine funktionierende 
Sozialpartnerschaft.

Sehen wir uns zu Recht als Vorbild 
für Europa oder kann Deutschland 
von seinen Nachbarn noch viel ler-
nen?
Im Jahr 2005 nannte der britische 
„Economist“ uns den „kranken Mann“ 
Europas. Fünf Jahre später waren wir 
im selben Blatt der „Wachstumsmo-
tor“ des Kontinents. Wenn wir das 
bleiben wollen, müssen wir noch viel 
reformieren und können dazu Eini-
ges von unseren Nachbarn lernen. 
Von den skandinavischen Ländern 
vor allem, dass man mehr und bes-
ser in Wissenschaft und Forschung 
investieren muss und von Frankreich 
beispielsweise, wie eine Familienpoli-
tik erfolgreich sein kann, die mit dem 
Ziel von Chancengerechtigkeit und 
Teilhabe mehr in die allgemeinen 
Strukturen zur Förderung von Erzie-
hung und Bildung als in die einzelne 
Familie investiert. 

Was hat Deutschland umgekehrt 
wirtschaftlich so stark gemacht?
Die Agenda 2010 mit den Arbeits-
marktreformen im Mittelpunkt, die 
unseren verrechtlichten Arbeitsmarkt 
wieder beweglich gemacht haben, 
und eine ausgesprochene, über zehn 
Jahre währende Lohnzurückhaltung 
der Arbeitnehmer, die dazu führte, 
dass es bei uns bis 2009 keinen Real-
lohnzuwachs gab, während die Lohn-
stückkosten in Südeuropa um bis zu 
30 Prozent anstiegen. Jetzt stehen vor 

allem Italien und Frankreich vor ähnli-
chen Aufgaben wie wir im Jahre 2003.

Aber wo liegt in Griechenland oder 
Spanien noch Wirtschaftskraft 
brach?
Auf etlichen Feldern, beispielsweise 
in der Energiewirtschaft, in der IT-In-
dustrie, in den Häfen und in der Lo-
gistik, natürlich im Tourismus und in 
der Landwirtschaft. Vor allem aber 
brauchen diese Länder eine Stärkung 
des MINT-Sektors (Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaften, Techno-
logie) und einen Gründungsboom, 
also Gründungs- und Risikokapital, 
wesentlich weniger Bürokratie. Von 
europäischer Seite könnte dies – wie 
von Roland Berger vorgeschlagen – 
mit einem breiten, privat finanzierten 
Infrastrukturprogramm für Energie, 
IT, Schiene und Straße von und für 
alle Mitgliedstaaten, vorrangig natür-
lich für die südeuropäischen Staaten 
flankiert werden. 

Was stimmt Sie zuversichtlich, dass 
Europa, bei aller Kritik, die beste 
Zeit noch vor sich hat?
Die Verantwortung, die wir Heutigen 
für die friedlichste, freiheitlichste, 
rechtsstaatlichste und wirtschafts-
stärkste Region der Welt tragen, und 
die wir so, wie sie mit den darin vor-
handenen Fähigkeiten und Möglich-
keiten ist, an die weitergeben müs-
sen, die uns nachfolgen. 
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„Wir brauchen eine europäische 
Wirtschaftsregierung“

Sigmar Gabriel über Wege aus der Krise 
und den Friedensnobelpreis für die 
Europäische Union

Sigmar Gabriel
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Sigmar Gabriel, geboren 1959 in Goslar, 
ist seit Dezember 2013 Bundesminister für 
Wirtschaft und Energie. Der Bundesvorsit-
zende der SPD studierte Germanistik, Poli-
tik und Soziologie in Göttingen und wurde 
1990 Abgeordneter des niedersächsischen 
Landtags. Von 1999 bis 2003 war er Minis-
terpräsident des Landes Niedersachsen. 
Seit 2005 ist Sigmar Gabriel Mitglied des 
Deutschen Bundestages. Von 2005 bis 2009 
war er Bundesumweltminister.

ZUR PERSON

Unter Euro-Krise verstehen die 
Menschen ganz unterschiedliche 
Dinge. Bankenkrise, Staatsschul-
denkrise. Wo liegt für Sie die Krise 
Europas und wer sind die Haupt-
verantwortlichen? 
Die Konservativen in Europa rund 
um Kanzlerin Merkel führen die Krise 
im Euroraum in erster Linie auf eine 
schlechte Haushalts- und Finanzpoli-
tik in den betroffenen EU-Krisenstaa-
ten zurück. 

Das ist aber nur ein Teil der Wahr-
heit. Richtig ist: Finanzpolitische 
Misswirtschaft und wirtschaftliche 
Strukturprobleme spielen zwar eine 
Rolle. Doch die zentrale Ursache der 
Krise ist die durch Spekulationen 
ausgelöste Banken- und Finanzkri-
se. Sie hat etliche Euro-Staaten dazu 
gezwungen, sich massiv zu verschul-
den (twin crisis). So galten Spanien 
und Irland vor der Finanzkrise noch 
als europäische Musterschüler. Diese 
Länder haben die Maastricht-Krite-
rien nämlich immer erfüllt, es aber 
mit der Finanzmarktaufsicht nicht so 
ernst genommen. 

Die einseitige Analyse zieht einseiti-
ge Schlussfolgerungen nach sich: Die 
Konservativen setzen allein auf Ret-
tungsschirme unter der Bedingung, 
dass eisern gespart wird. Damit wür-

gen sie das wirtschaftliche Wachstum 
ab, das notwendig wäre, um wieder 
auf die Beine kommen und die Schul-
den abzubezahlen. 

Selbstverständlich brauchen wir eine 
verantwortungsvolle Haushaltspo-
litik. Das heißt, dass Ausgabe- und 
Einnahmeseite fortlaufend überprüft 
werden müssen. Einseitig und aus-
schließlich auf Haushaltskürzungen 
zu setzen, kann aber auch in die Sack-
gasse führen. Das sehen wir ja gerade 
in Griechenland. Das Krisenmanage-
ment der Bundesregierung hat die 
Krise somit noch verschlimmert. 

Hat sich die Politik in zu starke 
Abhängigkeit vom Finanzsektor 
begeben? 
Ja. Viele Staaten haben in der Vergan-
genheit ihre Wirtschaftsmodelle fast 
ausschließlich auf den Finanzsektor 
umgestellt, weil sie darin die Zukunft 
gesehen haben, und sich so abhän-
gig gemacht. Der Finanzsektor war in 
der Situation, die Regeln diktieren zu 
können - eine zu laxe Regulierung war 
die Folge. Die Politik war darüber hin-
aus gezwungen, dem Finanzsektor in 
der jüngsten Krise mit enormen Ret-
tungspaketen zu helfen. Deutschland 
hingegen wurde damals belächelt, 
als es seinen Fokus weiterhin auf der 
Realwirtschaft behalten hat. Wir ha-

ben - entgegen damaligen Trends - 
die deutsche Industrie gestärkt, und 
diese als Basis für unseren wirtschaft-
lichen Erfolg begriffen. 

Selbstverständlich ist eine Interakti-
on von Staaten und Finanzmärkten 
grundsätzlich zu befürworten. So kön-
nen Staaten über Finanzmärkte ihre 
Staatsschuld finanzieren. 

Um gesehene Exzesse und Entwick-
lungen in Zukunft zu vermeiden, for-
dern wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten eine Beteiligung 
des Finanzsektors an den Krisen-
kosten über eine Einführung der Fi-
nanztransaktionssteuer, eine Redu-
zierung der Systemrelevanz durch 
eine Trennung von Geschäfts- und 
Investmentbanking sowie eine Re-
gulierung des Schattenbanksektors. 

In einer Forsa-Umfrage für BAPP 
verbinden nu3. In einer Forsa-Um-
frage für BAPP verbinden nur neun 
Prozent der Deutschen mit Europa 
einen 60 Jahre währenden Frieden. 
Muss dieses Gut wieder mehr ins 
Bewusstsein? 
Ja, denn dies ist die Grundidee eines 
vereinten Europas. In der langen Ge-
schichte Europas gab es nur in den 
letzten 60 Jahren Frieden und Wohl-
stand - und auch das nicht überall, 
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wie die Beispiele Griechenland und 
Portugal zeigen. Niemand darf glau-
ben, dass dies eine Selbstverständ-
lichkeit ist. Schlimmere Alternativen 
sind immer denkbar. 

Heute geht es in erster Linie um die 
Vorherrschaft der Politik vor den Fi-
nanzmärkten und um Europa insge-
samt. Wir - Bürgerinnen, Bürger und 
Parlamente - entscheiden, wie wir 
zusammenleben wollen. Alles ande-
re käme uns und unsere Kinder noch 
viel teurer zu stehen. 

Gibt es ein europäisches Modell des 
Zusammenlebens? Was unterschei-
det es von den USA, z.B.? Verbin-
det der Euro als Währung auch die 
Menschen? 
Ja. Zu nennen ist hier in erster Linie 
der Europäische Sozialstaat, auf des-
sen Errungenschaften ich besonders 
stolz bin. Im Gegensatz zu den USA 
sind die Menschen bei uns gegen un-
verschuldete Widrigkeiten des Lebens 
abgesichert. Zudem ist der Anteil der 
„working poor“ an der Arbeitsbevöl-
kerung bei uns weitaus geringer als 
in den Vereinigten Staaten. Für mich 
ist dies eine Frage danach, wie wir 
leben wollen. 

Die Strategie Europa 2020 strebt wei-
tere Verbesserungen auf angespro-
chenem Gebiet an, die eine Teilhabe 
der Bürger ermöglichen sollen: So soll 
die Beschäftigungsquote der Bevölke-
rung zwischen 20 und 64 Jahren auf 
mindestens 75% erhöht werden, der 
Anteil der Hochschulabsolventen auf 
mindestens 40%, sowie der Anteil der 
Schulabbrecher auf 10% gesenkt wer-
den. Zudem wird eine Reduzierung 
der Bürger, die unterhalb der jeweils 
nationalen Armutsgrenze leben, um 
25% reduziert werden. 

Die Krise in der Eurozone, sowie die 
viel zu hohen (Jugend)-Arbeitslosen-
quoten, zeigt hier die Dringlichkeit 
des Handlungsbedarfs an. 

Hervorheben möchte ich auch die 
gemeinsamen Werte, welche wir Eu-
ropäer teilen - Frieden, Versöhnung, 
Demokratie und Menschenrechte. 
Auch die politische Kultur ist sowohl 
in Deutschland als auch der Europä-
ischen Union als Ganzes besser als 
ihr Ruf. Anders als beispielsweise in 
den Vereinigten Staaten ist das Klima 
bei uns nicht so vergiftet, dass eine 
Zusammenarbeit zwischen konkur-
rierenden Partnern bei wichtigen The-
men nicht mehr möglich ist. 

Der Euro als Währung soll die Men-
schen verbinden und verbindet sie 
auch - für viele ist es heute selbstver-
ständlich, innerhalb des Währungs-
raumes kein Geld mehr wechseln 
zu müssen. Allerdings rücken die 
positiven Seiten der gemeinsamen 
Währung in der derzeitigen Krise in 
den Hintergrund.  Aus diesem Grund 
bedarf es einer weiteren Integrati-
on: Ohne eine gemeinsame Wirt-
schafts- und Finanzpolitik kann es 
keine gemeinsame Währung geben. 
Wir brauchen eine europäische Wirt-
schaftsregierung, die ökonomischen 
und sozialen Fortschritt in Europa 
organisiert. 

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient? 
Die EU hat den Friedensnobelpreis 
verdient, da sie Frieden für die 
Menschen auf dem in Kriegsjahr-
hunderten verwüsteten Kontinent 
geschaffen hat. Die Versöhnung zwi-
schen Deutschland und Frankreich 
ist wohl das dramatischste Beispiel 
der Geschichte dafür, dass Krieg und 
Konflikt sich in kurzer Zeit in Frieden 
und Zusammenarbeit verwandeln 
können. Nicht zu unterschätzen ist 
auch der Beitrag, den die Union für 
die Verbreitung von Frieden, Versöh-
nung, Demokratie und Menschen-
rechten in Europa und anderswo auf 
der Welt geleistet hat. Zudem ist der 
Friedensnobelpreis gerade jetzt in 
der Krise ein Zeichen dafür, dass wir  

zusammenstehen, dass Erreichte hü-
ten und das Geschaffene verbessern 
müssen. Mehr Europa ist die Lösung 
der Krise. 

 45 Prozent geben in der Forsa-Um-
frage den Politikern die Schuld an der 
Euro-Krise. Haben sie Recht? 

Den Politikern pauschal die Schuld 
an der Krise in der Eurozone zu ge-
ben, halte ich für ungerecht und un-
differenziert. Selbstverständlich war 
es unzureichend, eine gemeinsame 
Währung ohne eine verstärkte wirt-
schaftliche Integration und damit 
einhergehender gemeinsamer Regeln 
einzuführen. Ursächlich hierfür sind 
sicherlich auch unterschiedliche poli-
tische Kulturen in den Mitgliedstaaten 
der Währungsunion. Darüber hinaus 
ist auch das Design des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts anzuprangern, 
welcher über nicht ausreichende 
Durchgriffsrechte verfügte. 

Aktuell rächt es sich in erster Linie, 
dass die Bundeskanzlerin lange Zeit 
mit oberlehrerhafter Attitude und 
ohne jedes Mitgefühl gegenüber den 
Leidtragenden der drastischen Kür-
zungspolitik in den Krisenstaaten 
aufgetreten ist. Hinzu kamen be-
schämende Aussagen der Mitglieder 
der Regierungskoalition, die verkün-
deten, dass jetzt „in Europa Deutsch 
gesprochen“ wird. All dies hat dazu 
beigetragen, dass die Krise in der Öf-
fentlichkeit als Staatsschuldenkrise 
wahrgenommen wurde, an der die 
Politiker der betreffenden Länder 
Schuld tragen. 

In Frankreich wächst bereits wieder 
die Furcht vor einem starken Bis-
marck-Deutschland. Welche Rolle 
haben wir in einem zukünftigen 
Europa? 
Wir Deutschen sind uns offenbar noch 
nicht ausreichend im Klaren darüber, 
dass bei fast allen unseren Nachbarn 
wahrscheinlich noch für viele Genera-
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tionen ein latenter Argwohn gegen die 
Deutschen besteht. Eine anhaltend 
dominante Rolle, wie wir sie jetzt in 
der Krise einnehmen, würde auf uns 
zurückschlagen und letzten Endes in 
einem Weniger an Europa resultie-
ren. Zudem möchte ich betonen, dass 
Deutschland keinen ökonomischen 
Imperialismus verfolgt. 

Daher muss es in unserem eigenen 
Interesse sein, dass alle Staaten in 
Europa gleichberechtigt  zusam-
menarbeiten. Deutschland braucht 
Europa (vgl. Frage 9) - jedoch braucht 
ein starkes Europa auch ein starkes 
Deutschland. 

Wo könnten wir noch von Wirt-
schafts- und Sozialsystemen unse-
rer Nachbarn lernen? 
Hier gibt es eine Reihe von Beispielen. 
Exemplarisch hervorheben möchte 
ich das skandinavische Bildungssys-
tem ebenso wie die dort praktizierte 
„Flexicurity“, welche das flexible Ein-
stellen und Entlassen von Arbeitneh-
mern erlaubt, gleichzeitig jedoch auf 
die soziale Förderung von Arbeitslo-
sen sowie die intensive Vermittlung 
einer neuen Beschäftigung setzt. Ein 
derartiges Modell agiert als Puffer in 
einer Rezession, erzeugt geringere 
langfristige soziale Kosten, und führt 
zu einem schnelleren Wirtschaftsauf-
schwung nach einer Krise. 
	
Darüber hinaus ist das französische 
System der Kinderbetreuung lobend 
herauszugreifen. Eine Quote von 80 
Prozent berufstätiger Frauen gibt 
dem flexiblen System vielfältiger und 
umfassender Maßnahmen zur Verein-
barkeit von Beruf und Familie, wie z.B. 
der Subventionierung von Unterneh-
menskrippen, recht. 

Ist der Weg zurück zur D-Mark eine 
Option? 
Nein. Kein Land profitiert dermaßen 
von der Europäischen Integration und 
dem Euro wie Deutschland. Deutsch-

land setzt knapp 60% seiner Waren in 
den Mitgliedstaaten der Währungs-
union ab. Ohne den Euro hätte das 
Land seine Exporte wohl nie derart 
steigern können. 

Eine Wiedereinführung der Deutschen 
Mark würde deutsche Exporte massiv 
verteuern. Die deutsche Wirtschaft 
würde schrumpfen, die Arbeitslosig-
keit zunehmen. Zahlreiche Studien 
- von der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW), der schweizerischen UBS 
und zuletzt von der Unternehmensbe-
ratung McKinsey - weisen nach, dass 
die Währung den Wohlstand in den 17 
Euro- Ländern vermehrt - laut McKin-
sey allein im Jahr 2010 um 332 Mrd. 
Euro oder 3,6%  des Eurozonen- BIP. 
Der Effekt für die deutsche Wirtschaft 
betrug danach 165 Mrd. Euro. 
Eine Rückkehr zur Deutschen Markt ist 
demnach sowohl ökonomisch, aber 
vor allem auch politisch keine Option. 

Könnte ein Europa der zwei Ge-
schwindigkeiten der Königsweg 
sein, um das Nord-Süd-Gefälle zu 
überwinden? 
Wir haben bereits heute ein Europa 
der zwei Geschwindigkeiten, darüber 
sollte man sich keine Illusionen ma-
chen. So haben einige Mitgliedstaa-
ten der Union den Euro als Währung 
eingeführt, andere nicht. Wiederum 
sind einige Mitgliedstaaten dem 
Schengen-Raum beigetreten, wäh-
rend andere Staaten das Protokoll 
nicht ratifiziert haben. Weitere Bei-
spiele lassen sich finden. Aus diesem 
Grund wird in Zukunft kein Weg daran 
vorbeiführen, eine stärker differen-
zierte Union zu gestalten. 

Gibt es irgendetwas, das Sie zuver-
sichtlich stimmt, dass Europa seine 
beste Zeit noch vor sich hat? 
Ich verstehe nicht, warum wir alles 
Erreichte, was bis vor ein paar Jahren 
noch als weltweit einzigartiges Mo-
dell galt, jetzt in der Krise aufgeben 
wollen. 

Ich bin sehr zuversichtlich, dass Eu-
ropa seine beste Zeit noch vor sich 
hat, wenn wir entsprechende Reform-
schritte unternehmen. Dass auch die 
Menschen daran glauben, zeigt eine 
jüngst veröffentlichte Umfrage, wo-
nach 69 Prozent der Deutschen an 
den Euro glauben, während nur 27 
Prozent wieder zur D-Mark zurück-
wollen. Zum Vergleich: Noch im Jahr 
2012 lehnte jeder Zweite die Ge-
meinschaftswährung ab. Selbstver-
ständlich ist dies zum Teil auch auf 
die gute Entwicklung der deutschen 
Wirtschaft zurückzuführen, zeigt aber 
auch umso mehr die Notwendigkeit 
einer  verstärkten europäischen Integ-
ration an, welche die Mitgliedstaaten, 
die sich aktuell in der Krise befinden, 
wieder auf einen soliden Wachstum-
spfad zurückführen kann. Es ist kein 
Geheimnis, dass Wirtschaftswachs-
tum/persönliches Wohlergeben eng 
mit der Zufriedenheit über und der 
Zustimmung zu politischen Projekten 
verknüpft sind. 
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„Mit der Einführung des Euro 
wurde keine politische Union 
errichtet“

Jürgen Großmann zu europäischer 
Identität und den außenpolitischen 
Herausforderungen Europas

Dr. Jürgen Großmann
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Dr. Jürgen Großmann wurde 1952 in Mül-
heim an der Ruhr geboren. Nach seiner 
Promotion arbeitete Großmann in verschie-
denen Positionen bei der Klöckner-Werke 
AG, zuletzt als Vorstandsmitglied. 1993 wur-
de er Geschäftsführender Gesellschafter 
der Georgsmarienhütte, deren Alleinge-
sellschafter er heute ist. Von 2007 bis 2012 
war Großmann Vorstandsvorsitzender des 
Energiekonzerns RWE.

ZUR PERSON

Ist die gegenwärtige Krise schlim-
mer als frühere, bedroht sie mögli-
cherweise das Projekt Europa?
Die aktuelle Krise ist vielleicht nicht 
dramatischer als frühere – neu ist, 
dass diverse nationalstaatliche Kon-
flikte fast zeitgleich den Zusammen-
halt Europas angreifen. Das Krisen-
bewusstsein der Menschen führt zu 
einer Rückbesinnung auf vermeintli-
che nationale Stärke oder Identität. 
Maßgeblich tragen die nationalen Me-
dien dazu bei, das Projekt Europa vo-
ranzutreiben oder zu bedrohen: Ihre 
veröffentlichte Meinung von „Kosten 
und Nutzen“ der Europäische Uni-
on bestimmt maßgeblich die Stim-
mungslage und damit die nationalen 
Wahlergebnisse. Wie man ja gerade in 
Italien gesehen hat.

Viele Menschen setzen die Europa- 
mit der Euro-Krise gleich...
Kurzfristig betrachtet ist der öko-
nomische Aspekt sicherlich drama-
tischer. Aber im Kern leidet Europa 
unter einer Sinnkrise. Seit dem Lis-
sabon-Vertrag, der schon 13 Jahre 
zurückliegt, fehlt eine neue Zielde-
finition. Wir kurieren an Symptomen 
herum, im Vordergrund stehen meist 
nationale Interessen, statt Europa ei-
nen übergeordneten Sinn zu geben.

Eine Forsa-Umfrage im Auftrag von 

BAPP stützt Ihre These. 32 Prozent 
der Deutschen assoziieren mit Eu-
ropa die „Euro-Krise“. Nur 19 Pro-
zent „offene Grenzen“ und neun 
Prozent „dauerhaften Frieden“...
Die derzeitige Verunsicherung zeigt 
deutlich die Grundprobleme in Eu-
ropa auf. Mit der Einführung des Euro 
wurde keine politische Union errich-
tet. Außerdem wurden die Eintritts-
voraussetzungen nicht 100 prozen-
tig umgesetzt, und bei ersten Krisen 
auch die Mechanismen gebeugt. So 
war Deutschland ja auch ein „Defi-
zitsünder“. Die Finanzkrise war ein 
Katalysator für die jetzige Vertrau-
enskrise, die „gefühlte Transferunion“ 
wird von vielen Bürgern als ungerecht 
empfunden.

Wie wichtig ist eine Regulierung der 
Banken für die künftige Stabilität 
Europas?
Diese Frage muss man differenziert 
beantworten. Einen großen Anteil an 
der Schuldenkrise heben sicher die 
Notenbanken mit ihrer Politik des bil-
ligen Geldes, das angeblich Wachs-
tum befeuern soll. Dabei entsteht 
organisches Wirtschaftswachstum 
nur, wenn die Rahmenbedingungen 
stimmen: Innovationskraft, Produkti-
vität, Konkurrenzfähigkeit.
Die Gier nach immer höheren Rendi-
ten hat im Finanzsektor zu hochspe-

kulativen Anlageangeboten geführt, 
die nicht durch Grundgeschäfte un-
terlegt waren. Die Banken jetzt jedoch 
zum alleinigen Auslöser der Eurokrise 
zu machen, ist mir zu simpel. Wir soll-
ten darauf achten, bei der versuchten 
Regulierung das Kind nicht mit dem 
Bade auszuschütten.

Wie meinen Sie das?
Wir brauchen starke Banken in Eu-
ropa für einen starken Mittelstand. 
Bestimmte Finanzprodukte wie zum 
Beispiel Warentermingeschäfte sind 
für international agierende Unterneh-
men wichtig, sie sind dort mit echtem 
Geschäft hinterlegt. Stärkere Regulie-
rung bedeutet jetzt höhere Kosten, 
mehr Verwaltung und höhere Kredit-
kosten. Auch eine pauschale Banken-
abgabe wird dazu führen, dass sich 
die Lage vieler Mittelstandsfinanzie-
rer verschlechtert und es zu massiven 
Preiserhöhungen kommt.

Können Sie verstehen, dass sich 
viele deutsche die D-Mark zurück-
wünschen?
Verstehen ja, es wird ja vielfach die 
Nostalgie gepflegt, wenn z.B. immer 
noch Preisschilder mit D-Mark-Prei-
sen an manchen Produkten kleben. 
Aber die Fakten sagen etwas anders: 
Laut einer McKinsey-Studie liegen 
die Vorteile der Gemeinschaftswäh-
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rung für den gesamten Wirtschafts-
raum Europa bei etwa 340 Milliarden 
Euro im Jahr. Gut die Hälfte davon 
bekommt Deutschland ab. Unsere 
historisch niedrige Arbeitslosenquo-
te geht zu einem guten Teil auch auf 
den Euro zurück. Um die Unumkehr-
barkeit noch mit einem praktischen 
Beispiel zu verdeutlichen: Sie können 
aus fünf Eiern ein Omelette machen, 
aber aus dem Omelette nachher nicht 
wieder fünf Eier!

Wie müsste nach Ihrer Meinung die 
EU der Zukunft aussehen? Wie die 
Vereinigten Staaten von Europa?
Für mich ja. Das habe ich schon bei 
früheren Gelegenheiten betont: I‘m 
a Federalist! Wir brauchen eine euro-
päische Zentralregierung unter Wah-
rung des Subsidiaritätsprinzips. Es ge-
nügt eine gemeinsame EU-Armee mit 
einem Verteidigungsminister, Kriege 
konventioneller Art unter den euro-
päischen Staaten sind doch praktisch 
ausgeschlossen. Ein EU-Außenminis-
ter sollte die Politik der Gemeinschaft 
weltweit vertreten. Bildungs- und 
Sozialpolitik muss dagegen in der 
Hoheit der Nationalstaaten bleiben.
	
Braucht ein vereintes Europa eine 
gemeinsame Sprache?
Auf der Führungs- und Verwaltungse-
bene sicher, vielleicht nicht eine son-
dern zwei oder drei. Englisch bietet 
sich als erste Verkehrssprache an. 
Es kann jedenfalls nicht sein, dass 
bei der EU mehr als 20 Übersetzer in 
Vollzeit angestellt sind, um Debatten 
und Schriftverkehr ins Maltesische zu 
übersetzen. Wo doch jeder weiß, dass 
auf Malta alle Englisch sprechen...

Die Nationalsprachen dürfen von ei-
ner solchen „Amtssprache“ als Kul-
turerbe allerdings nicht beeinflusst 
werden. Ich bin stolz auf unsere deut-
sche Sprache und möchte nicht eines 
Tages Schiller oder Goethe in eng-
lischer Übersetzung lesen müssen.

Wie sehen Sie die Führungsrolle 
Deutschland in Europa?
Grundsätzlich bin ich mit dem Krisen-
management von Frau Merkel zufrie-
den. Ich halte es aber mit Bundes-
präsident Gauck, der gesagt hat: Ich 
wünsche mir kein deutsches Europa, 
sondern ein Europäisches Deutsch-
land.

Überschätzen wir Deutschen uns?
In einigen Bereichen ganz sicher. Wir 
haben noch immer eine steigende 
Staatsverschuldung, der Wirtschafts-
aufschwung bewegt sich auf dünnem 
Eis. Einige europäische Nachbarn 
sind da wesentlich erfolgreicher. Die 
Schweizer präsentieren einen ausge-
glichenen Staatshaushalt, am finni-
schen Bildungssystem sollten wir uns 
ein Beispiel nehmen. Um uns herum 
sind einige Staaten, die wissen, wie 
man einen Großflughafen plant, eine 
Elbphilharmonie baut oder das Pro-
jekt Stuttgart 21 erfolgreich umsetzt.

Wo liegen außenpolitisch die größ-
ten Herausforderungen für Europa?
Da ist zunächst die Bedrohung un-
serer Kultur durch aggressive Welt-
religionen wie den Islam. Man muss 
abwarten, ob und wie sich Russland 
stabilisiert. Mit Sorge betrachte ich 
auch den von einigen Politikern in 
Deutschland so bejubelten arabi-
schen Frühling. Dort kämpfen 100 
Millionen Menschen um eine besse-
re Zukunft. 

Die Blüte Westeuropas haben wir der 
amerikanischen Hegemonie zu ver-
danken, es bleibt abzuwarten, ob die 
Amerikaner weiterhin die Hand über 
uns halten. Und schließlich sind da 
noch Staaten wie China oder Indien, 
die mit unglaublicher Dynamik auf 
die Weltmärkte drängen. Wir müssen 
aufpassen, im Wettbewerb nicht gna-
denlos zurückzufallen.

Bei aller Kritik – wo können wir 
schon stolz auf das Projekt Europa 
sein?
Meine drei Kinder leben einen europä-
ischen Alltag vor, auf den ich stolz bin. 
Meine älteste Tochter verbringt die 
Ferien mit französischen Freunden. 
Die jüngste macht jetzt ihr TU-Aus-
landssemester in Finnland. Wir fuhren 
früher mit dem Interrailticket durch 
die Nachbarländer, inzwischen ist Eu-
ropa wirklich zusammengewachsen. 
Die junge Generation berechtigt zu 
Optimismus!
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„Die Leute wünschen sich in 
der EU vor allem schnellere 
Entscheidungsprozeduren“

Manfred Güllner über die Komplexität der 
Eurokrise  und was man von europäischen 
Nachbarn lernen kann

Prof. Manfred Güllner
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Professor Manfred Güllner, geboren 1941 
in Remscheid, ist Gründer und Geschäfts-
führer des Meinungsforschungsinstituts 
forsa. Nach dem Studium der Soziologie, 
Sozialpsychologie und Betriebswirtschaft 
war er unter anderem Direktor des Statisti-
schen Amtes der Stadt Köln. 1984 gründete 
er forsa und etablierte das Unternehmen 
als eines der führenden deutschen Mei-
nungsforschungsinstitute. Seit 2004 ist 
Güllner Honorarprofessor für Publizistik 
und Kommunikationswissenschaft an der 
Freien Universität Berlin.

ZUR PERSON

Stellt die aktuelle Krise in Europa 
die Gemeinschaft der 27 Staaten 
in Frage?
Ich sehe keine grundsätzliche Be-
drohung. Die Umfragen in Deutsch-
land zeigen, dass die Menschen un-
vermindert Europa-freundlich sind. 
Von jeher war diese positive Haltung 
aber auch von einer gewissen Skep-
sis gegenüber dem Euro begleitet. 
Diese war aber in den Zeiten vor der 
Abschaffung der D-Mark wesentlich 
höher.

Erleben wir eine Krise Europas oder 
des Euros?
Diese Differenzierung ist für die Men-
schen nicht mehr möglich. Für sie ist 
es eine nicht mehr durchschaubare, 
abstrakte Krise. Weder Politiker noch 
Fachleute können ihnen nachvoll-
ziehbar erklären, was passiert. Bei 
der Bankenkrise 2008/09 erschien es 
leichter, die Zusammenhänge zu be-
greifen. Da waren Banken in Schiefla-
ge, die direkten Auswirkungen konnte 
jeder beobachten.

Was ist heute komplizierter?
Nehmen Sie das Beispiel Zypern. Ei-
gentlich hat das europäische Krisen-
management nichts mit dem Konto 
des deutschen Sparers zu tun. Dann 
kommt in Zypern die Sonderabga-
be für private Einlagen. Viele Bürger 

fragen sich daraufhin, ob das auch 
bei uns passieren kann, ob ihr Geld 
aktuell noch sicher ist, ob man sich 
weiter auf seine Altersversorgung ver-
lassen kann. 
Es entstehen Ängste bis in den Alltag 
hinein. Viele Menschen sorgen sich, 
ob bei den Hilfszusagen für notlei-
dende Nachbarstaaten noch Geld für 
klamme Kommunen in Deutschland 
übrig bleibt, ob künftig noch Schlag-
löcher geflickt und Klassenräume 
gestrichen werden können.

Welchen Einfluss wird das auf die 
politische Willensbildung haben?
Umfragen belegen, dass sich der 
frühere Zusammenhang zwischen 
ökonomischer Situation und Ein-
stellung zur Politik entkoppelt hat. 
Man gibt Politikern heute nicht mehr 
die Schuld an der Krise. Schon für die 
Bankenkrise 2008 hat man sie nicht 
verantwortlich gemacht. Die meisten 
Menschen führen die aktuelle Lage 
auf eine entfesselte Globalisierung 
zurück. Daraus ergibt sich als Kon-
sequenz aber auch, dass positive 
Entwicklungen ebenfalls nicht auf 
die Politik zurückgeführt werden. 
Die Parteien profitieren nicht vom 
Aufschwung.

Sind die Banken verantwortlich 
und müssen strenger reglementiert 

werden?
Die Bürger sagen ja, die Unternehmer 
auch. Aber es fehlt der Durchblick im 
Detail, die Forderung nach Regulie-
rung ist ziemlich populistisch.
Festzuhalten bleibt, dass die Banken 
extrem an Vertrauen verloren haben. 
Allerdings gibt es einen Krisengewin-
ner: die früher als altbacken kritisier-
ten Sparkassen. Die gelten vielen jetzt 
als letzter Hort der Sicherheit.

Wie denken die Menschen über das 
Krisenmanagement der Bundesre-
gierung?
In der Mehrheit sind sie sehr zufrieden. 
Das erklärt auch die hohe Popularität 
von Angela Merkel. Die Kanzlerin er-
weckt nicht den Eindruck, als könne 
sie Rezepte für die nächsten 20 Jahre 
liefern, sondern geht pragmatisch an 
die Dinge heran. Sie fährt sozusagen 
auf Sicht. Den Menschen gibt sie aber 
damit das Gefühl, alles zu tun, um 
die negativen Folgen der Eurokrise 
abzumildern.

Bei unseren Nachbarn hat das kon-
sequente Handeln eher das Bild 
des „hässlichen Deutschen“ mit 
Hitlerschnurbart und Pickelhaube 
provoziert...
Bei unseren Nachbarn ist vieles noch 
nicht vergessen, was die Deutschen 
gerne zu vergessen und zu verdrän-
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gen suchen. Diese Ressentiments 
werden zu den verschiedensten An-
lässen immer wieder belebt. Vielleicht 
schwingt dabei auch die Angst mit, 
dass bei uns Deutschen doch nicht 
alle negativen Eigenschaften ausge-
rottet sind.

Wären die Deutschen schon so weit, 
in einem vereinten Europa einen 
Engländer oder Franzosen als Re-
gierungschef anzuerkennen?
Bei einer Fortentwicklung Europas 
wäre das möglich. Für uns war die 
Aussöhnung mit den Nachbarn nach 
dem Krieg ein wesentlicher Schritt. 
Deutschland ist vom Staat der Un-
tertanen zum Land der Staatsbürger 
geworden. Ein vereintes Europa ist 
Synonym für den Friedenprozess, 
die europäische Solidarität haben 
die meisten Deutschen verinnerlicht. 

Welches Modell des Zusammenle-
bens wäre am ehesten mehrheits-
fähig?
Bestimmte Politikfelder wie Außen- 
oder Wirtschaftspolitik sähen die 
Menschen sicher unproblematisch in 
Europa, bei der Sozialpolitik würde 
es schwieriger. Die Leute wünschen 
sich in der EU vor allem schnellere 
Entscheidungsprozeduren.

Sind die „Vereinigten Staaten von 
Europa“ das anzustrebende Ziel?
Dagegen spricht schon die Sprachen-
vielfalt. In den USA teilen die Men-
schen eine Sprache, Einwanderer 
müssen sich schnell anpassen. Die 
Kleinteiligkeit Europas setzt sich da-
gegen in allen Bereichen der Gesell-
schaft und Kultur fort.

Hält der Euro jetzt zusammen, was 
zusammen gehört? Oder wird er 
zum Sprengsatz der Gemeinschaft?
Die aktuellen Umfragen zum Euro zei-
gen, dass die Mehrzahl der Menschen 
in Deutschland der Gemeinschafts-
währung eine Zukunft gibt. Nur ganz 
wenige träumen von einer Rückkehr 

zur D-Mark. Viele junge Leute haben 
das Geldtauschen an jeder Landes-
grenze nie kennengelernt, sie schät-
zen die Freizügigkeit.

Was können wir uns noch von den 
europäischen Nachbarn abschau-
en?
Sehr viel, zum Beispiel die Wahlbe-
teiligung. In Skandinavien, genauer 
in Schweden und Dänemark, liegt sie 
bei 85 bzw. 87 Prozent. Bei uns bleibt 
ja bei manchen Wahlen oft schon fast 
jeder zweite Wahlberechtigte zu Hau-
se.

Woran liegt das?
Über die Wähler bei uns wissen wir 
fast alles, über die Nichtwähler gibt 
es kaum Forschungen. Erst in den 
letzten Monaten haben wir zwei Stu-
dien auf den Weg gebracht. Beim dä-
nischen System sind mir aus eigener 
Anschauung zwei Dinge aufgefallen. 
Erstens ist am Wahltag das ganze 
Land in positivem Aufruhr, überall 
wo wir als Besucher hinkamen, wur-
den wir gefragt: „Wisst Ihr, dass heute 
gewählt wird. Heute ist ein wichtiger 
Tag in Dänemark!“ Zweitens hat man 
dort freundlichere Begriffe für die po-
litische Agenda gefunden. Das Prinzip 
des Förderns und Forderns in der So-
zialpolitik, das bei uns abschreckend 
unter „Hartz IV“ firmiert, heißt in Dä-
nemark „Flexicurity“ und beschreibt 
damit nett klingend die Verbindung 
aus Flexibilität und Sicherheit.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa die beste Zeit noch vor sich 
hat? 
Umfragen belegen nachhaltig, dass 
friedliche Nachbarschaft für die Men-
schen ein zentrales Qualitätskriteri-
um für eine Europäische Union ist. 
Darauf kann Politik aufbauen. Wir 
werden aber im Kern des Staaten-
bundes eine Renaissance der kleinen 
Einheiten erleben. Es lässt sich eine 
starke Rückbesinnung der Menschen 
auf ihr unmittelbares Lebensumfeld 

beobachten.
Gleichzeitig wissen die meisten, dass 
es einen starken Zusammenschluss 
wie Europa in einer schwieriger wer-
denden globalisierten Welt geben 
muss. Deshalb werden in Deutsch-
land zum Beispiel europafeindliche 
Parteien wie „Alternative für Deutsch-
land“ keinen wahlentscheidenden 
Einfluss erlangen.
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„Es rächt sich jetzt furchtbar, 
dass wir Europa nie richtig 
erklärt haben“

 Werner Hoyer über nationalstaatliches 
Denken und europäisches 
Gemeinschaftsgefühl

Werner Hoyer
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Dr. Werner Hoyer ist Präsident der Europä-
ischen Investitionsbank. Er wurde 1951 in 
Wuppertal geboren und studierte zunächst 
Volkswirtschaftslehre an der Universität 
Köln. Während seiner Zeit als Bundestag-
sabgeordneter von 1987 bis 2011 war er 
unter anderem Parlamentarischer Ge-
schäftsführer und sicherheitspolitischer 
Sprecher der FDP-Fraktion. Von 2009 bis 
2012 war Dr. Werner Hoyer Staatsminister 
im Auswärtigen Amt.

ZUR PERSON

Krise bringt Fortschritt – gilt die 
europäische Bauernregel in der 
derzeitigen Lage?
Ich halte die Bauernregel für richtig 
– dass Krisen immer einen katalyti-
schen Effekt gehabt haben und Eu-
ropa dadurch vorangekommen ist. 
Die Geschichte der europäischen In-
tegration ist wie eine Echternacher 
Springprozession: Die Anzahl der 
Schritte nach vorn war immer grö-
ßer als die der Schritte zurück. Dies-
mal muss man zum ersten Mal die 
Befürchtung haben, dass der Vektor 
gedreht ist und es rückwärts geht. Das 
ist die große Gefahr. Wir sind am Ende 
der Tragfähigkeit des alten europäi-
schen Narrativs. Das Friedensprojekt 
begeistert mich nach wie vor. Aber 
damit komme ich bei jungen Leuten 
nicht mehr durch. Es gibt das neue 
Narrativ, aber es wird nicht ausrei-
chend, mit politischer Führungskraft 
verbunden, vorgetragen.

Um welche Art Krise handelt es 
sich?
Wir haben eine Bankenkrise, eine 
Staatsverschuldungskrise, teilweise 
auch eine Schuldenkrise der Gesell-
schaften, nicht nur des Staates. Wir 
haben in der Integration eine man-
gelnde Kongruenz von wirtschaft-
licher und politischer Entwicklung. 
Deswegen sind wir in einem perma-

nenten Prozess der Nachbesserung. 
Dabei ist manches möglich, was vor 
zehn Jahren undenkbar gewesen 
wäre. Aber wir stoßen nicht zum 
Kern der Sache vor: der Frage nach 
der politischen Union. Was man ge-
macht hat bei der Verstärkung des 
Stabilitätspaktes und beim Aufbau 
einer Bankenunion, ist alles richtig. 
Nur muss man der Sache eine demo-
kratische Legitimation geben, die mir 
bislang zweifelhaft erscheint.

Wo liegt die Hauptverantwortung?
Es rächt sich jetzt furchtbar, dass wir 
Europa nie richtig erklärt haben. Dass 
die Bürgerinnen und Bürger die Me-
chanismen nicht richtig verstehen. 
Auch und gerade wenn es kompliziert 
ist, muss man es erklären. Im Zusam-
menhang mit der Währungsunion 
sind große Fehler gemacht worden, 
die jetzt auf Europa insgesamt über-
schwappen.

Ist Politik nur noch der Spielraum, 
den der Finanzsektor lässt?
Das klingt mir zu sehr nach Slogan. 
Wahr ist, dass es für die Märkte ein 
unzureichendes Regelwerk gab. Das 
Problem liegt aber nicht allein bei der 
Privatwirtschaft – in Deutschland wa-
ren es vor allem staatliche Banken, 
die das Unheil angerichtet haben. Die 
Politik hat nicht durchschaut, dass Fi-

nanzprodukte auf den Markt gebracht 
wurden, die schon von den Kunden-
beratern der Sparkassen nicht mehr 
verstanden wurden. Was jetzt unter-
nommen wird, kommt zu spät, aber 
es ist richtig.

Reichen die Maßnahmen, um einen 
Rückfall zu verhindern?
Das kann ich nicht sagen. Es ist wie bei 
der deutschen Einheit: Das Drehbuch 
fehlt. Wir sind in einem Trial-and-Er-
ror-Prozess. Wenn man berücksich-
tigt, dass es keine Betriebsanleitung 
gibt, finde ich nicht schlecht, was 
gemacht wurde. Es stellt sich aber 
heraus, dass die notwendigen Pro-
zesse in den Mitgliedstaaten auch Zeit 
brauchen. Das ist, auch in Deutsch-
land, unterschätzt worden. Man muss 
aber die Menschen in allen betroffe-
nen Ländern mitnehmen. Diejenigen, 
die teilweise enorme Opfer auf sich 
nehmen, und die in den Ländern, wo 
ein großer Teil der finanziellen Lasten 
getragen werden muss. Ein Hauptpro-
blem ist die unerträglich ungleiche 
Lastenverteilung in den Programm-
ländern. Die Politik sollte stärker dar-
auf hinweisen, dass es dort viele gibt, 
die enorm profitiert haben und kaum 
an den Lasten beteiligt werden. 

In welchem Maße haben wir schon 
eine allgemeine europäische Ver-
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trauenskrise?
Der Vertrauensverlust geht sicher 
über den Finanzbereich weit hin-
aus, erfasst beispielsweise auch das 
Schengen-System. Das halte ich für 
eine große Errungenschaft, aber man 
darf die Folgen für die Menschen nicht 
aus den Augen verlieren. Wir haben 
in Europa viele Dinge schöngeredet.

Können Sie sich vorstellen, in ei-
nem föderalen Europa von einem 
Franzosen, Briten oder Italiener 
regiert zu werden?
Ich kann mir das vorstellen. Wobei 
immer sichergestellt sein muss, dass 
alle Nationen und Regionen am Ge-
samtgebilde beteiligt sind. Aber die 
Realität, auch in den europäischen 
Institutionen, lässt mich an meinen 
Träumen oft zweifeln. Ich bin teil-
weise erschüttert, wie viel primitives 
nationalstaatliches Denken da statt-
findet. Ich würde mir wünschen, dass 
die Amtsträger in den Institutionen 
nicht für Angelegenheiten ihres Hei-
matlandes zuständig sind.
Vor 20 Jahren hatten wir die Sorge, 
ob wir die kulturelle Vielfalt erhalten 
können. Diese Sorgen haben sich als 
überwindbar erwiesen – ein toller 
Erfolg der Abteilung Vielfalt. Bei der 
Abteilung Einheit hapert es. 

Gibt es ein europäisches Gemein-
schaftsgefühl?
In den Mitgliedstaaten feiert das Na-
tionalbewusstsein fröhliche Urständ, 
eine blödsinnige Zahlmeister-Diskus-
sion fördert das noch. Auf der ande-
ren Seite überqueren die Menschen 
selbstverständlich ständig die Gren-
zen und fühlen sich denen auf der 
anderen Seite viel mehr verbunden 
als von ihnen getrennt. Was wir nicht 
hinbekommen haben, ist die über-
zeugende Balance zwischen Solidari-
tät und Subsidiarität – immerhin ein 
Prinzip, das der europäischen Integ-
ration, der katholischen Soziallehre 
und dem Liberalismus gemeinsam 
ist. Deswegen ist die Debatte über 

die „Transferunion“ so schräg: Die 
Europäische Union ist auf dem Trans-
fer-Gedanken aufgebaut. Der Grund-
gedanke zielt seit den Römischen 
Verträgen auf Kohäsion – auf den 
Aufbau des Binnenmarkts und den 
Ausgleich zu großer Divergenzen. In 
der Diskussion der letzten anderthalb 
Jahrzehnte wurde der Subsidiaritäts-
gedanke missbraucht für einen Streit 
über Kompetenzen. Dabei ist es das 
Komplement zur Solidarität.

Verbindet der Euro die Bürger, oder 
trennt er? 
Der Euro erleichtert dem Bürger den 
Grenzübertritt – nichts zuletzt des-
wegen wollen ja weiter viele in die 
Währungsunion hinein. Und auch bei 
den Skeptikern spüre ich nirgendwo 
Lust auf Rückabwicklung.

Hat die EU den Friedennobelpreis 
verdient?
Ja. Aber ich hätte den Präsidenten 
des EuGH zur Entgegennahme nach 
Oslo geschickt. Der Charakter der EU 
als Rechtsgemeinschaft ist für uns als 
Bürger wichtig, für die wirtschaftliche 
Entwicklung und für das friedliche Zu-
sammenleben. Das wird häufig unter-
schätzt. Als Rechtsgemeinschaft ha-
ben wir große Fortschritte gemacht. 
Darauf können wir stolz sein. Der 
Europäische Gerichtshof wäre mein 
Kandidat für den Nobel- oder Karl-
spreis! 

Was halten Sie von der Vision der 
Vereinigten Staaten von Europa?
 Die USA sind aus der Not entstanden, 
begründet von Menschen, die nicht 
nur als Rechtssubjekte, sondern in 
vielerlei Beziehung gleich sein woll-
ten. Es ging darum, eine Einheit zu 
bilden. Der europäische Gedanke ist: 
aus der Stärke der Einheit heraus die 
Vielfalt zu wahren.

Brauchen wir „mehr Europa“?
Im Prinzip ja, nicht zuletzt, um dem 
konkreten Handeln mehr Legitima-

tion zu verschaffen. Kompetenzen 
kann man im Einzelfall rückübertra-
gen. Das tun wir in Deutschland auch. 
Aber wenn das neue europäische Nar-
rativ weniger von der Überwindung 
interner Konflikte geprägt ist als von 
der Selbstbehauptung.
 
in der Globalisierung, dann brauchen 
wir den Mut zum Sprung. Wenn wir 
nicht irgendwann zu einer Situation 
kommen, wo eine Parlamentsmehr-
heit eine Regierung trägt, haben wir 
ein echtes Legitimationsproblem. 
Und solange dieses Problem nicht 
gelöst ist, müssen die Nationalstaa-
ten ihre starke Rolle behalten.

Sind wir wegen des deutschen Ge-
wichts als Wirtschaftsmacht in der 
Wahrnehmung der Partner auf dem 
Weg zum „hässlichen Deutschen“?
Viele einschlägige Vorwürfe sind unge-
recht. Aber Größe, klassische Macht, 
wirtschaftliche Macht, Geographie 
haben ihre psychologische Wirkung. 
Die Deutschen sind gut beraten, das 
nicht außer Acht zu lassen. Der Erfolg 
der deutschen Europa-Politik beruh-
te immer wesentlich darauf, dass wir 
unsere besten Verbündeten bei den 
kleinen Partnerstaaten hatten. 
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„Die Bankenrettung war 
notwendig“

Markus Kerber über die Hauptverantwortlichen der Krise 
und das Vertrauen in die europäische Idee

Dr. Markus Kerber
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Dr. Markus Kerber ist seit Juli 2011 Haupt-
geschäftsführer und Mitglied des Präsidi-
ums des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie e.V. (BDI). Von 1998 bis 2009 war 
Kerber bei der GFT Technologies AG in 
Stuttgart unter anderem als Finanzvor-
stand und als Aufsichtsratsmitglied tätig. 
Im Bundesministerium des Innern leitete er 
von 2006 bis 2009 die Abteilung Grundsatz-
fragen und internationale Analysen. Von 
2009 bis 2011 war er Abteilungsleiter für 
finanzpolitische und volkswirtschaftliche 
Grundsatzfragen im Bundesministerium 
der Finanzen in Berlin.

ZUR PERSON

Ist die aktuelle Krise Europas ge-
fährlicher für den Fortbestand der 
Gemeinschaft als frühere?
Die Situation hat sich in nie dagewe-
sener Weise verschärft, seitdem durch 
die globale Banken- und Finanzkrise 
die Kapazität des Finanzmarktes zur 
Aufnahme von europäischen Schul-
dentiteln beeinträchtigt worden ist. 
Gleichzeitig sind wir seit Einführung 
des Euro in einer Währungsunion, die 
praktisch unumkehrbar ist. Es ist also 
zwingend, gemeinsame Lösungen 
zu finden. Darin hat die europäische 
Staatengemeinschaft wenig Übung.

Wer sind die Hauptverantwortli-
chen für die Entwicklung?
Ich weiß nicht, ob es die Hauptverant-
wortlichen wirklich gibt. Die aktuelle 
Wirtschafts- und Währungsunion ist 
ein Experiment, das in diesem Um-
fang noch nie da war. Sind jetzt die 
verantwortlich, die es auf den Weg ge-
bracht haben? Eher nicht, sie sind mit 
Mechanismen gestartet, die später 
von ihren Nachfolgern aufgeweicht 
wurden, wie die Vertragstreue zum 
Stabilitätspakt. Nur weil die Archi-
tekten des Euro glaubten, die Kon-
vergenz zwischen den Staaten werde 
sich automatisch einstellen, darf man 
sie nicht verurteilen.

Also sind diejenigen  Schuld, die die 
Verträge gebrochen haben...

Ich glaube, Gerhard Schröder und 
Jacques Chirac zum Beispiel, waren 
der Meinung, es wird schon alles nicht 
so schlimm kommen. Verantwortung 
sollte man jetzt nach vorne definie-
ren.

Das bedeutet?
Die entscheidende Zukunftsfrage 
ist doch: Sind die heutigen Politiker 
und Zentralbankchefs in der Lage, die 
Konstruktion des Euroraumes so aus-
zugestalten, dass die Stabilität wieder 
hergestellt wird?

Hat sich die Politik zu sehr in Ab-
hängigkeit vom Finanzmarkt be-
geben?
Eindeutig ja! Seit den siebziger Jahren 
steigt in allen westlichen Demokra-
tien die Staatsverschuldung massiv 
an – das funktioniert nur über den 
Banken- und Kapitalmarkt. Aber dies 
hat den Menschen niemand gesagt. 
Als dann nach 2008 bestimmte Kapi-
talmarkt-Teilnehmer aufgehört ha-
ben, europäische Staatsschuldtitel, 
zum Beispiel von Griechenland, zu 
kaufen, wurde diese Abhängigkeit 
schonungslos aufgedeckt.

Vielen Bürgern drängt sich der Ein-
druck auf, als stünde bei der aktu-
ellen Europakrise die Rettung der 
Banken im Vordergrund...
So formuliert, ist das Argument falsch. 

Die Bankenrettung war notwendig, 
denn dabei ging es in erster Linie 
um die Rettung der Sparvermögen. 
In Zypern hat sich doch gezeigt, was 
im schlimmsten Fall passieren kann, 
wenn eine große Bank zusammen-
bricht. Dann sind die Einlagen von 
Millionen Kleinsparern vielleicht weg. 
Die Politik war und ist gezwungen, 
einerseits ihre Finanziers zu retten, 
damit aber auch die Vermögen der 
Bürger. Banken haben ein besonde-
res Schutzbedürfnis, wenn sie plei-
tegehen, sind schnell zig-tausende 
Menschen betroffen.

Sind Sie mit dem Krisenmanage-
ment der Bundesregierung zufrie-
den?
Im Großen und Ganzen ja, auch wenn 
sich der Eindruck aufdrängt, als wür-
de man sich erst auf dem Weg selbst 
die Lösungsstrategie erarbeiten. Aber 
bisher wurde noch kein besseres 
Modell von anderen Staaten vorge-
schlagen, die Bundeskanzlerin und 
ihr Finanzminister haben ihre Füh-
rungsverantwortung erkannt und ge-
staltet. Was fehlt, ist eine deutlichere 
und emphatische Erklärung der Poli-
tik vor allem gegenüber den Bürgern 
in Deutschland.

Schwindet das Vertrauen der Bür-
ger in die europäische Idee?
Die Menschen, nicht nur in Deutsch-
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land, waren zu Beginn der Krise ir-
ritiert über die Unfähigkeit der Poli-
tiker, die Probleme zügig zu lösen. 
Das hat zu einem gewissen Verlust 
von Loyalität zur Regierung geführt. 
In Griechenland, Italien oder Frank-
reich haben die Bürger das Gefühl, 
ihren Politikern fehlt der Durchblick. 
Oder sie bringen nicht den Mut auf, 
früheres Scheitern einzugestehen 
und schmerzhafte Restrukturierungs-
maßnahmen wie zum Beispiel eine 
Agenda 2010 in Deutschland auf den 
Weg zu bringen.

Für viele Bürger der südeuropäi-
schen Krisenstaaten ist die Eurozo-
ne zum Alptraum geworden...
Aber die Alternativen außerhalb des 
Euroraumes sind doch auch nicht 
besser. Das Erkennen die Menschen 
immer mehr, selbst in Griechenland 
wird man sich der eigenen Verant-
wortung für die Fehlentwicklungen 
im Land bewusst. Es sind politische 
Veränderungen angestoßen worden, 
auf Wut und Zorn folgt jetzt die Orien-
tierung an den wirtschaftlich erfolg-
reicheren Nachbarstaaten.

Müssen wir den Mitgliedsstaaten 
die Chance geben, den Weg zu ei-
nem vereinten Europa in unter-
schiedlichen Geschwindigkeiten 
zu gehen?
Ja, da bin ich eindeutig festgelegt. 
Wir haben doch jetzt schon faktisch 
ein Europa der zwei Geschwindigkei-
ten. Kern eines künftigen Europas der 
28 plus x Staaten muss die Eurozone 
sein.

Stehen am Ende die Vereinigten 
Staaten von Europa nach ameri-
kanischem Vorbild?
Das sehe ich nicht. Das Verfas-
sungsvorbild wäre für mich eher die 
Schweiz, mit einer relativ kleinen Zen-
tralregierung und sehr starken, ihre 
Identität bewahrenden Kantonen. 
Deren Rolle hätten dann in Europa 
die einzelnen Mitgliedstaaten mit 
ihren unterschiedlichen Sprachen 

und Kulturen. Eine europäische Zen-
tralregierung braucht dann schlanke 
Gemeinschaftsinstitutionen wie die 
EZB oder ESM.

Nimmt Deutschland seine Füh-
rungsrolle in Europa angemessen 
wahr? Vielfach werden bei unse-
ren Nachbarn wieder alte Ressen-
timents wach...
Wir müssen nüchtern, ohne falsche 
Angst aber auch falschen Stolz oder 
gar Arroganz unsere Rolle annehmen. 
Deutschland macht auf Grund seiner 
Lage, Geschichte und Wirtschaftskraft 
rund ein Drittel der Masse Europas 
aus. Das heißt im Sprachgebrauch der 
Bankenwelt: Wir sind systemkritisch! 
Daher müssen wir ständig die Konse-
quenzen unseres politischen Handels 
auf Europa bedenken. Das ist zum 
Beispiel bei der Energiewende nicht 
geschehen, und jetzt wundern wir uns 
über die teilweise Zurückweisung der 
„deutschen“ Energiewende durch un-
sere Nachbarn.

Wo können wir für Europa Vorbild 
sein?
Zum Beispiel im Bereich der Sozial-
partnerschaft. Den Umgang zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern bei 
uns sollten sich andere anschauen, 
um künftig ihre eigenen Verteilungs-
konflikte wachstumsfreundlicher zu 
lösen.

Was können wir von unseren Nach-
barn lernen?
Geduld und die Bereitschaft zur Ver-
änderung. Erinnern wir uns: Die Agen-
da 2010 hat bei uns große Proteste 
ausgelöst, darüber stürzte eine Regie-
rung. Wir sollten den Einsatz unserer 
Nachbarn zu strukturellen Verände-
rungen anerkennen, schließlich sind 
sie ja bereit, den Weg in ein gemein-
sames Europa mitzugehen. Und das 
ist keine Selbstverständlichkeit!

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?

Weil wir bisher durch die Krise gut 
durchgekommen sind. Wir beschäf-
tigen uns so intensiv wie nie zuvor 
mit unseren Nachbarn, kennen den 
Namen des griechischen Ministerprä-
sidenten oder wissen um regionale 
Konflikte in Katalonien. Franzosen kri-
tisieren uns, Italiener mischen sich in 
Griechenland ein. Das führt am Ende 
zu einem tragfähigen europäischen 
Miteinander. Der Norden wird etwas 
südlicher werden, der Süden sich den 
erfolgreichen Wirtschaftsstrukturen 
des Nordens annähern.
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„Die kulturelle Vielfalt könnte 
das große Exportmodell 
Europas werden“

Jürgen Kluge über die Zukunftschancen 
Europas und die Intensität der Krise

Prof. Dr. Jürgen Kluge
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Prof. Dr. Jürgen Kluge ist Unternehmens-
berater und seit September 2012 Senior 
Advisor der Bank of America Merrill Lynch. 
Er studierte Physik in Köln und Essen. Nach 
seiner Promotion kam er 1984 zu McKin-
sey & Company und leitete von 1999 bis 
2006 die deutsche Organisation der Un-
ternehmensberatung. Seit 2004 ist Kluge 
Honorarprofessor im Fach Maschinenbau 
der Technischen Universität Darmstadt. Er 
ist Aufsichtsratsvorsitzender der Schmitz 
Cargobull AG.

ZUR PERSON

Die aktuelle Europa-Krise wird von 
vielen Menschen als dramatischer 
im Vergleich zu früheren empfun-
den...
Was derzeit als Europa-Krise verstan-
den wird, ist nicht schlimm, schon gar 
nicht schlimmer als Krisen vorher. 
Krisen sind immer Auslöser von Fort-
schritt, der Kapitalismus ist beispiels-
weise ohne Krisen gar nicht denkbar, 
ebenso die meisten Innovationen.

Uns ist in den letzten Jahrzehnten 
lediglich etwas das Gefühl dafür ver-
loren gegangen, dass es auch mal 
wackeln oder runter gehen kann. 
Deshalb wird die aktuelle Situation 
viel aufgeregter wahrgenommen, als 
sie in Wirklichkeit ist.

Wie konnte sich die Situation in der 
jetzt gefühlten Form zuspitzen?
Zunächst einmal wurden durch die 
Globalisierung alle Sicherheitsschotts 
rausgezogen aus dieser Welt. Früher 
haben in sich geschlossene Kompar-
timents verhindert, dass gleich das 
ganze Schiff absäuft. Zweitens wurde 
durch die Fortschritte in der Informa-
tionstechnologie die Zeitkonstante 
gegen Null gedreht. Nicht allein durch 
den Hochfrequenzhandel an den Bör-
sen ist jede Zeit verloren gegangen, 
um auf Ereignisse rechtzeitig zu re-
agieren. Und schließlich prasselt die 
Kommunikation des Geschehens völ-

lig unkontrolliert herein, so dass die 
Menschen das Gefühl bekommen, es 
müsse alles verdammt schlimm sein.

Wo hat die Krise ihren Ursprung?
Menschen und Staaten haben über 
ihre Verhältnisse gelebt. Schulden ge-
macht, um sich heute etwas kaufen 
zu können, was sie sich vielleicht mit 
angestrengtem Sparen irgendwann 
in Zukunft hätten leisten können. Das 
Ganze wurde von politischen Verspre-
chen begleitet, wie etwa in Amerika, 
wo jeder Bürger sein eigenes Häus-
chen bekommen sollte.

Dann sind als erstes die Banken be-
troffen gewesen, weil Kredite nicht 
mehr bedient wurden. Die Menschen 
mit geringen Einkünften konnten ein-
fach die Raten nicht mehr zahlen. Als 
die ersten Banken in die Knie gingen, 
wurden sie vom Staat gerettet, weil 
der Verlust von Spareinlagen drohte. 

In der dritten Stufe hatten dann die 
Staaten ein Problem, mussten gelie-
hene Gelder zur Bankenrettung ein-
setzen. Und damit kommt die Krise 
wieder unten an, wir alle werden über 
Jahre die öffentlichen Schulden abs-
tottern müssen.

Muss man die Bankenwelt künftig 
stärker reglementieren?
Eine Krise, wie wir sie jetzt haben, wird 

sich nicht wiederholen. Wir regulieren 
immer die letzte Krise weg, es wird 
aber eine neue kommen, so sicher 
wie das Amen in der Kirche. Es ist ein 
Kennzeichen von Krise, dass sie im-
mer unerwartet kommt.

Wir denken zum Beispiel, Spekulan-
tentum mit einer Verteidigung wie der 
Maginot-Linie aufhalten zu können. In 
Wirklichkeit sitzen da draußen zehn-
tausende kluger Köpfe, die nur nach 
Lücken in jedem Regelwerk suchen, 
um Profite zu machen. Sie sind durch 
die wenigen, die an der Verteidigung 
arbeiten, nicht aufzuhalten.

Führt die derzeitige Situation zu 
einem Vertrauensverlust in die eu-
ropäische Idee?
Ja, auch wenn ich das als Geburtswe-
hen in einem vielleicht hundert Jah-
re dauernden Prozess werten würde. 
Machen wir uns bewusst, dass wir in 
jüngerer Vergangenheit noch Kriege 
mit den europäischen Nachbarn ge-
führt haben.
Ich glaube, der Vorschlag, die Grenzen 
wieder zu schließen und zu den Na-
tionalstaaten zurückzukehren, würde 
nur geringe Zustimmung finden. Es 
muss gelingen, im Bewusstsein der 
Menschen die einzelnen Regionen, 
die sie überschauen können, mit-
einander zu verknüpfen. Eine euro-
paweite Außen- und Wirtschaftspo-
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litik macht den Nationalstaat dann 
irgendwann überflüssig. Da gehen 
nicht alle Politiker aus vollem Herzen 
mit, weil sie damit ja selbst irgend-
wann überflüssig werden könnten.

Stehen am Ende dieser Entwick-
lung die Vereinigten Staaten von 
Europa?
Europa ist anders als Amerika, des-
halb muss auch unser Gesellschafts-
modell anders sein. Die USA sind viel 
homogener als Europa, dort können 
Sie tausende Kilometer mit dem Auto 
fahren und nichts ändert sich beim 
Blick aus dem Fenster. Bei uns ändert 
sich praktisch alle 100 Kilometer die 
Art Häuser zu bauen oder Wurst und 
Käse herzustellen.

Sehen Sie das als Fluch oder Segen?
Diese kulturelle Vielfalt könnte das 
große Exportmodell Europas werden. 
Die Welt schaut auf uns, ist neugierig, 
wie wir die vielen unterschiedlichen 
Interessen unter einen Hut bekom-
men. Liefe es in einigen Regionen 
wirtschaftlich besser, hätten wir 
jetzt schon eine einmalige Erfolgsge-
schichte. Gegenseitig voneinander 
lernen muss die Maxime sein.

Verbindet der Euro uns mehr oder 
spaltet er Europa am Ende?
Derzeit hat die Gemeinschaftswäh-
rung eher spaltende Wirkung. Wenn 
sie unterschiedlich starke Wirt-
schaftssysteme haben, bei einer ge-
meinsamen Währung, driftet alles 
auseinander. Es sind Fehler in der Ver-
gangenheit gemacht worden, die gilt 
es schrittweise zu heilen. Eine Rück-
kehr zur D-Mark wäre für Deutschland 
jedenfalls schlimmer als die aktuelle 
Unterstützungspolitik für den Euro.

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Eindeutig ja! Es geht um Frieden, und 
genau das haben die Verantwortli-
chen hinbekommen. Heute ist das 
friedliche Miteinander in Europa für 

die jungen Menschen selbstverständ-
lich, zwei Generationen vorher haben 
die Menschen in ihrem Leben viel-
leicht zwei große Kriege mitgemacht. 
Das alles wurde geschafft bei Wohl-
stand, Demokratie und im Rahmen 
eines Rechtsstaats.

Wo sehen Sie Grenzen einer EU-Er-
weiterung?
Ein kluger Mensch hat einmal gesagt, 
Europa ist da, wo gotische Kirchen 
stehen. Grundsätzlich sollten wir froh 
sein, wenn Staaten freiwillig beitreten 
wollen. Früher geschah das über Er-
oberungen. Bei der Aufnahme in die 
Währungsunion sollten wir allerdings 
etwas aufmerksamer hinschauen, als 
wir das bisher getan haben.

Spielt sich Deutschland im Krisen-
management zu sehr als Oberlehrer 
Europas auf?
In dieser Rolle gefallen wir Deut-
schen uns ganz gut, das sollten wir 
unbedingt ablegen. Lieber sollten 
wir unsere Nachbarn mal mit Vor-
schlägen überraschen, die man von 
uns nicht erwartet oder auch mal auf 
eine Forderung verzichten. So wie ein 
Judokämpfer, der nachgibt und den 
Schwung des anderen für sich nutzt...

Wo können wir von unseren Nach-
barn lernen?
Beispielhaft finde ich das skandina-
vische Bildungssystem, in dem die 
Kinder länger miteinander lernen. 
Schweden hat uns darüber hinaus 
vorgemacht, wie man von einem 
Überversorgungsstaat, mit teilweise 
über 100 Prozent Steuerlast, weg-
kommt. Wir berufen uns immer auf 
unseren starken Mittelstand, aber 
auch da könnten wir uns dennoch 
einiges in Norditalien abschauen.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa die beste Zeit noch vor sich 
hat?
Dazu möchte ich eine Episode von 
einer Tagung in Hongkong erzählen, 

an der ich gemeinsam mit einem 
französischen Kollegen teilnehmen 
durfte. Wir erklärten Europakritikern 
aus China oder den USA: Unterschätzt 
uns nicht, wir machen das schon rund 
2000 Jahre. Speziell die Italiener, und 
die hatten in der Zeit wahrscheinlich 
700 Jahre keine stabile Regierung...

Ich habe die Kollegen aufgefordert, 
sich im Einkaufszentrum oder auf 
dem Hotelparkplatz ein Bild zu ma-
chen. Die überwiegende Mehrzahl der 
Produkte dort stammt aus Europa, 
ein Apple-Store um die Ecke war der 
einzige amerikanische Beitrag.
Wir sollten selbstbewusst genug sein, 
aus der Krise zu lernen und uns ein 
Stück neu zu erfinden.
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„Die Europäische Union 
bleibt eines der größten 
Friedensprojekte der 
Geschichte“
Alexander Graf Lambsdorff über die Bindewirkung des 
Euro und eine gesamteuropäische Öffentlichkeit

Alexander Graf Lambsdorff
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Alexander Graf Lambsdorff, geboren 1966 
in Köln, ist Vorsitzender der FDP im Euro-
päischen Parlament und erster stellvertre-
tender Vorsitzender der Fraktion der Allianz 
der Liberalen und Demokraten für Europa 
(ALDE). Nach dem Studium der Neueren 
Europäischen Geschichte an der George-
town University ging er in den Auswärtigen 
Dienst. Seit 2004 sitzt er im Europäischen 
Parlament und ist unter anderem Mitglied 
des Ausschusses für Auswärtige Angele-
genheiten.

ZUR PERSON

Bringt die aktuelle Krise noch Fort-
schritt in Sachen Integration, oder 
verstärkt sie die Vorbehalte?
Auf paradoxe Weise tut sie beides. 
Six- und Two-Pack, Fiskalpakt, Ver-
schärfung des Defizitverfahrens, Fis-
kalpakt – das sind alles Schritte, die 
eindeutig mehr Integration bringen. 
Für manche ist gerade das ein Pro-
blem. Nicht nur in Großbritannien, 
das beim Fiskalpakt nicht mitmacht, 
auch in meiner Partei gibt es ja Wider-
stände. Die Krise bringt also einen In-
tegrationsschub, der wiederum eine 
Anti-Reaktion auslöst.

Ist die Einigung Europas dadurch 
bedroht? 
Aktuell sind in den meisten Ländern 
die Eliten nach wie fast einhellig 
überzeugt, dass die Eurozone und 
die Europäische Union als Ganze er-
halten werden müssen. Solange das 
so ist, sehe ich keine akute Gefahr 
für die Integration.

Wer trägt die Verantwortung für die 
Krise, welche Rolle spielt dabei der 
Finanzsektor?
Die Antwort hängt von der jeweiligen 
Ebene, auf der man die Frage stellt. 
Da ist zum einen ein Strukturprob-
lem unserer Form von Demokratie. 
Sie funktioniert von Wahl zu Wahl 
und nicht in längeren Zyklen. Im 

Wahlkampf werden Versprechungen 
gemacht, deren (Teil-)Einhaltung zur 
Verschuldung beiträgt. Das hat sich 
der Bankensektor zunutze gemacht: 
Jede Bank konnte risikofrei Staatsan-
leihen in großem Maßstab kaufen. Die 
Politik hat dafür die Anreize gesetzt. 
Der Bankensektor ist mitverantwort-
lich, aber nicht weil er Staatspapie-
re gekauft hat, sondern weil er auf 
seinem originären Sektor Geschäfte 
gemacht hat, die nicht nachhaltig wa-
ren. Eine politische Verantwortung 
trifft diejenigen, die Griechenland in 
den Euro aufgenommen und den Sta-
bilitätspakt aufgeweicht haben.

Werden die eingeleiten Reformen 
eine neuerliche Großkrise verhin-
dern?
Es ist einiges erreicht worden. Ab 2014 
haben wir die europäische Banken-
aufsicht, die durch einen Abwick-
lungsfonds ergänzt werden muss. 
Die Einlagensicherung könnte nach 
meinem Dafürhalten weiter national 
gehandhabt werden. Die Regulie-
rung riskanter Geschäfte wie etwa 
des Hochfrequenzhandels ist in der 
Pipeline. Die nächsten Jahre müssen 
zeigen, ob das ausreicht oder ob wir 
weitere Schritte gehen müssen.

Gibt es eine allgemeine europäi-
sche Vertrauenskrise?

Für die Eliten kann man das klar ver-
neinen. Da gibt es Unzufriedenheit 
– über den Bankensektor, über den 
jeweiligen politischen Gegner, über 
Regierungen. Aber etwas wie bei-
spielsweise Frankreichs Politik des 
leeren Stuhls in den sechziger Jah-
ren ist nirgendwo in Sicht, keine Ab-
wendung vom europäischen Projekt. 
Die Eliten verstehen auch, dass die 
Weltordnung des 21. Jahrhunderts 
eine ganz andere ist als die des 20. 
und dass die neuen Aufgaben nur 
von einem einigen Europa gemeis-
tert werden können. In der breiteren 
Bevölkerung sehe ich zwar keine Ver-
trauenskrise, wohl aber erhebliche 
Verunsicherung.

Erkennen Sie ein europäisches Mo-
dell, das es zu bewahren gilt?
Ja. Das ist, was man gemeinhin „rhei-
nischen Kapitalismus“ oder „soziale 
Marktwirtschaft“ nennt. Wir sind in der 
EU alle miteinander demokratische 
Rechtsstaaten, die Wettbewerb und 
Markt als Preisbildungsmechanismus 
einsetzen, gleichzeitig aber auf sozi-
ale Bindung des Eigentums und ein 
Streben nach sozialem Ausgleich set-
zen. Das ist es, was uns von anderen 
unterscheidet – teilweise auch von 
den USA, wenn ich etwa an die Rol-
le der Gewerkschaften denke – und 
sicher ein schützenswertes Modell.
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Hat der Euro die Europäer einander 
näher gebracht oder entzweit?
In den ersten Jahren hat er sie zweifel-
los einander näher gebracht. Es gab 
beim Reisen in Europa nicht mehr die 
Probleme mit dem Umtausch und zu-
gleich mehr Preis-Transparenz: Wenn 
ein portugiesisches Durchschnittsge-
halt in Euro, nicht mehr in Escudos 
angegeben wird, kann ich damit et-
was anfangen. Seit Ausbruch der Krise 
sind aber die Spannungen gestiegen. 
Von „entzweien“ würde ich dennoch 
nicht reden. Der Euro zwingt die Ent-
scheider dazu, sich zusammenzur-
aufen, wird aber in der Bevölkerung 
als Quelle von Schwierigkeiten gese-
hen. Vom Annäherungsimpuls, den 
der Euro ursprünglich darstellte, ist 
zurzeit nichts zu spüren. 

Hat die EU den Nobelpreis verdient?
Eindeutig ja! Man findet in der Ge-
schichte keine Zeitspanne, in der die 
Europäer eine so lange Zeit in Frie-
den und Wohlstand gelebt haben. 
Auch die Friedensperiode 1815–66 
ist längst überholt. Und was die Ge-
genwart anlangt – es gibt nirgendwo 
sonst auf dem Globus eine vergleich-
bare Gemeinschaft einst verfeindeter 
Staaten, die ihre Konflikte schied-
lich-friedlich regeln. Die Europäische 
Union ist und bleibt eines der größten 
Friedensprojekte der Geschichte.

Was halten Sie von der Vision der 
Vereinigten Staaten von Europa?
Sie ist nützlich, sie sollte nur nicht die 
Assoziation auslösen, es müsse alles 
genau so werden wie in den USA. Aber 
die Vision, die ja schon Churchill 1946 
in seiner Zürcher Rede entwickelte – 
dass die Völker des Kontinents sich 
zusammenraufen und nach außen 
gemeinsam auftreten – ist richtig. 
Darauf sollten wir gemeinsam hin-
arbeiten. Es bleibt aber viel zu tun, 
besonders, was die Außen- und Si-
cherheitspolitik angeht.

Ist ein hinreichendes Maß an euro-

päischer Öffentlichkeit angesichts 
der Sprachen-Vielfalt möglich?
Zurzeit ist das noch schwierig. Aber 
das Englische – siehe die Rede des 
Bundespräsidenten – ist dabei, un-
sere lingua franca zu werden, wie 
einst das Griechische oder Latein. 
Wir werden eine gemeinsame Spra-
che finden, die es uns leichter macht, 
diese Öffentlichkeit herzustellen. Nur 
darf man sich keinen Illusionen hin-
geben: Das wird nicht dieselbe Art 
Öffentlichkeit sein wie im nationalen 
Rahmen, mit einer Sprache für alle 
bis zum letzten Stammtisch. Aber auf 
funktionalem Niveau werden alle das 
Englische einigermaßen beherrschen.

Wie lautet Ihre konstitutionelle 
Formel für das Europa, das Sie sich 
wünschen?
Ich fände es gut, wenn wir ein Kerneu-
ropa im Sinne des Schäuble-Konzepts 
von 1994 schaffen, allerdings offen 
für alle Interessenten. Das wäre gar 
nicht so unähnlich den USA, wo die 
Bundesstaaten ja viel mehr Eigenbe-
fugnisse haben, als die meisten hier 
glauben. Ein effektives Europa mit 
einem praktisch gelebten Subsidiari-
tätsprinzip – das wäre meine Idee von 
den Vereinigten Staaten von Europa.

Wie begründet sind die Sorgen 
vor hegemonialen Tendenzen in 
Deutschland?
Diese Sorgen sind unberechtigt. Real 
und berechtigt sind Sorgen wegen der 
Schwäche von Partnerländern und 
vor allem Frankreichs, wo der sozi-
alistische Präsident Hollande falsch 
macht, was man falsch machen kann. 
Das führt zu einer Asymmetrie ent-
lang des Rheins, mit einem starken 
Deutschland und einem schwachen 
Frankreich. Europa funktioniert aber 
dann am besten, wenn die wichtigs-
ten Staaten in guter Verfassung sind 
und einander auf Augenhöhe begeg-
nen. Ein schwächelndes Frankreich, 
und das in Zeiten wo wir ohnehin 
Spannungen in der EU haben, ist Be-

sorgnis erregend. 

Sehen Sie Gründe zur Zuversicht für 
das weitere Gedeihen des europäi-
schen Projekts?
Mehrere! Wir sind mit unserem Bin-
nenmarkt nach wie vor die größte 
Wirtschaftszone der Welt und leben 
auch in den ärmeren Ländern bes-
ser als jemals in der Geschichte. Wir 
haben eine eingebaute Widerstands-
kraft gegen Krisen in Europa. Die Eliten 
sind sich über die Herausforderungen 
des 21. Jahrhunderts und die Not-
wendigkeit, gemeinsam zu handeln, 
im Klaren. Und schließlich: Bei allem 
Krisengerede gibt es niemanden, 
der sich vorstellen könnte, irgendein 
Problem auf unserem Kontinent mi-
litärisch zu lösen – weltgeschichtlich 
ein Ausnahmefall, den wir zur Regel 
gemacht haben.
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„Europa ist ein schwerer Tanker, 
der nicht einfach zu navigieren 
ist“

Helmut Linssen über 
Finanzmarktregulierung  und die Zukunft 
des europäischen Projekts

Dr. Helmut Linssen
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Dr. Helmut Linssen, geboren 1942, ist 
Finanzvorstand der RAG-Stiftung. Er ist 
Vorsitzender des Aufsichtsrates Vivawest 
GmbH und ist Mitglied im Aufsichtsrat 
der RAG Aktiengesellschaft und der RAG 
Deutsche Steinkohle AG. Der promovier-
te Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler 
war unter anderem Generalsekretär der 
NRW-CDU, Vorsitzender der CDU-Land-
tagsfraktion und Finanzminister in Nord-
rhein-Westfalen von 2005 bis 2010. Linssen 
ist Bundesschatzmeister und Mitglied des 
Präsidiums der CDU.

ZUR PERSON

Die bekannte Schweizer Wirt-
schaftsprofessorin Elisabeth Weder 
di Mauro sagte im Frühjahr: „Der 
Euro hat die Intensivstation verlas-
sen.“ Teilen Sie die Einschätzung?
Ja, aber, um im Sprachbild zu blei-
ben, er liegt noch in der Klinik und 
braucht weiter ärztliche Hilfe. Wir 
werden noch lange mit den Proble-
men zu tun haben. Bei der Einführung 
wurden viele Fehler gemacht, die uns 
jetzt auf die Füße fallen.

Ist die aktuelle Krise Europas 
schlimmer als die früheren?
Ich denke schon. Im Kern handelt es 
sich um eine Schuldenkrise, in die 
die Länder über Jahre hinweg her-
eingerutscht sind. Sie werden ähnlich 
lange brauchen, um wieder heraus 
zu kommen. Optimisten erweckten 
den Eindruck, in ein oder zwei Jahren 
das Problem lösen zu können. Jetzt 
haben die meisten Menschen wohl 
kapiert, dass es Jahrzehnte dauern 
kann. Europa ist ein schwerer Tanker, 
der nicht einfach zu navigieren ist.

Haben die Finanzmärkte entschei-
denden Anteil an der Schieflage?
Die Krise des europäischen Staaten-
bundes ist sicher durch Bankenkrisen 
und damit verbundene Finanzproble-
me einzelner Länder in das Bewusst-
sein der Menschen gekommen. Aber 

ihre Ursachen liegen tiefer. Admi-
nistration und Parlament in Brüs-
sel haben es nicht verstanden, den 
Europagedanken aus der Euphorie 
der vierziger und fünfziger Jahre in 
die heutige Zeit zu übersetzen. Die 
Errungenschaften eines vereinten 
Europas sind für die meisten jungen 
Leute selbstverständlich.

Brauchen wir mehr Regulierung des 
Bankenbereichs? 
Die Banken haben sich zu einem Staat 
im Staat entwickelt,  sich vielfach um 
die Prinzipien des ehrbaren Kauf-
manns einen Dreck geschert. Eine 
Regulierung erweist sich dennoch als 
schwierig, weil zum Beispiel England 
als großer Bankenstandort vieles blo-
ckiert. Zumindest ist es schon einmal 
gelungen, im Bereich von OECD und 
EU bestimmte Geschäfte zu verbieten. 
Und es ist gut, dass EU-weit die Ban-
kenunion vorangebracht und darüber 
nachgedacht wird, die Banker-Boni 
auf das doppelte des Gehalts zu de-
ckeln.
 
Sehen Sie das Projekt Europa ge-
fährdet?
Nein, aber ich sehe schwere Irrita-
tionen des Europagedankens. Die 
Menschen werden dennoch am Ende 
einsehen, dass an Europa kein Weg 
vorbeigeht.

In einer Forsa-Umfrage für BAPP 
hat sich fast ein Drittel der befrag-
ten Deutschen gegen eine EU-Mit-
gliedschaft ausgesprochen...
...weil aus Brüssel und von der Euro-
kratie überwiegend Negatives zu hö-
ren ist. Das führt zur Ablehnung eines 
als nicht notwendig empfundenen 
Zentralismus. Die Sinnhaftigkeit des 
europäischen Projektes wird nicht 
deutlich genug gemacht. Deutsch-
land ist einer der großen Profiteure 
von Europa und gut beraten, weiter 
Solidarität zu zeigen.

Überzeugt Sie das Krisenmanage-
ment der deutschen Regierung?
Ja. Es war absolut richtig, darauf zu 
bestehen, dass es Solidarität nur ge-
gen Solidität gibt. Und nicht Schal-
meientönen Richtung Eurobonds 
zu folgen. Eine Banklizenz für eine 
Bankenunion oder den EWS hätte 
darüber hinaus ebenfalls langfristig 
schmerzhafte Folgen.

Das konsequente Vorgehen belebt 
bei unseren Nachbarn aber wie-
der das Bild des „hässlichen Deut-
schen“. Sehen wir uns zu Recht in 
der Vorbildrolle?
Durch die Agenda 2010 sind wir schon 
zum Vorreiter in eine moderne Indus-
triegesellschaft geworden. Wir sollten 
dennoch bescheiden auftreten – und 
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den anderen unsere Erfahrungen und 
Maßstäbe mit Einfühlungsvermögen 
schmackhaft machen...

Wie lässt sich der Konsolidierungs-
zwang mit notwendigen Wachs-
tumsimpulsen für die schwachen 
Volkswirtschaften in Südeuropa in 
Einklang bringen?
Die Kritik an den Sparplänen halte 
ich für übertrieben, es spart sich ja 
niemand kaputt. Zunächst wird ja 
nur die Neuverschuldung reduziert. 
Wenn man jahrzehntelang wie Grie-
chenland und Portugal über seine 
Verhältnisse gelebt hat, sind schmerz-
hafte Schritte nötig.

Die Folge ist eine explodierende 
Arbeitslosenquote...
Der ist aber auf lange Sicht nur durch 
strukturelle Veränderungen auf dem 
Arbeitsmarkt beizukommen. Die EU 
hat genügend Finanzmittel, um diese 
zu unterstützen. Konjunkturprogram-
me wie Autobahnbau führen nicht zu 
nachhaltigem Wachstum. Es sind nur 
Strohfeuer.

Sorgen bereitet mir vor allem die 
hohe Jugendarbeitslosigkeit, denn 
sie führt dazu, dass die jungen Men-
schen an der Demokratie verzweifeln. 
Es muss gelingen, den deutschen Ar-
beitsmarkt noch mehr zu öffnen, in 
den Heimatländern sehe ich keine 
schnelle Besserung.

Könnte die Gemeinschaft nicht mit 
Konjunkturprogrammen den wirt-
schaftlich schwächeren Ländern 
auf die Beine helfen?
Der Ruf nach staatlicher Steuerung 
geht auf den englischen Ökonomen 
Keynes zurück. Seine Theorie besagt, 
der Staat müsse in schlechten Zeiten 
mit öffentlichem Geld den Markt be-
leben. Das ist ja in den Jahren nach 
2009 vielfach geschehen. Aber, und 
hier kommt das Problem, er fordert 
auch, in Zeiten guter Konjunktur spar-
sam zu wirtschaften und Schulden 

zurückzuführen. Diese Forderung ist 
in der praktischen Politik mannigfach 
gescheitert.

Hat die EU nach Ihrer Meinung den 
Friedensnobelpreis verdient?
Nimmt man die Entwicklung seit der 
legendären Rede Churchills 1946 – 
uneingeschränkt ja! Wer in länger-
fristigen Zeiträumen denkt, muss 
die Entscheidung begrüßen. Sie lässt 
sich nicht aus den letzten fünf Jahren 
ableiten. Ob der Preis das erhoffte 
Stimulans auf dem weiteren Weg zur 
europäischen Einigung ist, wage ich 
zu bezweifeln.

Wie soll die EU-Verfassung künftig 
aussehen – streben wir die Verei-
nigten Staaten von Europa an?
Wir sind aus vielen Gründen weit 
von der Idee der Vereinigten Staaten 
von Europa entfernt. Das in den 80er 
Jahren formulierte „Europa der Vater-
länder“ halte ich für ein tragfähigeres 
Modell. Man muss die Länder schritt-
weise zusammenführen, in zentralen 
Feldern der Politik europäische Insti-
tutionen mit entsprechender Durch-
schlagskraft schaffen. Zum Beispiel 
einen europäischen Finanzminister 
mit ähnlichen Durchgriffsrechten wie 
der Wettbewerbskommissar. Aber es 
macht wenig Sinn, mit Macht eine eu-
ropäische Zentralregierung durchzu-
setzen.

Könnten Sie sich vorstellen, von 
einem Engländer oder Franzosen 
regiert zu werden?
Das wäre für mich überhaupt kein 
Problem – solange wir auf absehbare 
Zeit ein Europa der Nationalstaaten 
behalten und Regeln für alle verbind-
lich und mit Sanktionen verbunden 
sind. Aktuell ist die Arbeitsteilung 
zwischen Brüssel und den Mitglieds-
staaten nicht gut geregelt.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?

Die Menschen wissen um den Wert 
unserer Rechtsordnung. Freiheit, 
Gleichheit, Solidarität haben als ge-
sellschaftliche Werte hier ihre Wur-
zeln. Dazu kommt eine hohe wirt-
schaftliche Kompetenz. Und nicht zu 
vergessen der lang anhaltende Frie-
den in der Region. Es muss uns nur 
noch mehr gelingen, die Faszination 
dieser Werte und Ideen zu beleben.
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„Die überwiegende Mehrheit in 
Deutschland hat eine positive 
Idee von Europa“

Philipp Mißfelder über europäische 
Identität und die Folgen intransparenter 
Strukturen

Philipp Mißfelder
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Der aus Gelsenkirchen stammende Philipp 
Mißfelder ist seit 2002 Bundesvorsitzender 
der Jungen Union Deutschlands. Er stu-
dierte Geschichte an der Technischen Uni-
versität Berlin und trat 1993 in die Junge 
Union ein. Seit 2005 ist Mißfelder Mitglied 
des Deutschen Bundestages, seit 2008 
Mitglied des Präsidiums der CDU und seit 
2009 außenpolitischer Sprecher der CDU/
CSU-Fraktion.

ZUR PERSON

Haben wir aktuell eine Euro- oder 
eine Europakrise? 
Der Begriff Eurokrise hat sich sprach-
lich durchgesetzt, ist aber sachlich 
nicht korrekt. Die Gemeinschaftswäh-
rung ist nicht in einer fundamentalen 
Krise, sondern relativ stabil. In Wahr-
heit haben wir es mit einer Staats-
schuldenkrise zu tun, leider geht dies 
in der Debatte etwas unter. Es ist kein 
währungspolitisches Thema – wir 
haben in den letzten Jahren schlicht 
über unsere Verhältnisse gelebt. 

Also sind nicht die Banken sondern 
die Politiker schuld? 
Diese Wertung ist verkürzt. Die Ban-
ken haben mindestens 50 Prozent 
Anteil an der angespannten Finanz-
situation, weil sie mit undurchsich-
tigen Produkten eingeladen haben, 
Milliarden zu verzocken. 

In einer Forsa-Umfrage für BAPP 
sagen 45 Prozent der Befragten 
Deutschen, sie sähen im Euro eher 
Nachteile... 
Die Menschen kritisieren etwas an-
deres. Die überwiegende Mehrheit in 
Deutschland hat eine positive Idee 
von Europa. Aber es gibt eine extreme 
Ablehnung gegenüber der Verwaltung 
in Brüssel. Der riesige Bürokratieap-
parat von 4000 Beamten ist für viele 
ein Musterbeispiel für Verschwen-

dung. Die Strukturen sind zudem sehr 
intransparent.

Was meinen Sie konkret? 
Welcher normale Bürger kann erklä-
ren, was der Europarat darf, welche 
Aufgaben die EU-Kommission und 
das Parlament haben? Die Menschen 
genießen die Reisefreiheit; auch Wirt-
schaft und Industrie wissen die Vortei-
le des europäischen Binnenmarktes 
zu schätzen. Aber muss von Brüssel 
die Krümmung der Banane oder die 
Qualität der Sonnenschirme vorge-
geben werden? 

Wo brauchen wir mehr, wo weniger 
Europa? 
Die großen Herausforderungen der 
Gegenwart sind nur im europäischen 
Rahmen zu bewältigen. Energiewen-
de, eine funktionierende Banken-
aufsicht, Abbau der Staatsverschul-
dung. Hier müssen die einzelnen 
Staaten auch Kompetenz abgeben, 
zum Beispiel an einen europäischen 
Währungskommissar, der notfalls in 
nationale Haushalte eingreifen darf. 
Aber ich halte zum Beispiel wenig von 
einem europäischen Mindestlohn, 
dafür sind die Gegebenheiten in den 
einzelnen Ländern zu unterschied-
lich. Auch Sozial- sowie Bildungs-
standards sollten in den jeweiligen 
Nationalstaaten festgelegt werden. 

Also keine Vereinigten Staaten von 
Europa? 
Das bliebe immer ein Kunstprodukt, 
im Vergleich zu den USA fehlt zum Bei-
spiel die gemeinsame Sprache. Zur 
Identität einer Nation gehört außer-
dem eine Flagge, ja auch eine eigene 
Nationalmannschaft. Können Sie sich 
vorstellen, einer europäischen Fuß-
ball-Nationalmannschaft die Daumen 
zu drücken? Aus der Identität entsteht 
die Solidarität innerhalb eines Volkes. 

Wie könnte man die Distanz der 
Menschen zu den europäischen In-
stitutionen abbauen? 
Indem Strukturen gestrafft und der 
Präsident europaweit direkt gewählt 
wird. Die Kandidaten müssen sich in 
Köln und Barcelona auf den Markt-
plätzen den Menschen stellen, selbst 
wenn sie mit Eiern beworfen werden. 
Es darf sich nicht weiter der Eindruck 
aufdrängen, in Brüssel würde unser 
aller Zukunft in geheimen Nachtsit-
zungen entschieden. 

Man hat den Eindruck, wir Deut-
schen schätzen immer weniger die 
Errungenschaften eines vereinten 
Europas. In der Forsa-Umfrage 
verknüpfen nur noch 9 Prozent 
der Befragten mit Europa „60 Jah-
re Frieden“... 
Hier zeigt sich deutlich, wie sehr sich 
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vor allem die Jüngeren an den euro-
päischen Alltag gewöhnt haben. In 
vielen Gesprächen, vor allem mit Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäub-
le, wird mir immer wieder bewusst, 
dass die europäische Einigung zu Be-
ginn eine Frage von Krieg und Frieden 
war. Allein aus der Geschichte heraus 
lohnt es sich, um ein vereintes Europa 
zu kämpfen. 

Muss Deutschland noch mehr dafür 
tun? 
Deutschland ist weltweit allenfalls 
eine Mittelmacht, militärisch sogar 
schwächer als einige andere europä-
ische Nachbarn. Unsere Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel hat richtig ge-
sagt, dass wir nicht „Leadnation“ sein 
wollen. Die entscheidenden Impulse 
für Europa sind in der Vergangenheit 
immer aus einer Kooperation mit an-
deren Ländern, speziell Frankreich, 
entstanden. Diesen Weg sollten wir 
weiterverfolgen. 

Wo liegt die größte Gefahr des Aus-
einanderbrechens von Europa? 
Wir müssen einfach feststellen, dass 
einzelne Volkswirtschaften – nehmen 
wir als Beispiel Griechenland und Zy-
pern – nicht wettbewerbsfähig sind. 
Im Moment erkaufen wir für sehr viel 
Geld Zeit, aber es fehlen Antworten 
auf die Frage nach Strukturverbes-
serungen und Produktivität. Und 
wir dürfen nicht verkennen, wie der 
Wettbewerbsdruck auf starke Volks-
wirtschaften wie Deutschland steigt. 
Zum Beispiel durch die Energieautar-
kie der USA, die zu einem gewaltigen 
Preisdruck aufgrund niedrigerer Pro-
duktionskosten führen wird. 

Ist der Weg zurück in die D-Mark 
eine Alternative? 
Nein, der wäre mit gewaltigen Wohl-
standseinbußen verbunden. Die 
Zukunft ist eine Frage der Qualifi-
kation und Mobilität. Im positiven 
Fall werden wir in zehn Jahren das 
Problem des Fachkräftemangels in 

Deutschland durch gut ausgebildete 
Menschen aus Spanien oder Italien 
auffangen. 

Könnte die wachsende Instabilität 
an den europäischen Grenzen die 
Länder enger zusammenrücken 
lassen? 
Dafür spricht einiges. Sicherheit und 
Migrationsströme werden zur großen 
Herausforderung, die kein National-
staat im Alleingang bewältigen kann. 
Frankreich allein wird Nordafrika 
nicht befrieden, die Italiener können 
die Flüchtlingsströme im Mittelmeer 
nicht ohne Hilfe anderer Staaten 
stoppen. Im Entwurf für ein modernes 
Afrika liegt die große Chance für eine 
politische Gemeinschaftsleistung al-
ler Europäer.
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„Jeder Blumenzüchter-Verein 
hat ein klareres Regelwerk“

Klaus-Peter Müller über undurchsichtige 
Vorgaben und Formen europäischer 
Solidarität

Klaus-Peter Müller
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Klaus-Peter Müller, geboren 1944, ist Auf-
sichtsratsvorsitzender der Commerzbank 
AG. Müller war von 2005 bis 2009 Präsident 
des Bundesverbands deutscher Banken 
(BdB) und von 2008 bis 2013 Vorsitzender 
der Regierungskommission Deutscher 
Corporate Governance Kodex. Vor seiner 
Tätigkeit als Aufsichtsratsvorsitzender war 
er von 2001 bis 2008 Vorstandssprecher der 
Commerzbank.

ZUR PERSON

Ist die aktuelle Schieflage schlim-
mer als frühere Krisen Europas?
Die momentane Lage ist bedrohli-
cher, wenn sie nicht gut gemanagt 
wird. Wenn sich nicht alle Parteien mit 
gutem Willen an einen Tisch setzen, 
kann diese Krise das Projekt Europa 
ernsthaft gefährden. Das sage ich zum 
ersten Mal, seit ich bewusst über Eu-
ropa nachdenke.“ 

Sprechen wir von einer Krise des 
Euro oder einer Krise Europas?
Wer nur vom Euro redet, springt er-
heblich zu kurz. Der Euro hält sich als 
Währung hervorragend, liegt stän-
dig um die 1,30 zum Dollar. Wo soll 
hier die Euro-Krise sein? Wir haben 
es vielmehr mit einer europäischen 
Staatsschuldenkrise zu tun. Und die 
stellt ganz Europa in Frage, weil es 
die Politiker versäumt haben bei der 
viel zu hektischen Erweiterung auf 
27 EU-Mitglieder verbindliche Re-
geln festzulegen. Jeder Blumenzüch-
ter-Verein hat ein klareres Regelwerk.

Was beklagen Sie konkret?
Das Einstimmigkeitsprinzip ist nicht 
haltbar, auch das kleinste Mitglieds-
land kann ein Veto einlegen. Zweitens 
setzt sich das Parlament nicht nach 
dem Mehrheitsprinzip, sondern nach 
Proporz zusammen. Und drittens gibt 
es keine klar geregelten Zuständig-

keiten.

Viele Menschen erleben die aktu-
elle Lage dennoch als Problem der 
Geldwirtschaft, 79 Prozent machen 
laut einer forsa-Umfrage für BAPP 
undurchsichtige Bankgeschäfte 
verantwortlich...
Die Finanzkrise der Jahre 2007–2009 
wurde durch die Banken ausgelöst, 
Rating-Agenturen eingeschlossen. 
Aber die aktuelle Staatsschulden-
krise ist Folge eines politischen Ver-
sagens. Hier werden Banken dafür 
verantwortlich gemacht, dass sie so 
naiv waren, auf die Mündelsicherheit 
europäischer Anleihen zu vertrauen. 
Die Regulatoren haben allen Banken 
suggeriert, griechische Anleihen zum 
Beispiel hätten null Risiko. Das haben 
leider auch die Banken von Zypern 
geglaubt.

War das der erste Schritt in die spä-
tere Pleite?
Vermutlich. Erst haben sie jede Menge 
Anleihen der griechischen Nachbarn 
gekauft, dann kam der Schulden-
schnitt von 75 Prozent mit privater 
Beteiligung. Das können zypriotische 
Banken nicht durchhalten.

Ist es nicht notwendig, auch die 
privaten Gläubiger zu beteiligen? 
Sonst steht doch am Ende nur der 

Steuerzahler gerade... 
Früher hat in angespannten Zeiten 
zunächst der sogenannte Pariser Club 
getagt, bestehend aus den Finanz-
ministern. Dort wurden Lösungen 
vorgedacht und dem Londoner Club 
vorgestellt, in dem die privaten Gläu-
biger saßen. Dann fand ein Abgleich 
der Interessen statt, wobei häufig der 
Pariser Club über Steuermittel die 
größere Last trug.
Die Regierungen haben in Brüssel be-
schlossen, den Verzicht ausschließ-
lich auf die privaten Gläubiger zu er-
strecken, das ist ein neuer, und wie 
die Märkte gezeigt haben, ein gefähr-
licher Weg.

Hat der Euro die Menschen näher 
zusammengebracht oder entzweit 
er Europa eher?
Ich bin überzeugt, die Gemeinschafts-
währung hat sich positiv ausgewirkt. 
Der Euro ist stabil, er hat Vorzüge für 
Touristen und den gesamten Wirt-
schaftsraum. Er muss jetzt leider als 
Sündenbock für verfehlte Politik her-
halten.

Deshalb wünscht sich fast ein Drit-
tel der Deutschen die D-Mark zu-
rück...
Ein völlig abwegiger Gedanke. 
Deutschlands gute wirtschaftliche 
Entwicklung resultiert nicht nur aus 
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der Agenda 2010. Wir profitieren 
nachhaltig vom aus unserer Sicht 
„schwachen“ Euro. Würde er sich nur 
am früheren D-Mark-Raum orientie-
ren,  läge er sicher bei 1,60 zum Dollar. 
Eine Rückkehr zur D-Mark wäre eine 
wirtschaftliche Katastrophe, die Mark 
würde dann stark aufgewertet. Und 
unsere Produkte auf dem Weltmarkt 
viel zu teuer. Es hätte dramatische 
Folgen für die Wirtschaft, wahrschein-
lich wäre Massenarbeitslosigkeit die 
Folge.

Wie muss ein künftiger europä-
ischer Staatenbund organisiert 
sein? Sind die Vereinigten Staaten 
von Europa ein Modell?
Vielleicht in hundert Jahren, aktuell 
wäre dies eine Überforderung. Man 
sieht ja schon wie schwierig eine fö-
derale Struktur mit 16 Bundesländern 
zusammenzuhalten ist.

Könnten Sie sich vorstellen, von 
einem Franzosen oder Engländer 
regiert zu werden?
Diese Frage stellt sich in keinem 
internationalen Konzern. Führung 
leitet sich von Qualität und nicht 
von Nationalität ab. Ich will aber im 
politischen Raum angemessen über 
meine europäische Regierung mitbe-
stimmen, dazu brauchen wir andere 
Wahlstrukturen.

Wie bewerten Sie die Führungsrolle 
Deutschlands in Europa?
Ich habe immer ein Problem damit, 
wenn sich jemand als Vorbild andient. 
Man muss von außen als Vorbild an-
gesehen und respektiert werden. Wir 
haben sicher in der Wirtschaftspolitik 
vieles richtig gemacht, aber einige un-
serer Nachbarn auch. Und wir sind in 
vielen Bereichen kein Musterländle, 
weil wir zum Beispiel bis heute keinen 
gesetzlichen Mindestlohn haben. Es 
darf in der sozialen Marktwirtschaft 
nicht sein, dass ein Mensch nach 40 
Stunden Arbeit in der Woche noch 
als Aufstocker zum Sozialamt gehen 

muss. Ein Mindestlohn würde die 
deutsche Wirtschaft nur an der Peri-
pherie treffen.

Sollten wir uns zur strategischen 
Weiterentwicklung der EU enger 
mit der kerneuropäischen Avant-
garde zusammenschließen?
Ich halte nicht viel von einem Euro-
pa der zwei Geschwindigkeiten. Es 
ist besser, einen Fahrplan zum Ziel 
zu entwickeln und dann die einzelnen 
Mitglieder zu befragen. Wer traut sich 
heute schon zu, den Weg zu gehen? 
Wer später kommen will – o.k. Er hat 
jederzeit Beitrittsrecht, niemand wird 
ausgeschlossen. Wenn er bestimm-
te Voraussetzungen erfüllt. Und sich 
nicht wie Griechenland den Beitritt 
durch gefälschte Zahlen erschleicht.

Die wirtschaftlich schwächeren 
Staaten beklagen fehlende Soli-
darität bei den starken Nachbarn...
Wer Hilfe braucht, muss sich be-
stimmten Regeln unterwerfen. Und 
hier haben einige die Solidarität der 
Geberländer überstrapaziert. Das 
Prinzip: „Hilf mir, aber ansonsten halt 
dich raus!“ ist nicht vermittelbar. Es ist 
auch ein Akt von Solidarität, wenn ich 
den anderen zwinge, Reformen ein-
zuleiten, um sein Land zukunftsfest 
zu machen. Wenn in Griechenland 
weiter auf jedem Zug drei Lokführer 
mitfahren, von denen einer nur nach 
hinten schaut, dann fällt es schwer, 
an Reformen zu glauben.

Bei aller Kritik, was stimmt Sie 
zuversichtlich, dass Europa seine 
beste Zeit noch vor sich hat?
In jeder Krise wohnt eine Chance, wir 
müssen unsere Nationalismen weiter 
zurückdrehen. Die aktuelle Krise ist 
ein heilsamer Schock, der zeigt, dass 
man das Erreichte nicht einfach ins 
Risiko stellen darf.
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„Die Konstruktionsfehler des 
Projekts werden offenbar“

Joachim Paul über die Zukunft Europas 
und Notwendigkeit einer europäischen 
Bürgerverfassung

 Dr. Joachim Paul
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Der 1957 in Köln geborene Dr. Joachim 
Paul studierte Physik an der Universität 
Bochum und promovierte anschließend 
an der Universität Witten/Herdecke zum 
Dr. rer. medic. 1998 bis 2012 arbeitete er 
als wissenschaftlicher Referent mit dem 
Schwerpunkt Neue Medien am LVR-Zent-
rum für Medien und Bildung. Seit 2012 sitzt 
Dr. Joachim Paul als Abgeordneter und 
Fraktionsvorsitzender der Piratenpartei im 
nordrhein-westfälischen Landtag.

ZUR PERSON

Bedroht die derzeitige Krise das 
Projekt Europa?
Sie ist sicherlich dramatischer als frü-
here. Das Europa der 28 ist nach dem 
Beitritt Kroatiens an einem Wende-
punkt angekommen. Die Konstruk-
tionsfehler des Projekts werden of-
fenbar. Ich würde den Zustand mit 
einem Tisch vergleichen, der auf drei 
Beinen stabil stehen sollte, aber das 
dritte Bein fehlt. Und das ist eine eu-
ropäische Verfassung.

Von welcher Art Krise reden wir 
überhaupt? 
Im Kern haben wir es mit einer Staats-
schuldenkrise zu tun, die eigentlich 
Finanzmarkt-Stabilitätskrise heißen 
müsste. Die Banken sind staatlich ge-
stützt worden, Gewinne blieben priva-
tisiert und jetzt werden immer noch 
Verluste auf die Bürger umgelegt.

Gehen Europas Probleme also auf 
fehlende Regulierung der Finanz-
märkte zurück?
Auf jeden Fall, mit drei Ausrufezei-
chen. Die Deregulierung von Finanz-
märkten war der Ausgangspunkt bei 
der Entstehung sogenannter Blasen. 
Geldflüsse konnten sich immer mehr 
von der Realwirtschaft abkoppeln, Fi-
nanzprodukte kreisten nur noch um 
sich selbst. Mit den Folgen kämpft 
jetzt zum Beispiel Spanien, aber auch 
andere Länder in Südeuropa sind be-
droht. Leider fällt der Politik derzeit 

kein besseres Gegenmittel ein, als an 
die dritte Säule der Nachhaltigkeit, 
das Sozialwesen, die Kettensäge an-
zulegen.

Die Banken verteidigen sich, sie 
hätten die Staatsschulden nicht 
verursacht, nur als Dienstleister 
Kredite gegeben...
Zwei Drittel der Mitspieler auf dem 
globalen Markt der Finanzzocker 
sind nur Schattenbanken, mit einer 
viel zu geringen Eigenkapitaldecke. 
Statt solider Wirtschaftsfinanzierung 
haben sie Investmentbanking auf Zo-
ckerniveau betrieben. Und am Ende 
mussten dann die „systemrelevan-
ten“ unter ihnen mit Steuergeldern 
gerettet werden.

Wie kann man das System der Ab-
hängigkeiten zwischen Staaten und 
Banken entflechten?
Erstens durch die weitere Aufde-
ckung von Steueroasen. Damit wird 
sich die Einnahmenseite des Staates 
schon spürbar verbessern. Außerdem 
muss man über vernünftige Schul-
denschnitte vor allem für die süd-
europäischen Länder nachdenken. 
Drittens brauchen wir mehr Banken-
regulierung, zum Beispiel durch ein 
Trennbanken-System. Mittelstands-
geschäft und Investmentbanking 
gehören nicht zusammen, Hochfre-
quenzhandel sollte verboten werden.  
Die Auflagen müssen allerdings län-

derübergreifend gelten.

Sind Sie mit dem bisherigen Krisen-
management der Bundesregierung 
zufrieden?
Nein, man kann es nur als unzurei-
chend oder sogar mangelhaft be-
zeichnen. Deutschland verfolgt eine 
einseitige Rettungspolitik mit den 
Optionen Lohndiktat sowie Renten- 
und Sozialkürzungen.

Aber müssen die Kreditgeber nicht 
auf Strukturveränderungen hinwir-
ken?
Natürlich sollen die Griechen ihr Steu-
ersystem in Ordnung bringen. Aber 
warum müssen sie für Kredite viel hö-
here Zinsen zahlen als Deutschland? 
Der europäische Solidaritätsgedanke 
ist bei der deutschen Regierung am 
wenigsten ausgeprägt. Wir hängen 
doch als Exportweltmeister wie ein 
Junkie an der Ausfuhr auch in die EU, 
wir dominieren die Warenströme. Was 
sollen die Griechen exportieren, wenn 
der meiste Feta-Käse zum Beispiel im 
Allgäu hergestellt wird?

Wie wirkt sich das auf ein europä-
isches Gemeinschaftsgefühl aus?
Für die Bürger ist es ein doppelter 
Schlag ins Gesicht, der für das Euro-
pagefühl sehr negative Folgen hat. 
Sie erleben sich einmal mehr als Ver-
lierer, während zum Beispiel interna-
tional operierende Konzerne globale 
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Möglichkeiten zur Maximierung des 
Gewinns nutzen können. Wir lehnen 
in diesem Zusammenhang auch die 
EZB und den europäischen Stabili-
tätsmechanismus strikt ab, weil sie 
nicht demokratisch legitimiert sind.

Die Piratenpartei wehrt sich auch 
gegen den Begriff Europapolitik, für 
sie ist es Innenpolitik. Wie sieht das 
Europa-Modell der Piraten aus?
Wir stehen für ein Europa der Bürge-
rinnen und Bürger. Es muss uns gelin-
gen, die Gemeinsamkeiten zum Bei-
spiel zwischen Spaniern und Finnen 
im Sinne einer Wertegemeinschaft in 
den Vordergrund zu stellen. Im Kern 
dieser Wertegemeinschaft ohne he-
gemonialen Anspruch steht die Idee 
vom europäischen Wohlfahrtsstaat. 
Die haben wir allerdings im letzten 
Jahrzehnt kräftig mit Füßen getreten.

Wie stehen Sie zur Idee der „Verei-
nigten Staaten von Europa“?
Amerika ist anders gewachsen und 
taugt nicht als Vorbild. Grundlage un-
seres Miteinanders ist ein Minimum 
an gemeinsamen Werten, die gelten 
in Berlin, Kiruna oder Saloniki. Diese 
gilt es in einer europäischen Bürger-
verfassung fest zu schreiben.

Hat der Euro die Menschen eher nä-
her gebracht oder sprengt er jetzt 
Europa?
Zunächst hat er die Zusammengehö-
rigkeit gestärkt, seit der Finanzkrise 
dreht sich das Bild etwas. Aber es sind 
wohl nur ein paar rückwärtsgewand-
te Politiker, die mit der Rückkehr zur 
D-Mark auf Stimmenfang gehen. Der 
Euro hat Konstruktionsfehler, aber die 
sind zu beheben. Sinnvoll wäre eine 
Möglichkeit zur Wechselkurs-Anpas-
sung wie bei der Europäischen Wäh-
rungseinheit (ECU). Damit könnten 
Spanien oder Griechenland Benach-
teiligungen gegenüber Deutschland 
ausgleichen.

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Nein, der steht nur einzelnen Indivi-
duen zu, keiner Organisation. Wobei 
ich noch zustimmen würde, wenn 
man den Preis posthum Konrad Ade-
nauer oder Charles de Gaulle für ihr 
Friedenswerk verleihen wollte.

Kann die EU alle 28 Mitgliedsstaa-
ten im gleichen Tempo mit in die 
Zukunft nehmen?
Ich vergleiche die EU mit einem Zug, 
jedes Land stellt einen Waggon dar. 
Es geht also nur in einer Geschwin-
digkeit vorwärts. Dazu muss man für 
einige Mitglieder die Startbedingun-
gen vereinfachen, bei anderen über 
Schuldenschnitte nachdenken. Wir 
brauchen ein Förderprogramm, das ja 
bereits unter dem Stichwort „Europä-
ischer Marschallplan“ diskutiert wird. 
Als Basis muss die Finanzpolitik auf 
demokratische Füße gestellt werden. 
Nationale Regierungen und Noten-
banken sollten wieder bei der Geld-
politik Europas ein Wort mit reden.

Wie viele Mitglieder kann eine EU 
aushalten?
Das vermag ich nicht zu beantworten. 
Die Schweiz und Norwegen hätte ich 
schon noch gerne dabei. Schwieriger 
dürfte es mit Russland werden, das 
Land ist als Block einfach zu groß.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?
Die Tatsache, dass für die Mehrzahl 
der jungen Menschen Europa längst 
selbstverständlich ist. Sie wissen 
nichts mehr über die schwierigen 
Anfänge mit EWG und Montanunion. 
Angesichts der rasanten Verände-
rungen in der Welt können wir mit 
dem Erreichten in Europa schon sehr 
zufrieden sein. Wir müssen jetzt nur 
die Krise als Chance begreifen, aus 
den gemachten Fehlern die richtigen 
Schlüsse ziehen.
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„Wir haben noch immer eine 
völlige Ungleichheit der 
Lebensverhältnisse“

Monika Piel über die Unvermeidlichkeit 
der Eurokrise und die Beschränkung auf 
einen Kernwirtschaftsraum

Monika Piel
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Die Journalistin Monika Piel wurde 1951 
in Bensberg geboren und studierte Be-
triebswirtschaft und Jura in Köln. Seit 1978 
arbeitete sie für den Westdeutschen Rund-
funk, unter anderem als Korrespondentin 
für Wirtschafts- und Finanzpolitik und als 
Direktorin des Hörfunks. Von 2007 bis 2013 
leitete Piel als Intendantin den WDR.

ZUR PERSON

Sind die Finanzmärkte schuld an 
der derzeitigen Europakrise?
Die Finanzmärkte haben einen ganz 
großen Anteil an der aktuellen Lage. 
Es wäre aber nie dazu gekommen, 
wenn die Politiker von Anfang an ihre 
Hausaufgaben gemacht hätten, so 
wie es in den Maastricht-Verträgen 
ja eigentlich vorgegeben war: Anglei-
chung der Lebensverhältnisse, Ein-
haltung der Grenzen für Staatsver-
schuldung etc.

Ist die Politik zu sehr abhängig von 
den Finanzmärkten?
Die Regierungen haben zugelassen, 
dass Wachstum sehr stark von den 
Finanzmärkten ausgegangen ist. Es 
wurde viel Geld eingesetzt, um über 
Finanzprodukte weiter Gewinne zu 
machen statt über die Produktion von 
Gütern oder Dienstleistungen. Dieses 
Ungleichgewicht hat zu einer gewis-
sen Abhängigkeit der Politik geführt.

Haben wir es eher mit einer Euro- 
als einer Europakrise zu tun?
Es ist sicher beides. Der Euro wäre 
aber nicht so gefährdet, wenn sich 
die Politiker auf die Erreichung von 
Gemeinsamkeiten in den einzelnen 
Politikfelder konzentriert hätten, z.B. 
Verteidigungs-, Außen- und Sozialpo-
litik, statt sich nur auf die gemeinsa-
me Währung zu kaprizieren. Ich war 

immer ein Anhänger der sogenannten 
Krönungstheorie.

...die sah vor, dass die gemeinsa-
me Währung als „Krönung“ einge-
führt werden sollte, nachdem die 
Lebensverhältnisse aller europä-
ischen Staaten angeglichen sind?
Genau. Durchgesetzt hat sich aber die 
andere Theorie, nach der durch eine 
gemeinsame Währung automatisch 
gleiche Lebensverhältnisse in den 
verschiedenen Ländern entstehen 
würden. Das konnte nicht gut gehen. 
Mich wundert nur, dass die Krise erst 
so spät nach den Maastricht-Verträ-
gen ausgebrochen ist. Sie ist aus mei-
ner Sicht unvermeidlich.

Was kritisieren Sie konkret?
Wir haben noch immer eine völlige 
Ungleichheit der Lebensverhältnisse. 
Das betrifft nicht nur die finanzielle 
Seite, die Ungarn erleben z.B. eine 
politische Krise mit Beschneidung 
demokratischer Rechte. Es ist in den 
ganzen Jahren nicht gelungen, trotz 
Milliarden die in EU-Regionalfonds 
ausgeschüttet wurden, alle Mit-
gliedsstaaten zukunftsfest weiter zu 
entwickeln. Spanien sitzt auf einem 
Berg von unverkäuflichen Ferienwoh-
nungen. In welchen wirtschaftlichen 
Bereichen will Griechenland sich auf 
dem Weltmarkt positionieren? Noch 

mehr Olivenanbau geht nicht, andere 
Länder können das inzwischen auch 
viel preiswerter.

Sind Sie mit dem Krisenmanage-
ment speziell der deutschen Regie-
rung zufrieden?
Den Kurs der Kanzlerin halte ich 
grundsätzlich für richtig. Die Staats-
verschuldung muss zurückgefahren 
werden, Strukturreformen sind drin-
gend notwendig. Nur so kann nach 
der Krise wieder Wachstum entste-
hen. Leider sehen unsere Nachbarn, 
Franzosen oder Italiener, das anders. 
Dort fordert man Konjunkturpro-
gramme, die aber am Ende nur ein 
Strohfeuer sind und kein langfristi-
ges Wachstum erzeugen. Sie dienen 
höchstens den Politikern, die gerne 
wiedergewählt werden wollen.

Wie hat sich die Einstellung der 
Menschen zu Europa im Zuge der 
Krise verändert?
Viele Bürger, vor allem in den südeu-
ropäischen Staaten, haben mit der 
EU-Zugehörigkeit eine goldene Zu-
kunft verknüpft. In Portugal wurden 
zum Beispiel umfangreiche Sozial-
leistungen eingeführt, die es vorher 
so nicht gab. Das ist gut, ist aber ein 
Grund dafür, dass Sie heute in Be-
reichen wie Straßenbau kaum noch 
Portugiesen finden, sondern diese 
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teilweise schlecht bezahlten Arbeiten 
von Weißrussen oder Kasachen aus-
geführt werden, trotz hoher Arbeitslo-
sigkeit der Portugiesen. Jetzt werden 
überall Einschnitte notwendig und 
plötzlich würden viele Länder gerne 
wieder zur früheren völligen natio-
nalen Unabhängigkeit zurückkehren. 
Die vielbeschworene Solidarität gilt 
offenbar nur in Schönwetter-Perio-
den.

Darunter leidet auch das Ansehen 
Deutschlands bei den europäischen 
Nachbarn...
Ich bin überrascht, wie groß teilweise 
die Wut auf Deutschland oder perso-
nifiziert die Kanzlerin zum Beispiel in 
Griechenland war. Da brechen noch 
Ressentiments und Nazi-Vergleiche 
auf, die ich als längst überwunden 
glaubte. Europa hat seine größte Kri-
se zum Zusammenhalt noch vor sich!

Könnte Deutschland noch mehr von 
seinen Nachbarn lernen?
Ich glaube nicht, zumindest was die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik angeht. 
Wir haben seit dem 2. Weltkrieg be-
wiesen, dass wir ein gutes Rezept zur 
Stabilität haben. Daraus sollte man 
aber nicht ableiten, dass Deutschland 
alle Defizite Europas ausgleichen 
könnte. Durch die hohe Staatsver-
schuldung in etlichen Mitgliedsstaa-
ten ist Europa ein Fass ohne Boden 
geworden. Im Prinzip haben wir ja 
bereits die Gemeinschaftshaftung für 
alle Schulden eingeführt.

Wie müsste denn ein belastungsfä-
higeres Staatenbündnis organisiert 
sein?
Wir müssen ein paar Schritte zurück 
machen. Ein Kerneuropa in den Mit-
telpunkt stellen, bestehend aus den 
wirtschaftlich stärksten Nationen. 
Griechenland und andere Staaten 
sollten aus der EU oder zumindest 
der gemeinsamen Währung austre-
ten. Bis die völlig ungleichen Lebens-
verhältnisse sich angenähert haben. 

Auf lange Sicht ist das für mich der 
einzige Weg – aber ich bin froh, dass 
ich nicht in der politischen Verant-
wortung stehe.

Könnten Sie sich vorstellen, in einer 
europäischen Zentralregierung von 
einem Franzosen oder Italiener re-
giert zu werden?
Im Moment nicht, vielleicht in der 
Zukunft, wenn dieses Europa einen 
gesunden Unterbau hat. Wir neigen 
immer dazu, wichtige Schritte zu 
überspringen. Wir müssen schritt-
weise die Sozialpolitik angleichen, 
brauchen zunächst eine gemeinsame 
Finanzpolitik.

Glauben Sie, die Deutschen stehen 
trotz aller Kritik zu Europa? 
Ja, wir sind durch die deutsche Ge-
schichte für viele Dinge sensibler als 
andere Staaten. Hier könnte kein 
Berlusconi mit einer europafeindli-
chen Kampagne mit breitem Erfolg 
auf Stimmenfang gehen. Die meisten 
Deutschen wissen auch, dass wir als 
Exportland sehr stark von der Ge-
meinschaft profitieren.

Hat die EU nach Ihrer Meinung den 
Friedensnobelpreis verdient?
Wenn man die Bemühungen um Frie-
den seit Ende des 2. Weltkriegs be-
trachtet, ja. Aber dafür käme der Preis 
ziemlich spät. Der dauerhafte Frieden 
unter den europäischen Nachbarn 
spielt im heutigen Lebensgefühl der 
Menschen keine Rolle mehr.

Was stimmt Sie zuversichtlich, dass 
Europa vielleicht doch die beste 
Zeit noch vor sich hat?
Die Menschen sind schon näher zu-
sammengerückt, es gibt keine Grenz-
kontrollen mehr. Wir sind offener ge-
worden für andere Kulturen, fremdeln 
zum Beispiel als Deutsche nicht mehr 
mit spanischen Lebensgewohnhei-
ten. Aber neben den Fortschritten im 
menschlichen Miteinander mache ich 
mir schon Sorgen um die wirtschaftli-

che Stabilität. Das Risiko der Inflation 
wächst, seit der Zypern-Krise fürchten 
nicht wenige Menschen sogar die Ent-
eignung ihres Besitzes – ein für die 
Zukunft eher bedrohliches Szenario. 



EXPERTENINTERVIEWS   ∕    KAPITEL03    ∕    83

„Die Probleme sind nicht so 
unüberwindlich, wie sie uns im 
Alltag manchmal vorkommen“

Wolfgang Schäuble über ein tragfähiges 
Ordnungsmodell für das politische Europa 
und den vertrauensvollen Umgang mit 
den europäischen Nachbarn

Dr. Wolfgang Schäuble

© Bundesministerium der Finanzen, Foto: Ilja C. Hendel
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Dr. Wolfgang Schäuble wurde 1942 in Frei-
burg im Breisgau geboren und studierte 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 
in Freiburg und Hamburg. Er ist seit 1972 
Mitglied des Deutschen Bundestages. 
Während seiner erfolgreichen politischen 
Laufbahn war er unter anderem Bundes-
innenminister und Chef des Bundeskanz-
leramtes. Seit 2009 ist er Bundesfinanz-
minister.

ZUR PERSON

Wie stark bedroht die aktuelle Krise 
das Projekt Europa?
Europa bewegt sich am stärksten in 
Krisen voran. So haben wir durch die 
aktuelle Eurokrise erreicht, dass das 
Regelwerk für die Finanzmarktregu-
lierung konkretisiert wurde, Europa 
wächst enger zusammen. Die Wett-
bewerbsfähigkeit einiger Mitglieds-
staaten verbessert sich bereits, aber 
das braucht Zeit. Die Differenz in den 
Arbeitskosten liegt in vielen Ländern 
bei weitem nicht mehr so hoch wie 
vor drei Jahren.

Also sind Sie rundum zufrieden mit 
dem deutschen Krisenmanage-
ment?
Wir haben eine Menge erreicht, aber 
zufrieden sein sollte man in der Poli-
tik nie. Man darf die Dinge nicht iso-
liert betrachten. Wir müssen uns als 
Folge der Finanzkrise jetzt mit einer 
Legitimationskrise Europas ausein-
andersetzen. Es hat jetzt absolute 
Priorität, die Jugendarbeitslosigkeit 
schneller und erfolgreicher nicht nur 
zu bekämpfen, sondern auch zu über-
winden. Sonst wird der europäische 
Gemeinschaftsgedanke zu sehr an 
Legitimation verlieren.

Hat die Gemeinschaftswährung die 
Probleme verschärft?
Die Ursache ist nicht der Euro, auch 
nicht in den südeuropäischen Län-

dern. Sondern der Druck der Globa-
lisierung, auf den viele Länder nicht 
rechtzeitig reagiert haben.

Wer ist verantwortlich für die Fehl-
entwicklung?
Es bringt nichts, sich gegenseitig eine 
Schuld zuzuschieben. Der europäi-
sche Einigungsprozess ist etwas Ein-
maliges, aus anfangs sechs Staaten 
jetzt mit 28, gerade ist Kroatien beige-
treten, eine Gemeinschaft zu formen. 
Davon 17 in einer Währungsunion 
souveräner Staaten. Europa ist eine 
große Erfolgsgeschichte, wir hätten 
niemals die deutsche Teilung ohne 
den europäischen Einigungsprozess 
überwunden. Oder den eisernen Vor-
hang eingerissen.

Diese EU-Erfolgsstory teilt sich 
nicht allen Menschen mit...
Die Zustimmung der Deutschen zum 
Euro ist nach wie vor sehr hoch. Die 
Menschen haben nach Jahren der 
Krise begriffen: „Es ist manchmal 
schwer, aber es ist zu unserem Besten 
und wir dürfen es nicht gefährden.“ In 
anderen Ländern ist die Akzeptanz 
nicht so hoch, aber man muss schon 
anerkennen, was Griechenland im 
letzten Jahr erreicht hat, auch Spa-
nien ist auf einem sehr guten Weg. 

Hat sich die Politik zu sehr in Ab-
hängigkeit vom Finanzsektor be-

geben?   
Nein. Es gab zwar enge Verbindun-
gen zwischen Banken und Schulden-
staaten. Aber im Kern ist die Eurokrise 
eine Folge der Bankenkrise. Erst als 
im Zuge dieser Krise die Finanzmärkte 
nachhakten, wie steht es eigentlich 
mit dem Euro, ist die hohe Verschul-
dung einiger Länder aufgefallen. Ob-
wohl man ja festhalten muss, dass 
die betroffenen Euro-Länder nicht 
annähernd so hoch verschuldet sind 
wie beispielsweise Japan oder auch 
die USA.

Unter dem Stichwort Bankenunion 
wird das Finanzsystem künftig nach 
einheitlichen Regeln so von europä-
ischen Institutionen beaufsichtigt, 
dass große Banken nicht wieder Ri-
siken wie in den Jahren 2008/09 an-
häufen können.

Wie könnte denn ein tragfähiges 
Ordnungsmodell für das politische 
Europa aussehen?
Wir werden etwas völlig Neues schaf-
fen, es wird sicher kein europäischer 
Nationalstaat werden oder „Verei-
nigte Staaten“ nach dem Beispiel 
Amerikas. Das alte Regelungsmono-
pol der Einzelstaaten wird ergänzt 
durch ein europäisches Parlament. 
Für Deutschland ist das nicht ganz 
so schwierig, wir sind föderale Struk-
turen gewohnt. Es darf jedoch auf 
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keinen Fall passieren, dass es keine 
nationalen Eigenheiten mehr gibt, 
denn der Reichtum Europas liegt in 
der Vielfalt.

Wie soll dieses „völlig Neue“ aus-
sehen?
Staatlichkeit wird nicht mehr auf eine 
Ebene begrenzt sein, so wie es heute 
noch das Völkerrecht vorsieht. Wir 
haben jetzt souveräne Staaten mit 
einem Regelungsmonopol nach au-
ßen, gleichzeitig ein Interventionsver-
bot, niemand darf sich in die inneren 
Angelegenheiten des anderen einmi-
schen. Das passt nur noch begrenzt 
ins 21. Jahrhundert. Nehmen Sie zum 
Beispiel die Umweltverantwortung. 
Sie ist eine globale Herausforderung, 
da sollte sich niemand auf das Inter-
ventionsverbot berufen können und 
sagen dürfen: Das Problem interes-
siert mich nicht. Wir sind gemeinsam 
verantwortlich und brauchen deshalb 
eine neue Form von Governance.

Den Menschen drängt sich die 
EU-Verwaltung in Brüssel wie ein 
Oberlehrer auf, der alles regeln will 
bis hin zur Krümmung der Gurke...
Im Ernst, es liegt auch hier ein langer 
Prozess vor uns, aber wir haben auch 
schon sehr viel erreicht. Die Europä-
ische Kommission versteht sich als 
Motor der Einigung und Hüter der 
Verträge und leistet gute Arbeit. Im 
Bemühen, die großen gesellschaftli-
chen Themen europaweit zu regeln 
geht es manchmal ein Stück weit 
über das erforderliche Maß hinaus. 
Im Alltag empfinden die Menschen 
dann das beschriebene Übermaß an 
Bürokratisierung aus Brüssel.

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Ja, die europäische Einigung ist in 
der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg 
das größte Friedenswerk. Länder, die 
sich Jahrhunderte lang bekriegten, 
haben gelernt, um unterschiedliche 
Interessen zu streiten, ohne Gewalt 

anzuwenden.

Deutschlands dominierende Rolle 
hat in einigen Nachbarstaaten wie-
der das Bild des „hässlichen Deut-
schen“ erzeugt. Verletzt Sie das?
Wenn man in manche deutschen 
Boulevard-Blätter schaut, könnte 
man sich als Südeuropäer oder Pole 
auch gelegentlich verletzt fühlen. 
Deutschland hat eine besondere Ver-
antwortung, wir liegen in der Mitte 
Europas, haben die meisten direk-
ten Nachbarn. Wirtschaftlich sind wir 
sehr gut aufgestellt, haben aber auch 
eine besonders belastete Geschichte. 
Uns fällt eine führende Rolle zu, wir 
sollten aber nicht glauben, Europa 
dominieren zu können. Unser Ziel ist 
immer eng und vertrauensvoll mit 
unseren Nachbarstaaten zusammen 
zu arbeiten.

Was zeichnet uns aus und wo kön-
nen wir von den europäischen 
Nachbarn lernen?
„Unser duales Ausbildungssystem 
ist sicher beispielhaft. Wir haben im 
Gegensatz zu vielen anderen Ländern 
kein Problem mit der Jugend-Arbeits-
losigkeit. Und sehr erfolgreiche, klei-
ne und mittlere Unternehmen. In vie-
len Dingen sind die Deutschen jedoch 
schwerfälliger als andere, bauen Sie 
hier mal einen Flughafen. In unserem 
Hang zum Perfektionismus können 
wir schon sehr kompliziert sein!

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa beste Tage noch kommen?
Das bisher Erreichte macht mich sehr 
zuversichtlich. Die Probleme sind 
nicht so unüberwindlich, wie sie uns 
im Alltag manchmal vorkommen. Die 
Welt braucht Europa. Wir verstehen 
uns besser als alle anderen auf Nach-
haltigkeit. Die europäischen Staaten 
haben gelernt, sich durch mühsame 
Prozesse immer wieder anzunähern, 
statt in Gewalt zurückzufallen. Wir 
haben gesellschaftliche Bedrohun-
gen wie Fundamentalismus in der 

Geschichte hinter uns gelassen. Und 
wir wissen um die Bedeutung sozialer 
Kohärenz, dass die Kluft zwischen de-
nen, die immer Glück hatten im Leben 
und den Menschen, die weniger Glück 
hatten, nicht zu groß werden darf.
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„Wir blenden mit großer 
Nonchalance die Realität aus“

Michael Schmidt über mangelnde 
Ehrlichkeit in Europa und die Ursachen 
der Krise

Michael Schmidt
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Michael Schmidt ist Vorstandsvorsitzender 
der BP Europa SE. Er war zunächst als Con-
troller und General Manager in verschiede-
nen Bereichen der BASF tätig. 1998 wech-
selte er zur Veba Oel AG und übernahm 
dort ein Jahr später die kaufmännische 
Leitung der Raffinerie Gelsenkirchen. 2005 
wurde er für den Bereich Personal in den 
Vorstand der Deutschen BP AG berufen. 
Nach Gründung der BP Europa SE im Jahr 
2010 blieb Michael Schmidt Personalvor-
stand und Geschäftsführer einiger Tochter-
gesellschaften. Seit dem 1. Mai 2012 ist er 
Vorstandsvorsitzender des Unternehmens.

ZUR PERSON

Krisenzeiten führen oft dazu, dass 
die Menschen enger zusammenrü-
cken. Liegt in der aktuellen Situati-
on eine Chance für Europa?
Ich glaube nicht. Die Krise hat die ein-
zelnen Länder sehr unterschiedlich 
getroffen, es treten jetzt ganz viele 
Partikularinteressen zu Tage. Einen 
Druck oder ein ausgeprägtes Bedürf-
nis zum Zusammenwachsen sehe ich 
vielleicht noch bei der Politik und den 
Eliten, aber nicht in der Mehrheit der 
Bevölkerung Europas.

Bei einer Forsa-Umfrage für BAPP 
verbinden 30 Prozent der befragten 
Deutschen mit dem Engagement 
für Europa eher Nachteile...
Vielleicht nehmen diese Menschen 
vieles einfach als zu selbstverständ-
lich hin. Sie machen sich keine Gedan-
ken über Hintergründe, die sie wohl 
auch nicht einschätzen können. Wer 
glaubt, Frieden und Miteinander in 
Europa sind normal, da könne nichts 
passieren, der ist gnadenlos auf dem 
Holzweg.

Wo sehen Sie die Hauptursache für 
die aktuellen Probleme in Europa?
Wir blenden mit großer Nonchalance 
die Realität aus: Wir leben seit langem 
über unsere Verhältnisse! Sowohl als 
Staat wie auch privat. Eigentlich muss 
jedem klar sein, dass das nicht länger 
gut gehen kann.

Tragen die Banken Mitschuld an der 
Entwicklung?
Wir haben im Bankbereich sicherlich 
den Hund von der Kette gelassen und 
wundern uns später, dass er beißt. 
Aber zuallererst haben wir eine Schul-
denkrise. Die auch Deutschland ein-
schließt. Im Wahljahr wird jetzt wieder 
ein Füllhorn staatlicher Leistungen 
ausgeschüttet, ohne zu fragen, wer 
das hinterher bezahlt.

In der Debatte um Konsolidierung 
der Staatsfinanzen vor allem unse-
rer europäischen Nachbarn dreht 
sich alles um die Frage: Wie viel 
Sparen würgt die Wirtschaft ab?
Nehmen wir das oft zitierte Beispiel 
Griechenland. Ohne ein Notpro-
gramm sind die Schulden nicht ein-
zudämmen. Aber durch die Sparpoli-
tik des Staates wird ein struktureller 
Fehler deutlich: Die Regierung hat 
Jahrzehnte lang alle möglichen Ak-
tivitäten in der Wirtschaft subventio-
niert. Ohne Subvention wird deutlich, 
wie Ineffizient die meisten Unterneh-
men arbeiten. Das trifft die Menschen 
mit voller Wucht, man kann das auch 
nicht Häppchenweise verabreichen.

Wenn Deutschland mit Hilfe und 
guten Ratschlägen kommt, wird bei 
unseren Nachbarn schnell wieder 
das Bild des bösen Deutschen aus 
der Bismarck- oder gar Hitlerzeit 

bemüht...
Ein verständliches Ablenkungsma-
növer. Wenn Sie als Staat zugeben 
müssen, dass Sie Hilfe von außen 
brauchen und diese dann an Bedin-
gungen geknüpft wird, fühlen Sie sich 
bevormundet. Innenpolitisch werden 
dann Bilder bemüht, die nicht der Re-
alität entsprechen. Hier liegt übrigens 
ein Grundübel im europäischen Mitei-
nander: mangelnde Ehrlichkeit!

Was meinen Sie damit konkret?
Es gibt eine Vielzahl von Beispielen. 
Wir tun so, als könne jedes Land 
für sich die Energiefrage lösen, in 
Deutschland sogar jedes Bundesland. 
Dabei würde doch schon jetzt ohne 
grenzüberschreitende Netze alles zu-
sammenbrechen. Wir bauen hoch-
subventionierte Solaranlagen hier 
auf, statt dort wo die meiste Sonne 
scheint. Gleiches gilt für Windanlagen 
in der bayerischen Tiefebene...

Wo brauchen wir mehr, wo weniger 
Europa?
Wir brauchen vor allem ein mehr an 
Verständnis für die Kultur unserer 
Nachbarn. Verbunden mit der Akzep-
tanz für nationale Eigenheiten. Weni-
ger reicht beim Bemühen, selbst dem 
Krümmungsgrad der Banane einen 
europäischen Standard zu verpassen.
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Gibt es auf dem Weg zum verein-
ten Europa schon Dinge, auf die wir 
stolz sein können?
Es ist uns noch nie so gut gegangen, 
wir hatten noch nie über einen so 
langen Zeitraum Frieden und stabile 
Verhältnisse. Aber weil Europa nicht 
mit einer Stimme redet, droht es welt-
weit in der Bedeutungslosigkeit zu 
versinken. Wir müssen weg von der 
Kritik an Kleinigkeiten und an einem 
gemeinsamen Gesellschaftsentwurf 
arbeiten.

Was macht Ihnen am meisten Sor-
gen?
Zum Beispiel der Wahlausgang in Ita-
lien. Von draußen wirkt das Ergebnis 
absurd, weil eine Regierung abge-
straft wurde, die sich ernsthaft um 
Reformen bemüht hat. Wenn das der 
Lackmus-Test für die Bereitschaft zur 
Konsolidierung war, muss ich sagen: 
Die Menschen in Europa wollen nicht 
ernsthaft sparen. Auch wir Deutschen 
sind ja nicht bereit, Einschnitte hin-
zunehmen, selbst wenn sie für eine 
gesunde Wirtschaft förderlich sind. 
Die SPD wurde entsprechend für die 
Agenda 2010 abgestraft.

Was würden Sie sich für ein künf-
tiges gemeinsames Europa wün-
schen?
Ein tragfähiges gemeinsames Gesell-
schaftsmodell. Das anerkennt, dass 
Menschen verschieden sind. Darauf 
weist die Politik leider nur bei der 
Diversity-Debatte hin. Ansonsten 
wird zu oft Chancengerechtigkeit 
mit Ergebnisgleichheit verwechselt. 
Leistung muss sich lohnen, der letzte 
Versuch, allen das Gleiche zu verspre-
chen ist mit der DDR gescheitert.
Wir brauchen ein anderes Grund-
verständnis von „Staat“. Quer durch 
Europa herrscht die Meinung vor, 
der Staat könne alles richten weil 
er über grenzenlose finanzielle Res-
sourcen verfügt. Aber das Geld muss 
jeder einzelne von uns durch Steuern 
aufbringen. Ich fände den Verlauf ei-

ner Debatte um Hartz-IV-Leistungen 
spannend, wenn künftig je zehn Steu-
erzahlern ein Hartz-IV-Empfänger zur 
Versorgung zugewiesen würde...

Und schließlich muss sich europäi-
sche Politik auf die wirklich relevan-
ten Themen konzentrieren. Nur so 
können Politiker erreichen, dass die 
Menschen sich von Brüssel wirklich 
repräsentiert fühlen.
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„Wir haben es nicht mit 
einer Währungskrise zu tun, 
sondern mit überforderten 
Institutionen“
Martin Schulz über die Machtlosigkeit 
europäischer Institutionen und 
Kompetenzen einer europäischen 
Regierung

Martin Schulz
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Martin Schulz wurde 1955 in Hehlrath 
geboren. Er sitzt seit 1994 im Europäi-
schen Parlament und arbeitete in diver-
sen Ausschüssen, etwa dem Menschen-
rechtsausschuss, dem Innen- und dem 
Justizausschuss. Nach der Europawahl 
2004 wurde Schulz zum Fraktionschef der 
europäischen Sozialdemokraten gewählt. 
Seit 2009 ist er zusätzlich auch Europabe-
auftragter der SPD. Martin Schulz ist seit 
Januar 2012 Präsident des Europäischen 
Parlaments.

ZUR PERSON

Wird auch diese Krise die Europä-
ische Union voranbringen, oder 
bedroht sie das Projekt als Ganzes?
Beides ist möglich. Die Krise kann 
ein Beschleuniger der Integration 
werden. Wenn insbesondere die Eu-
rozone kein effektiveres politisches 
Management bekommt und die Re-
gierungen nur ihre nationalen Inter-
essen vertreten, kann die Krise aber 
auch zentrifugale Kräfte freisetzen, 
die das Projekt scheitern lassen.

Welcher Art ist die Krise?
Der Euro ist eine stabile Währung. 
Aber das politische System passt 
nicht zur Währung. Die USA haben 
eine Währung und eine Regierung. 
Die Europäer haben eine Währung 
und 17 Regierungen. Ausgerechnet 
Premier Cameron hat darauf hin-
gewiesen, dass die Eurozone nicht 
die notwendige institutionelle Aus-
rüstung hat. Die Situation wird ver-
schärft, weil der Europäische Rat als 
neues Organ des Lissabon-Vertrages 
alle wichtigen Entscheidungen an 
sich gezogen und dabei das Einstim-
migkeitsprinzip durch die Hintertür 
wieder eingeführt hat. Und jedes Mal 
gibt es einen, der ein Veto einlegt.

Nach unserer Forsa-Umfrage sieht 
die große Mehrheit der Bürger den 
Kern des Problems bei den Ban-
ken…

Die Leute bejahen Europa und seine 
einheitliche Währung. Sie haben aber 
kein Vertrauen, dass es mit den be-
stehenden Strukturen vernünftig ge-
managt wird. Wir haben es nicht mit 
einer Währungskrise zu tun, sondern 
mit überforderten Institutionen. Wir 
brauchen ein Organ, das die Macht 
hat, die notwendigen Regeln durch-
zusetzen. Dass die Leute darin eine 
Bankenkrise sehen, kann ich nach-
vollziehen. Es hat mit einem Gefühl zu 
tun, dessen Dramatik mir eine junge 
Akademikerin in Madrid mit den fol-
genden Worten vermittelt hat: „Sie 
haben 700 Milliarden Euro, um die 
Banken zu retten – wie viel haben Sie 
eigentlich für mich kleines Licht?“ Na-
türlich besteht ein Zusammenhang 
zwischen der Schuldenkrise und den 
Banken. In Irland wurde der weitaus 
größte Teil des exorbitanten Defizits 
durch die staatliche Rettung der Ban-
ken verursacht. Die Menschen haben 
mit der Kritik an „den Banken“ die 
Abhängigkeit der Staaten von einem 
Finanzsystem im Auge, das mächtiger 
ist als die Staaten selbst.

Können die eingeleiteten Maßnah-
men eine Wiederholung des Abstur-
zes ausschließen?
Nein, das glaube ich nicht. Der Wil-
le, bestimmte Fehlentwicklungen 
zu korrigieren, ist da, die Durchset-
zungsfähigkeit häufig nicht. Machen 

wir uns keine Illusionen: Das Casino 
läuft weiter. Die EU hat große Prob-
leme, Regeln an den Finanzmärkten 
– Limits für Boni, Hochfrequenzhan-
del, Spekulation, Steuerflucht – auf 
internationaler Ebene durchzusetzen. 
Obwohl sie es als größter Markt der 
Welt könnte. Aber es gibt Mitglied-
staaten, die wollen das nicht. Bei der 
Finanztransaktionssteuer machen 16 
EU-Staaten nicht mit!

Ist aus der Finanzkrise eine europä-
ische Vertrauenskrise geworden?
Absolut. Die Idee von Europa – dass 
Staaten und Völker zusammenarbei-
ten, um sich gegenseitig zu stützen 
und zu stärken - ist unbestritten. Aber 
immer weniger Menschen verbinden 
diese Idee mit der EU, so wie sie heu-
te ist. Sie wird wahrgenommen als 
ein permanentes Ärgernis, das sich 
überall einmischt und auf der ande-
ren Seite bei ihren eigentlichen Auf-
gaben so inkompetent ist, dass sie 
jedes Vertrauen verspielt hat. Dieser 
doppelte Vertrauensverlust ist dra-
matisch – und wird ergänzt durch ei-
nen Vertrauensverlust auf nationaler 
Ebene. Ich verweise auf einen Vorfall, 
der in Deutschland kaum zur Kenntnis 
genommen wurde. In Portugal hielt 
Premier Passos Coelho im Februar 
eine Rede im Parlament. Da fingen 
die Leute auf der Tribüne spontan an, 
das Lied „Grandola, vila morena“ zu 
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singen, mit dem 1974 das Signal zur 
Nelken-Revolution gegeben wurde. 
Das heißt: Die Menschen haben das 
Gefühl, es ist so weit wie 1974!

Gibt es ein „europäisches Modell“, 
das bewahrenswert wäre auch ge-
genüber den USA?
Die Garantie der individuellen Men-
schenrechte in einer Grundrech-
te-Charta, die von einer gegenseitig 
sich kontrollierenden und stützenden 
Staatengemeinschaft definiert und 
durchgesetzt wird – das ist allemal ein 
verteidigungswürdiges Modell.

Eint der Euro die Europäer, oder 
bringt er sie auseinander?
Der Euro treibt sie nicht auseinander, 
sondern das falsche Management. 
Merkel erzählt den Deutschen: Ich 
schütze eure Interessen gegen die un-
billigen Ansprüche anderer. Samaras 
erzählt seinen Leuten: Wir leben unter 
einem deutschen Protektorat.

Sind die Vereinigten Staaten von 
Europa ein brauchbarer Leitbegriff? 
Ich weiß nach fast 20 Jahren im Eu-
ropa-Parlament, wie stark nationale 
Identität ist, dass Völker diese Iden-
tität nicht aufgeben wollen. Deswe-
gen werden die Vereinigten Staaten 
von Europa, wenn sie kommen, aus 
Deutschland nicht ein europäisches 
Bundesland machen. Wir werden 
eine andere Form finden müssen: 
Eine politische Union mit einer kla-
ren Aufgabenteilung zwischen den 
Nationalstaaten und der EU. Es gibt in 
der Brüsseler Kommission zwei Denk-
schulen. Die eine gibt nicht Ruhe, bis 
sie den letzten Kommunalfriedhof 
privatisiert hat. Die andere verlangt 
eine einheitliche europäische Beerdi-
gungsordnung. Das geht den Leuten 
auf den Nerv! Nur dort, wo nationale 
Organe an ihre Grenzen stoßen – Kli-
mawandel, Währungspolitik, Migrati-
onsfragen, organisierte Kriminalität, 
Handel, Außengrenzensicherung, 
Landwirtschaft – brauchen wir eine 

europäische Regierung. Darauf muss 
sie sich konzentrieren.

Wo ist der Unterschied zu den USA?
Die sind ein einheitlichere Föderal-
staat mit entsprechenden Struktu-
ren. Die EU wird kein einheitlicher 
Föderalstaat sein, und deswegen wird 
sie auch andere Regierungsstruk-
turen haben. Die Nationalstaaten 
werden einen abschließenden Sou-
veränitätsverzicht üben, aber nicht 
in Form einer Verfassung, sondern in 
Form multilateraler, rechtsverbindli-
cher Verträge, die reversibel sind. Die 
kulturelle Vielfalt ist nicht der Sperr-
riegel der Integration. Der Sperrriegel 
ist die Angst der Menschen in einem 
Kontinent, in dem der Nationalstaat 
erfunden worden ist: Dass Europa die 
nationale Identität auflöst. Wir wer-
den nur erfolgreich sein, wenn wir den 
Leuten sagen: Wir garantieren eure 
nationale Identität, wir brauchen sie. 
Europa muss die nationale Identität 
stärken – aber eine europäische hin-
zufügen.

Es gibt wachsende Vorbehalte 
gegen die dominierende Rolle 
Deutschlands. Zu Recht?  
Die Menschen in den Partnerländern 
machen nicht Deutschland in toto für 
seine Regierung verantwortlich. Die 
Kritik gilt nicht Deutschland, sondern 
seiner Regierung, und Frau Merkel, 
die als Regierungschefin Europas 
wahrgenommen wird. Zum großen 
Teil zu Unrecht – um den Tisch des 
Europäischen Rates sitzen 27 Staats- 
und Regierungschefs. Wenn nicht ge-
nügend Männer sagen: Wir machen 
nicht mit, kann ich nicht Frau Merkel 
vorwerfen, dass sie sich durchsetzt.

Sind die Deutschen in Versuchung, 
einen Führungsanspruch zu über-
reizen?  
Ich halte es mit Helmut Schmidt, der 
gesagt hat. Deutschland ist das Re-
lais des Kontinents, zwischen Nord 
und Süd und Ost und West. Und da 

gilt für die heutige Generation, was 
für viele vor ihr gegolten hat: Wann 
immer das Zentrum stark und die 
Peripherie schwach war, musste sich 
das Zentrum entscheiden, ob es die 
Stärke nutzt, um die Peripherie stär-
ker zu machen, oder ob es die Stärke 
nutzt, der Peripherie seinen Willen 
aufzuzwingen. Letzteres hat stets im 
Desaster geendet. Das ist eine der 
brillantesten historischen Analysen 
zur Rolle Deutschlands. Wir müssen 
uns also entscheiden. Mein Eindruck 
ist: Die Deutschen entscheiden sich 
für die Stärkung der Peripherie – er-
zählen aber zuhause was anders. Das 
sollten wir sein lassen.

Warum hat Europa seine beste Zeit 
noch vor sich?
Diese Krise hat offen gelegt, dass es 
einen Abgrund gibt. In diesen Ab-
grund haben wir mehrfach geschaut. 
Deswegen wird die überwältigen-
de Mehrheit der Leute sagen: Jede 
Re-Nationalisierung ist schlechter als 
ein schlechtes Europa – lasst uns lie-
ber Europa besser machen!
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„Ich will den EU-Präsidenten 
nicht bewundern, ich will ihn 
abwählen können“

Gabor Steingart über das Fehlen 
demokratischer Kontrollfunktionen der EU 
und die Notwendigkeit einer europäisch-
einheitlichen Sprache

Gabor Steingart
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Gabor Steingart, 51, ist Vorsitzender 
der Geschäftsführung der Verlagsgrup-
pe Handelsblatt und Herausgeber des 
Handelsblatts. Zuvor war er drei Jahre 
Chefredakteur von Deutschlands größ-
ter Wirtschafts- und Finanzzeitung. Beim 
Nachrichtenmagazin DER SPIEGEL leitete 
er das Ressort Wirtschaft und später das 
Hauptstadtbüro. Steingart zählt zudem zu 
einem der profiliertesten Sachbuchautoren 
in Deutschland.

ZUR PERSON

Ist die aktuelle Krise dramatischer 
als frühere und bedroht am Ende 
das Projekt Europa?
Wir hatten schon viele Krisen in Eu-
ropa, die größten mündeten in zwei 
Weltkriege. Gemessen an dieser euro-
päischen Krisenvergangenheit ist die 
aktuelle Situation weniger als halb 
so schlimm. Dennoch dürfen wir die 
Inkubationszeit des aktuellen Kri-
senvirus nicht unterschätzen. Es ist 
nicht völlig auszuschließen, dass das 
Projekt Europa von innerer Auszeh-
rung bedroht ist. Wir müssen unsere 
europäischen Antikörper aktivieren.

Von welcher Art Krise sprechen wir? 
Geht es eher um den Euro, Staats-
verschuldung oder die europäi-
schen Institutionen?
Wir haben es primär mit einer Staats-
schuldenkrise zu tun. Viele Staaten 
sind ebenso überschuldet wie die 
amerikanischen Hausbesitzer. Ei-
nige Banken stecken in Liquiditäts-
schwierigkeiten. Dies sind Folgen 
einer Politik der Verschuldung, des 
Dazukaufens von Wohlstand, was in 
den 70er Jahren begonnen hat und 
sich in den 90er Jahren rasant be-
schleunigte. Wir sind jetzt an einem 
Wendepunkt angekommen, weil die 
Geldgeber auf den Kapitalmärkten 
ihre Spendierhosen ausgezogen ha-
ben. Aus Gier wurde Furcht und aus 

Furcht entstand die aktuelle Refinan-
zierungskrise für Südeuropa.

Was bedeutet das konkret?
Die Welt hat jetzt die Chance, in ein 
Zeitalter der Entschuldung einzutre-
ten. Diese Chance ist auch dann eine 
echte Chance, wenn sie uns durch 
die Kapitalmärkte aufgenötigt wird. 
Banken und Staaten sollten jetzt ihre 
Risikopositionen herunter fahren und 
die Sicherheitsstandards erhöhen.

Sind dafür die richtigen Weichen 
gestellt?
In Europa versucht man, den Weg 
der kollektiven Entschuldung zu be-
schreiten, unter Schmerzen. Einige 
Länder außerhalb Europas aber ge-
hen jetzt erst so richtig in die Vollen. 
Die Geldbereitstellung zum Nulltarif, 
so wie in den USA oder Japan vorexer-
ziert wird, versucht die Krise dadurch 
zu dämpfen, aber in Wahrheit wird sie 
dadurch erst so richtig gefeuert. Der 
bequeme Weg wird sich am Ende als 
der schmerzhaftere erweisen.

Wer ist für den wachsenden Schul-
denberg verantwortlich?
Eine unheilige Allianz aus Regierungs-
politikern und Banken, die überall 
im Westen auf abflachende Wachs-
tumskurven nicht mit mehr Anstren-
gung oder größerer Bescheidenheit 

reagierte, sondern mit Maßlosigkeit. 
Politik und Finanzindustrie gingen ein 
Koppelgeschäft ein: Der eine bekam 
billigen Kredit, im Gegenzug wurde 
das Bankensystem liberalisiert, ja 
entfesselt. Elementare Finanzie-
rungsregeln hat man suspendiert. 
Eigenkapitalregeln wurden gelockert, 
das Verschneiden von Wertpapieren 
erlaubt, Hedgefonds in Deutschland 
zugelassen. Angeschoben von Po-
litikern und Bankern, die glaubten, 
eine Win-win-Situation geschaffen 
zu haben: Gewinne für die Banken, 
Wahlerfolge für die Politiker.

Müssen Banken also in Zukunft 
strenger kontrolliert werden?
Mehr als das, es ist ein wirklicher Kul-
turwandel nötig. Die Wirtschaftswis-
senschaftlerin Ann-Kristin Achleitner 
hat die Banker der Neuzeit als „ver-
formte Generation“ bezeichnet. Die 
Banken haben in der Tat Produkte 
mit eingebauter Sollbruchstelle auf 
den Markt gebracht, es war klar, dass 
sie explodieren, nur das wann und wo 
und bei wem war noch offen.

Sind Sie mit dem Euro-Krisenma-
nagement der Bundesregierung 
zufrieden?
Kann man ja nicht. Auch Europa 
setzt mit seinen Rettungsschirmen 
und dem Aufkauf von Staatsanleihen 
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durch die Notenbank auf eine Politik 
der wundersamen Geldvermehrung. 
Der anstrebte Gleichklang von Wachs-
tum und Sparsamkeit funktioniert 
bisher nicht, zumindest nicht in Sü-
deuropa. Die Massenarbeitslosigkeit 
dort ist das Damoklesschwert, das 
über Europa hängt.

Führt die Entwicklung in eine ge-
samteuropäische Vertrauenskrise?
Solange der Wohlstand hält, bleibt 
auch Vertrauen in die Idee. Aber da 
wo alles wegbricht, der Job, die Ren-
te, die Zukunftsperspektive, hat das 
logischerweise Auswirkungen auf die 
Vision von Europa. Wenn Europa von 
Millionen übersetzt wird mit Verlust 
von Arbeitsplätzen und sozialem 
Abstieg, werden sich die Menschen 
zurückziehen. Niemand marschiert 
sehenden Auges dem eigenen Unter-
gang entgegen und niemand sollte 
das vom anderen erwarten. Wir wol-
len ja ein Europa der Freiheits-, und 
der Wohlstandsfreunde und nicht ein 
Europa der Lemminge.

Wie könnte ein künftiges Modell 
für europäisches Zusammenleben 
aussehen?
Erstens sollten wir uns auf einen 
Ordnungsrahmen verständigen, der 
weit über Finanzregeln hinausgeht. 
Eine Vision, die sich im Fiskalischen 
erschöpft, ist per definitionem keine 
Vision mehr. Zweitens brauchen wir 
eine demokratische Basis für diese 
vor unseren Augen entstehenden Ver-
einigten Staaten von Europa. Demo-
kratiedefizit ist eine verharmlosende 
Beschreibung für das Fehlen von de-
mokratischen Kontrollfunktionen in 
der EU. Ich will den EU-Präsidenten 
nicht bewundern, ich will ihn abwäh-
len können.

Wo brauchen wir mehr und wo we-
niger Europa?
Wir können auf sehr viel europäische 
Bürokratie verzichten, die lähmt, kos-
tet Wohlstand und Akzeptanz. Zu-

gleich ist ein europäisches Denken 
und Fühlen unerlässlich, wobei das 
nicht bedeutet, den Nationalstaat zu 
verraten. Die New Yorker fühlen sich 
in erster Linie als New Yorker, sind 
aber wenn es darauf ankommt mit 
gleicher Inbrunst auch Amerikaner. 
Dagegen muss der Zweiklang von Ita-
liener-Sein und Europäer-Sein erst 
noch geübt werden.

Wie wichtig wäre eine gemeinsame 
Sprache für ein vereintes Europa?
Ich glaube, dass wir eine gemeinsame 
Sprache brauchen, wenn wir die Fata 
Morgana, die Vereinigten Staaten von 
Europa, tatsächlich erreichen wollen. 
Das große einigende Projekt in Ame-
rika war die Sprache, wie Samuel 
Huntington nachgewiesen hat. Man 
darf nicht vergessen, dass dies kein 
Selbstläufer in den Gründerjahren 
der USA war, die Menschen kamen 
schließlich von überall her.

Können Sie die Kritik unserer Nach-
barn am „hässlichen“ deutschen 
Europakurs nachvollziehen?
Sie ist unvermeidbar. Jeder Unter-
nehmer, der Stellen abbaut, wird als 
Kapitalist gegeißelt. Selbst wenn er 
wirtschaftliche und damit am Ende oft 
auch soziale Gründe für sein Handeln 
benennen kann.  Gleichwohl ist die 
Kritik teilweise berechtigt. Unsere fast 
schon Brüningsche Politik, mit der wir 
Volkswirtschaften in Südeuropa nach 
unten sparen, produziert Verlierer wie 
am Fließband. Dabei haben gerade 
wir Deutschen mit den Elementen 
von stimulierender Wirtschaftspolitik 
– Stichwort Marshallplan oder Aufbau 
Ost – gute Erfahrungen gemacht.

Wo ist Deutschland Vorbild für Eu-
ropa, was können wir von andern 
noch lernen?
Frau Merkel trifft bei unseren europä-
ischen Nachbarn den richtigen Ton. 
Sie tritt nicht als Besserwisserin auf, 
wenn sie andere Staaten besucht, 
neigt als Person nicht zur Großmanns-

sucht. Da haben wir in Europa schon 
andere erlebt. Lernen können wir 
sicher noch einen gelasseneren Um-
gang mit der schwierigen Situation. In 
Wahrheit gehen Italiener und Spanier 
doch sehr ruhig zum Beispiel mit den 
hohen Arbeitslosenzahlen um.  Wir 
können gerade von ihnen lernen, dass 
Familie ein wichtiger gesellschaftli-
cher Zufluchtsort ist, der Stabilität 
organisiert.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?
Angesichts der  großen Blöcke, die 
derzeit in der Welt der Geopolitik 
geformt werden, ist Europa immer 
noch klein. Deshalb halte ich die Ver-
einigten Staaten des Westens für die 
historisch angemessene Antwort auf 
die Selbstertüchtigung in Asien, La-
teinamerika und Russland. Wir sind 
ja schon auf dem Weg dorthin wie 
man an den Verhandlungen über die 
transatlantische Freihandelszone 
und damit einen westlichen Binnen-
markt erkennen kann. In der Nato 
sind wir ebenfalls schon beieinander, 
auch die Währungen Dollar und Euro 
leben in enger Nachbarschaft. Es gibt 
also gute Gründe, aus der Wertege-
meinschaft Europa/USA auch einen 
Staatenbund neuen Typs zu formen.  
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„Hört endlich auf, ständig in 
Hysterie zu verfallen!“

Willi Steul über die kulturelle Vielfalt 
Europas und die Notwendigkeit positiver 
Visionen

Dr. Willi Steul
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Dr. Willi Steul, geboren 1951 in Niederbre-
chen bei Limburg, ist seit 2009 Intendant 
des Deutschlandradios. Während seiner 
journalistischen Laufbahn arbeitete er un-
ter anderem als Politikredakteur beim SWF 
und als Sonderkorrespondent der ARD für 
Afghanistan. Von 1998 bis 2009 war Steul 
Landessenderdirektor Baden-Württem-
berg und stellvertretender Intendant des 
SWR in Stuttgart.

ZUR PERSON

Bedroht die aktuelle Krise das Pro-
jekt Europa?
Sie kann das Projekt Europa gefähr-
den, weil sie weit über frühere Krisen 
hinausgeht. Sie spitzt sich auf die 
Grundsatzfrage zu: Ist das europäi-
sche Projekt mit der gemeinsamen 
Währung überhaupt wünschens-
wert. Dabei schwingt in Deutschland 
ganz stark die Einstellung mit, wir 
sollen zahlen und buckeln, während 
unsere südlichen Nachbarn in der 
Hängematte liegen. Es ist den Poli-
tikern offensichtlich nicht gelungen, 
ihr Handeln vernünftig zu erklären. 
Sonst wäre die Abhängigkeit unserer 
Wirtschaft von Exporten nach Euro-
pa und der Profit an herrschenden 
ökonomischen Strukturen mehr im 
öffentlichen Bewusstsein.

Haben wir es also eher mit einem 
politischen als einem wirtschaftli-
chen Problem zu tun?
Politik tendiert zum Verdrängen. Sie 
hat hartnäckig die Notwendigkeit 
verdrängt, auf dem Weg zu einer 
gemeinsamen Währung die nötigen 
Institutionen und Steuerungsinstru-
mente zu schaffen. Parallel zum Euro 
muss ein koordiniertes europäisches 
Wirtschaftssystem etabliert werden, 
so wie es in den Maastricht-Verträgen 
gefordert wurde. Diese Hausaufgaben 
wurden nicht gemacht. Das ist die eu-

ropäische Lebenslüge, an der wir jetzt 
nicht mehr vorbeikommen.

Sind die Staaten Europas zu sehr 
von der Finanzwirtschaft abhängig 
geworden?
Der Finanzsektor hat sich immer wei-
ter von der Realwirtschaft entfernt, 
hier sind erhebliche Korrekturen not-
wendig. Es fehlen fast vollständig die 
politischen Voraussetzungen, damit 
Geld wieder der Förderung der Wirt-
schaft dient und nicht virtuell mit dem 
Ziel der Vermehrung um sich selbst 
kreist.

Wie bewerten Sie das deutsche Kri-
senmanagement in Europa?
In den ersten eineinhalb Jahren war 
es mir zu einseitig. Es wurde ständig 
der Eindruck erweckt, als seien Kri-
senstaaten wie Griechenland oder 
Spanien ihr Unheil selber Schuld. 
Das hat sich etwas gewandelt. Den-
noch kommen aus meiner Sicht, zum 
Beispiel beim griechischen Volk, die 
falschen Signale an.

Warum?
Man hat erst einmal das Sozialsys-
tem bis auf den Knochen hinunter-
geschnitten. Die Arbeitslosenzahlen 
bei den Jugendlichen liegen um 
fünfzig Prozent. Reformen gehen in 
vollem Umfang an die Substanz der 

kleinen Leute. Dabei wäre wichtiger, 
ein tragfähiges Steuersystem einzu-
führen, hart gegen Korruption vorzu-
gehen und die Privatisierung voran 
zu treiben.

Geht das Vertrauen in die europäi-
sche Idee verloren?
Ich gehe jede Wette ein, bei Neuwah-
len würden jetzt in Griechenland die 
Linksextremen und die nationalisti-
sche Partei der „Morgenröte“ Stim-
men gewinnen, die übrigen Parteien 
in die Knie gehen. In ganz Europa 
schwindet die Solidarität, selbst bei 
uns halten in einer Forsa Umfrage fast 
50 Prozent der Menschen den Weg in 
den Euro für falsch.

Trennt der Euro die Menschen mehr 
als er verbindet?
Ganz klar bringt die Eurokrise die 
Menschen in Europa auseinander. 
Jetzt tritt die Fehleinschätzung zu 
Tage, es gäbe so etwas wie eine eu-
ropäische Identität. Menschen haben 
Erfahrungen und Prägungen immer 
aus dem Nahbereich, dem eigenen 
Lebensbereich. Selbst wenn ihnen 
diese kulturellen Wurzeln nicht be-
wusst sind, haben sie andere Reflexe 
im Handeln, andere Assoziationen 
beim selben Wort. Sie geben ihre 
Eigenständigkeit auf, wo es sinnvoll 
erscheint. Wenn aber der  freiwillige 
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Zusammenschluss zu Europa jetzt 
dauerhaft als Belastung empfunden 
wird, beginnt das Ganze zu zerfallen.

Könnten Sie sich vorstellen, am 
Endpunkt einer Europapolitik von 
einem Franzosen oder Engländer 
regiert zu werden?
Selbstverständlich. Ich bin selbst 
Franzose und Deutscher, habe in 
Frankreich gewählt. Zwar nicht Hol-
lande, aber er ist dennoch mein Prä-
sident. Solange eine europäische Re-
gierung direkt von mir mit bestimmt 
werden kann, hätte ich mit einem 
Staatschef anderer Nationalität über-
haupt kein Problem.“

Wären die Vereinigten Staaten die 
finale Idee von Europa?
Das würde heißen, wir wählten ein 
gemeinsames Parlament und eine 
gemeinsame Regierung. Sicher wün-
schenswert, aber nicht realisierbar. 
Da stehen schon die Sprachbarrieren 
im Weg. Die gemeinsame Sprache ist 
eine Grundvoraussetzung für das Ge-
meinwesen USA.

Als Ethnologe besteht aber für mich 
gerade in der kulturellen Vielfalt Euro-
pas Reichtum. Es ist doch wunderbar, 
dass es schon in Baden-Württemberg 
wahrnehmbare Unterschiede zwi-
schen den verschieden Stämmen der 
Badener und Schwaben gibt.“

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Ja. Es war eine gute Entscheidung, 
das Wirken der EU auf dem Weg zum 
Frieden auszuzeichnen. In den letzten 
400 Jahren stand Europa doch für ei-
nen Kontinent, der sich permanent in 
Kriegen selbst zerfleischt hat.

Wo braucht es nach Ihrer Einschät-
zung mehr, wo weniger Europa?
Mehr in den großen politischen Linien 
Sozial- und Wirtschaftspolitik, Finanz- 
sowie Außenpolitik. Hier brauchen wir 
im globalen Wettbewerb stärkeres 

Miteinander, demokratisch abgesi-
chert. Damit der berühmte Spruch 
des früheren US-Außenministers 
Henri Kissinger an Bedeutung verliert: 
„Wo soll ich denn anrufen, wenn‘s um 
die Außenpolitik Europas geht.

Dafür sollte die Brüsseler Bürokratie 
ihre Regelungswut aufgeben und sich 
nicht mit der Krümmung von Bana-
nen oder der Länge von Kälberstri-
cken auseinandersetzen. Selbst wenn 
sie damit der deutschen Mentalität, 
Dinge für alle Zeiten zu regeln, ent-
spricht...

Kann Deutschland dauerhaft das 
Vorbild für Europa sein?
Keine Nation taugt als Vorbild für Eu-
ropa, dafür sind sowohl Geschichte 
als auch administrativer Aufbau zu 
unterschiedlich. Zur Nachahmung 
empfehlen würde ich dennoch das 
Miteinander der deutschen Tarifpart-
ner. Arbeitgeber und Gewerkschaften 
tragen ihre Streitigkeiten im Bewusst-
sein aus, eine gemeinsame Lösung 
finden zu wollen. In Frankreich errei-
chen die Konfrontationen häufig eine 
Qualität, als sei das Zeitalter des Klas-
senkampfes noch nicht überwunden. 
Umgekehrt würde ich Deutschland 
ein Stück französischen Selbstbe-
wusstseins zum Vorbild geben. Ein 
Land mit unsrer Wirtschaftskraft und 
zentralen Lage in Europa kann nicht 
so tun als sei es, Stichwort Mali, au-
ßenpolitisch ein Eunuch.

Muss eine europäische Avantgar-
de beim Einigungsprozess voran-
gehen?
Es wird nicht funktionieren, das 
Tempo des Einigungsprozesses nur 
von der Wirtschaftskraft bestimmen 
zu lassen. Wenn Griechenland nicht 
mehr mitkommt, dann als nächstes 
Spanien und Portugal und irgend-
wann vielleicht Frankreich, dann 
zerbröselt Europa. Ratsam scheint 
mir jedoch, künftig beim Beitritt zum 
Euro etwas genauer hinzuschauen.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?
Versöhnung und Frieden als europäi-
sche Kerngedanken sind bei den jun-
gen Leuten angekommen. Wer hätte 
vor 50 Jahren geglaubt, dass Europa 
einmal als gemeinsame Politik und 
gemeinsamer Lebensraum Alltag 
wird? Es fehlt jedoch die positive Vi-
sion, das Bewusstsein, wie gut es uns 
geht. Wir haben Probleme, aber kein 
Elend. Wir haben eine wettbewerbsfä-
hige Wirtschaft mit herausragendem 
Mittelstand. Hört endlich auf, ständig 
in Hysterie zu verfallen!
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„Wenn einer fällt, fallen alle“

Michael Vassiliadis über einen 
europäischen Gemeinschaftsgedanken 
und bedrohliche Zentrifugalkräfte in 
Europa

Michael Vassiliadis
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Michael Vassiliadis, geboren 1964 in Es-
sen, ist seit 2009 Vorsitzender der Indus-
triegewerkschaft Bergbau, Chemie und 
Energie (IG BCE). Er ist Mitglied in mehreren 
Beratungsgremien der Bundesregierung 
und in zahlreichen namhaften Unterneh-
men im Aufsichtsrat vertreten. Von 1994 bis 
1997 war er Geschäftsführer der IG-Chemie 
in Leverkusen. 1997 ging er als Vorstands-
sekretär und Leiter der Abteilung Vorsitzen-
der/Personal zur IG BCE.

ZUR PERSON

Haben wir nach Ihrer Einschätzung 
eher eine Krise des Euro oder eine 
Krise Europas zu bewältigen?
Akut steht sicher die Finanzkrise im 
Vordergrund. Grundsätzlich geht es 
dem Euro aber gar nicht schlecht 
im Vergleich zu anderen Weltwäh-
rungen. Europa hat großen Moder-
nisierungsbedarf, in erster Linie in 
der Finanzarchitektur. Aber auch 
abseits dieses Sektors kann ich nur 
Vertragsmanagement erkennen, kei-
ne Inspiration im Sinne einer großen 
europäischen Idee.

Wer ist verantwortlich für diesen 
Zustand?
Unentschiedene nationale Führungs-
persönlichkeiten. Es waren immer 
die starken Länder, die die Idee von 
Europa weiterentwickelten. Aber we-
der von Deutschland noch aus Itali-
en oder Frankreich sind Impulse zu 
spüren.

Welche Rolle spielen die Banken 
bei der Fehlentwicklung des Euro?
Die Bankenregulierung ist sicher ein 
wichtiger und drängender Schritt. 
Dauerhaft erfordert eine Gemein-
schaftswährung aber eine europäi-
sche Wirtschaftsregierung, die eine 
Richtung für künftige Wirtschaftspo-
litik vorgibt.

Wächst Europa durch die aktuel-
le Situation eher zusammen oder 
droht es zu zerfallen.
Aus Sicht der Politik glaube ich, setzt 
sich die Erkenntnis durch, dass ein 
Land nicht aus dem Wirtschaftsver-
bund ausbrechen kann. Die Vernunft 
nährt die Erkenntnis: Wenn einer fällt, 
fallen alle. Das ist ja auch das eigent-
liche Motiv für die Griechenlandhilfe. 
Leider ist durch die permanente De-
batte um den Euro der soziale Aspekt 
völlig in den Hintergrund geraten.

Wie kommt das bei den Menschen 
an? 
Abseits des Krisenmanagements 
verbinden die Menschen mit Europa 
eher Positives. Die Älteren erinnern 
sich noch an Auseinandersetzungen 
zwischen den einzelnen Mitgliedslän-
dern der EU, die unvorstellbare Res-
sourcen aufgezehrt haben. Sowohl an 
Geld als auch an Menschenleben. Die 
jüngeren Menschen genießen Freiheit 
und Freizügigkeit, entdecken die kul-
turellen Gemeinsamkeiten mit den 
Nachbarn.

In einer Forsa-Umfrage für BAPP 
verknüpft aber knapp ein Drittel 
der Befragten mit Euro eher Nega-
tives...
Das ist in erster Linie Folge einer 
Politik, die nicht mehr erlebbar ist 

leider selten vernünftig erklärt wird. 
Statt hier den Gemeinschaftsgedan-
ken zu konkretisieren werden durch 
die europäischen Institutionen die 
Dinge immer undurchschaubarer. 
Plötzlich erleben die Bürger Europa 
als Bedrohung, besinnen sich zurück 
auf regionale Identität. Es entstehen 
Zentrifugalkräfte, die Europa zerrei-
ßen könnten.

Woran scheitern die Vereinigten 
Staaten von Europa?
Wir haben verglichen mit Amerika eine 
deutlich andere Konfiguration. Es be-
ginnt schon damit, dass eine wirkliche 
europäische Regierung fehlt. Eine die 
sprachfähig ist und eine Vision auf 
den Weg bringen kann. Die EU-Kom-
mission z.B. ist keine Regierung, sie 
wird auch nicht von den Menschen 
gewählt. Und kann trotzdem bis in die 
nationalen Rechte Einfluss nehmen. 
Das ist ein großes Problem, wir müs-
sen die Gewaltenteilung im EU-Rah-
men vervollständigen. Und am Ende 
werden die nationalen Regierungen 
nicht nur Verwaltungs- sondern auch 
Regierungsrechte abtreten müssen.

Wie bewerten Sie Deutschlands 
Rolle als Krisenmanager?
Wir zahlen und reden nicht darüber. 
Das halte ich für einen Fehler. Wir 
müssen klar machen, dass wir mit der 
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finanziellen Unterstützung unseren 
Nachbarn auch eine Zukunftspers-
pektive bieten können und wollen. 
Dann lassen sich Verträge leichter 
verhandeln.

Nicht wenige Menschen in Deutsch-
land würden lieber heute als mor-
gen zur D-Mark zurückkehren...
Das ist biedermeierliche Verträumt-
heit und verkennen der Realität. Seit 
1990 hat sich nicht nur der deutsche 
Alltag durch die Wiedervereinigung, 
sondern die ganze Welt in rasantem 
Tempo verändert. Wie will sich da 
ein 80-Millionen-Völkchen behaup-
ten, das noch dazu immer älter wird? 
Wir sollten auch nicht dem Eindruck 
verfallen, wir seien so weit vorne, 
dass es keinen Fortschrittsbedarf 
gibt. In manchen Bereichen sind un-
sere Strukturen mittelalterlich im Ver-
gleich zu manchen Nachbarn.

Was meinen Sie konkret?
Wir beklagen zum Beispiel den Fach-
kräftemangel, verfügen aber gleich-
zeitig über die am besten ausgebilde-
te Frauengeneration aller Zeiten. Aber 
statt die wirklich zu aktivieren führen 
wir eine seltsame Debatte über Quo-
ten in Vorständen und Aufsichtsräten. 
Selbst wenn in 150 Aufsichtsräten der 
deutschen Wirtschaft ausreichend 
Frauen sitzen würden, wäre das The-
ma keinen Schritt weiter.

Oder nehmen Sie unseren Umgang 
mit Migranten. Ein qualifizierter in-
discher Mathematiker darf zwar bei 
uns arbeiten, aber nicht seine Familie 
mitbringen. In vielen dieser Gesell-
schaftsfragen können wir von unse-
ren Nachbarn in Skandinavien oder 
Holland noch viel lernen.

Worauf können wir als Europäer 
heute schon stolz sein?
Faktisch ist die Geschichte der eu-
ropäischen Einigung eine Erfolgsge-
schichte. Sie wird nur verzerrt durch 
gegenwärtige Krise. Es ist ein Fehler, 

wenn wir uns dauernd nur über den 
ökonomischen Aspekt unterhalten.
Die Europapolitik kommt viel zu tech-
nokratisch rüber, wirkt damit auf die 
Menschen bedrohlich. Wir sollten alle 
viel, viel stärker für den faszinieren-
den Gedanken eines gemeinsamen 
Europa werben, die Neugierde auf 
Europa reaktivieren.
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„Jede Krise birgt zunächst 
einmal auch Chancen“

Norbert Walter-Borjans über die Folgen 
der Krise und einen nostalgischen 
Glauben an nationale Währungen

Dr. Norbert Walter-Borjans
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Dr. Nobert Walter-Borjans ist Finanzmi-
nister des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Er begann seine berufliche Laufbahn als 
Produktmanager bei Henkel. Danach war 
er unter anderem Regierungssprecher 
des NRW-Ministerpräsidenten Johannes 
Rau, Staatssekretär im Wirtschafts- und 
Finanzministerium des Saarlands und 
freiberuflicher Wirtschafts- und Kommu-
nikationsberater. Vor seiner Ernennung 
zum Finanzminister war Walter-Borjans 
Wirtschafts- und Liegenschaftsdezernent 
und Stadtkämmerer der Stadt Köln.

ZUR PERSON

Gefährdet die aktuelle Krise das eu-
ropäische Miteinander nachhaltig?
Jede Krise birgt zunächst einmal auch 
Chancen, getreu der englischen Re-
densart „never waste a good crisis“. 
Ich halte den bisher entstanden Scha-
den in jeder Hinsicht für reparabel. 
Alles andere wäre auch eine Bank-
rotterklärung.
Man darf aber die Gefühle der Men-
schen nicht unterschätzen, die die 
Mitgliedschaft in der EU als Grund für 
ihre schwierige Lage empfinden, zum 
Beispiel für eine Jugendarbeitslosig-
keit von 50 Prozent. Die Sorgen und 
Nöte sind schwerwiegend, da braucht 
es mehr als Durchhalteparolen nach 
dem Motto „das kriegen wir wieder 
hin.

Wodurch wurde die Krise in erster 
Linie ausgelöst?
Die Globalisierung hat dazu geführt, 
dass Werte verloren gegangen sind. 
Früher haben Unternehmer wie 
Krupp, Thyssen oder Henkel eine 
Fürsorgepflicht für ihre Mitarbeiter 
empfunden, sie sorgten und bauten 
für sie.

In der globalisierten Welt gibt es nur 
noch einen übergeordneten Wert: 
die Rendite. Verknüpft mit der Fra-
ge: Wie bekomme ich die maximiert? 
Hier liegt ein Ausgangspunkt. Das hat 
besonders Banken und die Finanz-

branche angetrieben.

Sind Banken Hauptverursacher der 
Krise?
Nicht allein. In einigen Ländern fehl-
te der verantwortliche Umgang mit 
Staatsschulden. Es wurde nicht so 
genau genommen mit Krediten, die 
es für niedrige Zinsen gab oder bei 
Projekten und der Frage nach deren 
Finanzierung.

Hat sich die Politik zu sehr in Ab-
hängigkeit vom Finanzsektor be-
geben?
Im Ergebnis ja. Man hat den Banken 
zu viele Freiheiten gelassen, immer 
ausgehend von der Einschätzung, 
dass dieser Finanzsektor systemrele-
vant sei. Bei einer Pleite würden viele 
Menschen mitgerissen, deshalb seien 
wir gezwungen, ihnen trotz selbstver-
schuldeter Fehler zu helfen. Weil das 
so ist, muss man künftig viel genauer 
hinsehen, wie Banken ihre Geschäfte 
gestalten.

Sind Sie mit dem Krisenmanage-
ment der Bundesregierung zufrie-
den?
Nein, das reicht mir nicht aus. Am 
Anfang war es zu zaghaft. Man ist so-
zusagen mit einem kleinen Schirm in 
den Regen gegangen und wenn man 
doch noch nass wurde, hat man einen 
größeren genommen. Damit verlieren 

die Menschen schon grundsätzlich 
das Vertrauen in die Wirkung eines 
Schirms.
Der zweite Punkt ist: Durch die zaghaf-
te Politik stieg die Skepsis im eigenen 
Land. Und dann wurde die Europapo-
litik auf einmal nach der Frage ausge-
richtet: Was kommt am besten beim 
eigenen Wähler an? So stärkt zum 
Beispiel die harte Haltung von Ange-
la Merkel, die in anderen Ländern zu 
Hasstiraden führt, in erster Linie ihre 
Position hier. Sie nutzt die Griechen-
land-Krise so, wie Maggie Thatcher 
einst die Auseinandersetzungen um 
die Falkland-Inseln. Immer wenn es in 
der Innenpolitik Probleme gab, zeigte 
sie nach außen die Muskeln und da-
heim waren alle begeistert...

Aber muss man nicht klare Forde-
rungen zur Strukturveränderung 
an die Kredite knüpfen?
Die eingeforderten Kürzungen er-
drosseln die Länder. Es werden 
Sparbemühungen eingefordert, die 
fast ein Drittel eines Staatshaushal-
tes ausmachen. Das wäre auch bei 
uns nicht umsetzbar und führt nur zu 
einer Abkehr von der europäischen 
Gemeinschaft. Was soll ein junger 
Mensch in Portugal reizvoll an der EU 
finden, wenn er ohne Arbeit zu Hause 
rumsitzt und als Perspektive nur das 
Auswandern nach Norden bleibt?
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Hat der Euro die Menschen näher 
zueinander gebracht?
Ganz sicher. Mittlerweile gibt es so 
viele jüngere Menschen in Europa, 
die ihre frühere Währung gar nicht 
mehr kennen. Für sie ist der Euro das 
Zahlungsmittel, sie möchten nicht an 
jeder Grenze wieder tauschen. Die 
Debatte um die Rückkehr zu D-Mark 
oder Drachme wird von älteren Men-
schen geführt, im nostalgischen Glau-
ben, damit würde alles besser. Für 
die jüngeren ist der Euro mehr als ein 
Zahlungsmittel, er ist ein Stück euro-
päischer Identität.

Hat die EU den Friedensnobelpreis 
verdient?
Auf jeden Fall. Die Leistung eines Ade-
nauer oder de Gaulle, einen Schluss-
strich zu ziehen, war zu deren Zeit 
eine enorme Überwindung. Ich denke 
ganz persönlich an Zeiten des Schü-
leraustauschs in den sechziger Jah-
ren in Frankreich zurück, da lag der 
Krieg gerade mal 20 Jahre hinter den 
Menschen. Für uns war das lange vor 
unserer Zeit und damit Ewigkeiten 
entfernt, aber für die Älteren war das 
wie gestern. Das habe ich erst viel 
später richtig begriffen.
Als 1957 mit den Römischen Ver-
trägen die EWG ins Leben gerufen 
wurde, waren in Europa noch viele 
Wunden offen. Aber es ist einigen gro-
ßen Staatsmännern gelungen, ihre 
Bevölkerung zu überzeugen, dass 
Frieden nur durch Verzicht auf Maxi-
malforderungen erreichbar ist – wie 
in den Siebzigern Willy Brandt mit der 
Anerkennung der Westgrenze Polens. 
Das war wirkliche Friedenpolitik. Das 
Gegenbeispiel sehen wir im Konflikt 
zwischen Israel und Palästina und an 
vielen anderen Orten.

Wo brauchen wir mehr, wo weniger 
Europa?
Ich finde es schwierig, den Menschen 
die Kompetenzen eines europäischen 
Parlaments und die Dominanz einer 
europäischen Verwaltung zu vermit-

teln. Sie können zu Recht erwarten, 
dass man diese „europäische Regie-
rung“ auch abwählen kann. Ich frage 
mich ja selbst als Mitglied einer Lan-
desregierung, womit sind eigentlich 
manche Auflagen legitimiert, die man 
in Brüssel befohlen werden?

Welche Politikfelder gehören in eu-
ropäische Hand, was muss bei den 
Nationalstaaten bleiben?
Europaweit müssen die Grundlagen 
für den wirtschaftlichen Wettbewerb 
geregelt werden. Das beginnt mit 
der Besteuerung, umfasst aber auch 
Sozialstandards. Wobei das nicht 
bedeutet, dass alles gleich geregelt 
sein muss. Portugal beispielsweise 
hat aufgrund seiner geographischen 
Lage mehr Probleme, Wirtschaftsun-
ternehmen anzusiedeln als Staaten 
im Zentrum Europas. Dort sind steu-
erliche Anreize denkbar, wie sie bei 
uns früher zum Beispiel das Zonen-
randgebiet auch bekam. Wenn das 
aber jedes Land selbst entscheidet, 
endet das im ruinösen Steuerdum-
ping. Deshalb geht das alle etwas 
an und gehört auf die europäische 
Ebene.

Auf die nationale Ebene gehört, was 
die charakteristische Vielfalt Europas 
erhält, ohne anderen zu schaden. Ich 
sähe zum Beispiel nicht ein, wenn Eu-
ropa unsere Sparkassen oder Genos-
senschaftsbanken zerschlagen wollte, 
nur weil es die im Rest Europas nicht 
mehr gibt. Man kann mit Vereinheitli-
chung auch Unheil anrichten.

Schaffen alle EU-Staaten das Ent-
wicklungstempo oder brauchen wir 
ein Europa der zwei Geschwindig-
keiten?
Man sollte regionale Eigenheiten, 
Stärken und Schwächen berücksich-
tigen, aber ich würde daraus nicht 
Erste und Zweite Liga machen. Da-
mit erreichen wir nur eine Abstufung 
und wieder den Eindruck, dass es ein 

besseres und ein schlechteres Europa 
gibt. Wir haben ja mit Blick auf die 
unterschiedlichen Ausgangspositio-
nen, etwa von Baden-Württemberg 
oder auch NRW auf der einen und 
Mecklenburg-Vorpommern oder 
Brandenburg auf der anderen Seite, 
auch kein Deutschland der zwei Ge-
schwindigkeiten...
Differenzierungsbedarf sehe ich aber 
bei der gemeinsamen Währung, zu 
der nicht alle Staaten auf einmal 
beitreten können, weil ihnen dafür 
Voraussetzungen in Wirtschaft und 
Verwaltung fehlen. Da wäre ein zu 
schneller Beitritt für alle kein Vorteil.

Was macht Sie zuversichtlich, dass 
Europa seine beste Zeit noch vor 
sich hat?
Die Eingangsfrage! Ich halte uns für 
fähig, die aktuelle Krise als Chance 
zu begreifen. Wir werden grundlegen-
de Fortschritte in Europa erreichen. 
Das erfordert tiefgreifende Reformen, 
aber auch das notwendige Finger-
spitzengefühl bei denen, die schon 
ein Stück weiter sind. Auf uns allein 
gestellt hätten wir in Deutschland 
ganz sicher nicht die beste Zeit vor 
uns. Das geht nur mit Europa.“  





Impressum

wird herausgegeben von Bodo Hombach,

Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik GmbH (BAPP),
Heussallee 18-24, 53113 Bonn

Tel.: 0228/73-62990
Fax: 0228/73-62988
e-Mail: bapp@uni-bonn.de
www.bapp-bonn.de
www.facebook.com/bapp.bonn

Redaktion
Dr. Boris Berger (V.i.S.d.P.), Philip Ackermann, Felix Nöller, Sonja Sauter, Hannes Wiethölter

Layout und Satz
stadtstranddesign - Franziska Harms, Tobias Kallmeyer

Recht
Das Werk ist in all seinen Teilen urheberrechtlich geschützt. Jede 
Verwertung ist ohne Zustimmung der Bonner Akademie für Forschung und Lehre 
praktischer Politik GmbH (BAPP) unzulässig. Dies gilt 
insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, 
Mikroverfilmungen und die Einspeicherung in und Verarbeitung durch elektro-
nische Systeme.

Druck
bonnprint.com GmbH

VON DER EURO- 
ZUR EUROPAKRISE?
Ein Forschungsprojekt 
der Bonner Akademie




